


Post aus Bonn 
Wir freuen uns immer wieder, wenn wir Post kriegen. Besonders, wenn sie 
von unseren Volksvertretern kommt, die in Bonn an vorderster Front 
kämpfen, dort, wo die wirklichen Entscheidungen fallen. Das Klima dort 
steigt ihnen zwar manchmal ein bißchen zu Kopf, aber soetwas sehen wir 
ganz gelassen. 
Richtig nett finden wir es, wenn uns ganz genau gesagt wird, was wir machen sollen und was 
wir nicht machen dürfen. Zum Beispiel wenn der größte Basiskämpfer aller leiten, der Wolf­
gang aus Raining Cast/, uns mit seinem großen Zeigefinger vor der Nase daherwedelt und 
uns 11mehr Fortune11 wünscht. Danke. 
Oder wenn wir an Ausschuß •'Al( V-Koordination .. verwiesen werden und grün uns dazu erklärt, 
das 11sehe wie nervige Bürokratien aus. Auch wenn wir finden, daß das nicht nur so aussieht -
trotzdem Vielen Dank für Eure Mühe/ Wenn Ihr wirklich die Radi Aktiv weiter abonnieren wollt, 
wendet Euch bitte an unsere Aboverwaltung unter folgender Kennung:RAGB)(/3 A VJ ~-= ~134 
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Vorwort 
Fast auf den Tag genau 7 Monate noch 

der letzten Ausgabe erscheinen wir 
wieder - und es hoben sich in dieser Zeit 
Dinge ereignet, die noch Ende letzten 
Jahres jenseits unserer Vorstellungskraft 
lagen. Was das für unsere Zeitung bedeu­
ten wird, können wir im Augenblick noch 
nicht sagen, hangt das doch entscheidend 
von der weiteren Entwicklung des Komple­
xes WM ab - und dazu gehören die Be­
schlüsse von Atomkapital und Regierung 
genauso wie die Reaktionen des Anti-WM­
Widerstonds. 

Ersteinmol haben wir in dieser Ausgabe 
der Radi Aktiv versucht, nüchtern den 

aktuellen Stand zu bilanzieren. Unter dem 
Obertitel 'WM AKTUELL' hoben wir ver­
schiedene Stellungnahmen, Einschatzungen 
und Fakten zusammengestellt, um zu einem 
realistischen Bild der momentanen Lage 
beizutragen. 

Einen zweiten Komplex bildet das Thema 
'Streit in Schwondorf". Wir haben den 

Eindruck, daß ausgerechnet jetzt, wo die 
Anti-WM-Bewegung gewisse Erfolge ein­
streichen kann, der Streit unter den ver­
schiedenen Strömungen eskaliert. Dabei 
wird z.T. mit höchst unschönen Methoden 
gearbeitet 
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Ein dritter Komplex kreist um das Thema 
Repression. Wir dokumentieren eine 

ausführliche Arbeit von Rolf Gössner zum 
'Unterbindungsgewohrsam• und würdigen 
außerdem die 87. Folge von sogenannten 
Sicherheitsgesetzen, die kürzlich den Stall 
des Gesetzgebers verließen. 

Soweit unsere Schwerpunkte in diesem 
Heft. Mol sehen, wie's weitergeht! 

Die Redaktion der~~ 
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politisch nicht durchsetzbar 

politisch nicht durchsetzbar 

warum nicht weiter so? 



-------------------------------------------WAA AKTUELL 

Regierungsstreit über Wockersdorf 
Von der 11Welt .. bis zur 11taz'' ist man sich einig: Mit der VEBA-Ankündigung, in La 
Hague einsteigen zu wollen, ist die WAA Wackersdorf vom Tisch. Mit gedämpftem 
Unmut wird mal wieder das Kapital als der eigentliche Herrscher im Land ausge­
macht, der 11die Bundesregierung wie einen Tanzbären am Nasenring hinter sich 
herführt .. (so der GRÜNE Daniels) - es überwiegt jedoch die Zufriedenheit. Hat 
doch der VEBA-Konzernchef höchstpersönlich die Wiederherstellung des energiepo­
litischen Konsens durch einen Verzicht auf Wackersdorf als sein eigentliches Ziel 
benannt. 
Die folgende Analyse der aktuellen Wackersdorf-Krise kommt zu einem anderem 
Urteil: 
- der VEBA-Vorstoß wird dazu führen, die Wiederaufarbeitung auch im Falle eines 
Regierungswechsels über die Hürden zu bringen 
- auch in Zukunft wird es in der BRD, - wenn auch nicht unbedingt in Wackersdorf -
eine "nationale .. WAA geben. 
Im ersten Teil des Artikels wird - soweit möglich - die Faktenlage dargestellt, an­
schließend folgen erste Bewertungen. 

Das französische Angebot 

Am 3. April 1989 unterzeichneten die VEBA 
und die Setreibergesellschaft der WAA La 
Hague, COGEMA, ein "Memorandum of 
Unterstanding•, das die folgende Option 
enthalt: 
- Bereits ab 1990 (I) wird die VEBA 49% 
der Anteile der WAA UP 3 (UP=Usine de 
Plutonium) übemehmen. Darin einschlossen 
ist ein Technologie-Transfer zwischen 
COGEMA bzw. dem franz. Atomenergie­
kommissariat (CEA) und der VEBA sowie die 
Etablierung eines 7 -köpfigen Aufsichtsrats, 
dem 3 VEBA-Vertreter angehören. 
- Oie UP 3, die Ende 1989 mit einem jahrli­
ehen Durchsatz von 800 Tonnen in Betrieb 
gehen wird, soll erst einmal 7.000 Tonnen 
Brennelemente aus Japan, Belgien, den 
Niederlande, Schweden, der Schweiz und 
der BRD verarbeiten und anschließend, d.h. 
ab frühestens 1999 für weitere 1 5 Jahre 
ausschließlich BRD-Brennelemente in einer 
Größenordung von 400-600 Tonnen pro 
Jahr. 
- Da die UP3 ob 1999 als abgeschrieben 
gilt, wird ab diesem Zeitpunkt die Wieder­
oufarbeitung mit 5.000 Franc/kg besonders 
preisgünstig sein, wobei dieser Preis jedoch 
von einer Reihe von Bedingungen obhangig 
gemacht wird: z.B. dürfen die jetzt gelten­
den Sicherheitsbestimmungen nicht ver­
scharft werden und seitens der Behörden 
darf keine einzige Betriebsunterbrechung 
verfügt werden. Im Preis enthalten ist die 2-
jahrige Lagerung abgebrannter Brennele­
mente in La Hogue, die einjahrige Lagerung 
des Plutonium und die dreijahrige Lagerung 
sonstiger WAA-Abfalle, wobei allerdings die 
Transporte zurück in die BRD nach franz. Si­
cherheitsrichtlinien durchzuführen sind. 
(Nuclear Fuel, 17.4.89) 

Daß Frankreich billiger kommt als ein BRD­
Stondort ist freilich nichts Neues: Schon 
Anfang 1984 berichtete das Monoger­
Maga-zin über einen Streit innerhalb der 
DWK: Ein Drittel der Energieversorgungsun­
ternehmen (EVU) votierte domals für die 
preisgünstigere Wiederauforbeitung in La 
Hogue, ein weiteres Drittel für die noch billi­
gere "Direkte Endlagerung•. Nur eine Min­
derheit der Energiekonzerne pladierte für 
die nationale WAA, die die Bundesregie­
rung om 23. 1.85 infolgedessen nur mithilfe 
eines Kabinettsbeschlusses durchzusetzen 
vermochte. Auch in öffentlichen Stellung­
nehmen betonten damals z.B. die Rhei­
nisch-Westfalischen Elektrizitatswerke, daß 
man sich nicht aus eigenem Antrieb, 
sandem nur wegen dieser politischen 
Vorgabe an Weckersdorf beteilige. Das 
Primat der Politik hatte domals funktioniert 
und wird auch heute von Bennigsen­
Foerder, dem VEBA-Chef anerkannt. Seine 
Antwort auf die Frage, was passiert, falls die 
Bundesregierung den Cogemo-Vebo-Deal 
ablehnt: "Dann ist das erledigt, dann 
bleiben wir in Wackersdorf.• (14.4.89, 
West3-TV) 
Nicht ollein wegen der besseren französi­
schen Preise steht Weckersdorf heute zur 
Disposition, sandem in erster Linie wegen 
des als sensationell empfundenen französi­
schen Angebots einer deutschen Mitverfü­
gung über die Plutoniumfabrik UP3. 
Benningsen-Foerder gegenüber dem 
Spiegel: "Es lag jenseits unserer Vorstel­
lungskraft, daß die Franzosen bereit sein 
könnten, einen deutschen Partner als Mitei­
gentümer zu begrüßen. Wir waren über­
rascht, daß die Cogema uns angesprochen 
hat.• Eine gesonderte Untersuchung ver­
dient die Frage, w o r u m Frankreich diese 
Initiative ergriffen hat. Die Ursache der ok-

tuellen, durch Frankreich ausgelösten Wok­
karsdorf-Krise ist freilich die Entschlossenheit 
und der Breite der Anti-WAA-Bewegung in 
der BRD. 

Die Widersprüche im Vorfeld 

Das Memorandum des 3. April war bereits 
im Vorfeld Gegenstand intensiver nichtöf­
fentlicher Regierungsoktivitäten. Oie hier­
über durchgesickerten Informationen reflek­
tieren in ihrer Widersprüchlichkeit die real 
existierenden Weckersdorf-Differenzen im 
Regierungsloger. 
Oie eine Version stammt von dem damali­
gen Chef im Bundeskanzleramt, Schöuble. 
ln einer auch formal sehr ungewöhnlichen 
Pressemitteilung wird der Eindruck erweckt, 
als sei die Unterzeichnung des Memoran­
dums vom 3.4. geradezu ein Affront gegen 
die Bundesregierung gewesen. 
Zwar habe bereits om 2.3.89 der Vebo­
Chef den Kanzler "beiläufig• auf die mit 
COGEMA geführten Gespröche hingewie­
sen. ln zwei unmittelbar vor Unterzeichnung 
des Memorandums om 3.4. geführten Tele­
fonaten habe Schauble dem VEBA-Chef 
jedoch erklart, daß VEBA sich "nicht auf 
eine Zustimmung der Bundesregierung 
stülzen könne•, zumol Kohl ohnehin erst mit 
Mitterand reden müsse, den er ober erst am 
4.4. treffen werde. Ungeachtet dieser indi­
rekten Bitte um Zeitaufschub wurde das 
Memorandum jedoch om 3.4., einen Tag v 
o r der deutsch-französischen Begegnung 
unterzeichnet. 
Noch der von "Spiegel" und "Zeit" kolpor­
tierten Version hingegen hatte der VEBA­
Chef den Kanzler om 2.3.89 in größter 
Ausführlichkeit über den Cogemo-Pion und 
die Kosequenzen für Weckersdorf infor­
miert. Auch eine dpo-Meldung vom 12.4. 
erweckte den Eindruck, als sei der deutsch­
französische Deal bereits geritzt: "Noch In­
formationen des ZDF's ist die Entscheidung 
zur Aufgabe von Weckersdorf bereits gefal­
len. Unter Berufung auf Banner Regierungs­
kreise hieß es, ein Vertrag für die 
Zusammenarbeit mit Frankreich werde beim 
deutsch-französischen GipfeltreHen nächste 
Woche in Paris unterzeichnet. • Dem ent­
spricht eine Information, wonach die VEBA 
von dem öffentlichen Wirbel selbst über­
rascht wurde. Denn dort •sei man davon 
ausgegangen, daß dieser Vorgang erst 
nach den Gesprächen von Bundeskanzler 
Kohl mit Präsident Mitterand in der kom­
menden Woche bekanntgegeben werde.• 

(PE der boyarischen Londtogsgrü­
nen, 13.4.89) 

Sicher ist, daß der Deal nicht durch den 
VEBA-Chef sandem durch das Bundespres­
seamtes om 11.4. öffentlich gemocht 
wurde. Und fest steht weiterhin, daß ouf­
grund der sich anschließenden CSU-Inter-
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ventionen die Geschöftgrundlagen für die 
deutsch-französischen WAA-Beratungen am 
19./20. 4. erheblich verschoben wurden. 
Die Auseinandersetzungen zwischen dem 
11. und 14.4. verdienen eine Detailbe­
trachtung • sie belegen die Tiefe der Wider­
sprüche im Regierungslager und sind 
zugleich eine Grundlage für die Beantwor­
tung der Frage, worauf die Anti-WAA-Be­
wegung sich ggfls. einzustellen hat. 

Permonente Regierungskrise 

10.4.89: Waigel, Lambsdorff, Töpfer, Rie­
senhuber, Haussmann und Dick (bayr. Um­
weltminister) beraten im Kanzleramt auf 
Einladung Schöubles über die Zukunft der 
WAA Wackersdorf. Am Abend setzen 
Waigel und Kohl in einem 4-Augen-Ge­
spröch die Beratung fort. 

11.4.89; Regierungssprecher Ost macht in 
einer Pressemitteilung die "unverbindliche 
Absichtserklörung• von VEBA und 
COGEMA erstmals publik. Das "nationale 
Entsorgungskonzept" der BRD sei hiervon 
nicht berührt. 

12.4.89; Das Thema Weckersdorf be­
herrscht die Abendnachrichten. Am Vor­
abend der Prösentotion einer neuen 
Regierung macht Waigel lt. Heute-Jeumal 
seine Mitarbeit im Kabinett abhöngig von 
der "unmißverstöndlichen• Konzlerzusage, 
an der WAA Weckersdorf festzuhalten. Kohl 
dementiert dieses Junktim. Lt. Streibl haben 
sich om 12.4. jedoch Kohl, Woigel und 
Lambsdorff auf den Weiterbau der WAA 
geeinigt. (Mittelboyerische Zeitung, 14.4.) ln 
Bonn kursiert das Gerücht von der Existenz 
eines diesbezüglichen Waigei-Briefes an 
Kohl. 
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13.4.89: Große Pressekonferenz mit Regie­
rungsumbildung. Den ZDF-Nachrichten 
melden um 0.35, Woigel habe sich "noch 
nicht entschieden, ob er den Kabinettspo­
sten annimmt". Die Pressekonferenz beginnt 
eine Stunde spöter als vorgesehen. Waigel 
ist im Kabinett und Kohl verliest einen vor­
bereiteten Text zu Wackersdorf, der - so 
Kohl • auch die "Gespröchsgrundlage• mit 
den Franzosen darstelle. Dieser Text und 
sein Schlüsselsatz konnten durchaus als eine 
verklausulierte Absage an eine WAA Wok­
kersdorf interpretiert werden: "Sollten ;etzt 
Präzisierungen dieses (nationalen Entsor­
gungs-)Konzepts für die Zeit nach 2000 not· 
wendig und zweckmäßig sein, werden wir 
bei einer solchen Entscheidung der beson­
deren Verantwortung, der der Gesamtstaat 
für den Freistaat Bayern hat ... Rechnung zu 
tragen haben. • Die Antwort aus Bayem ließ 
nicht auf sich warten: ln einem Fernschrei­
ben vom selben T og fordert Ministerprösi­
dent Streibl, "sofort und eindeutig" eine 
Richtlinien-Entscheid des Kanzlers zugunsten 
Wockersdorf:"lch weise Sie darauf hin, daß 
eine Beteiligung der Veba an der Cogema. 
und der Bau der WAA sich gegenseitig aus­
schließen.•. 

14.4.89; Aufgeschreckt durch das bayeri­
sche Fernschreiben versammeln sich erneut 
Waigel, Lambsdorff, Töpfer, Riesenhuber, 
Haussmann und Dick bei Schäuble im Bun­
deskanzleramt, um die Vorgabe für die 
deutsch-französischen WAA-Gespröche zu 
revidieren. Das Ergebnis ("Ich war heute 
auch erstaunt, als ich das las• • so der Re­
gierungssprecher) liest sich wie folgt: "Die 
Bundesregierung wird (bei den deutsch­
französischen Konsultationen) keinen 
Zweifel daran aufkommen lassen, daß sie 
nach wie vor ein integriertes Entsorgungs-

konzept mit einem Standort der WAA in 
Deutschland und damit in Wadcersdorf aus 
Gründen der Entsorgungssicherheit für not­
wendig hält." Das COGEMA-Angebot solle 
unter der Prömisse "Wackersdorf erhalten• 
geprüft und das nationale mit dem intema­
tionalen Konzept harmonisiert werden. (Pro­
tokoll Bundespressekonferenz) Eine von der 
Koalitionsrunde eingesetzte Arbeitsgruppe 
solle diesbezügliche Positionspapiere für 
den Gipfel erarbeiten. (SZ, 15.4.~ 

Dabei blieb es. Zwar erklörte Bennigsen­
Foerder, Weckersdorf lUld La Hogue könne 
er sich nicht vorstellen. Die CSU jedoch 
konnte im boyrischen Landtag stolz einen 
Brief des Kanzlers zitieren, wonach dieser 
bei dem Gespröch mit Mitterand "keinen 
Zweifel daran aufkommen lassen" werde, 
daß die Bundesregierung eine WAA in 
Weckersdorf "für notwenig" hält. (taz, 19.4.) 
Diese Grundlage ermöglichte der CSU 
fortan einen modifizierten Sprachgebrauch: 
Bayem, das sei doch klar, werde bei neuen 
Erkenntnissen gewiß nicht um eine WAA 
kämpfen ••. 
ln Paris kam Mitterand "seinem Freund Kohl 
in der heiklen Frage der nuklearen Zusam­
menarbeit entgegen•, schrieb om 21.4. die 
Neue Osnabrücker Zeitung: "Wider Erwar­
ten" stimmte er der Errichtung von zwei 
WM-Standorten zu. ln der in Paris verab­
schiedeten Erklörung heißt es: 

"Nachdem die Bundesregierung in Überein­
stimmung mit der französischen Regierung 
ihren Willen bekräftigt hat, an ihrer Politik 
des BrennstoHkreislaufes festzuhalten, was 
das Bestehen von zwei Standorten von Wie­
deraufarbeitungsanlagen in Frankreich und 
in der Bundesrepublik Deutschland ein­
schließt, sind die beiden Regierungen über­
eingekommen, die Absichtserklärung 
zwischen VE&\ und COGEMA in einen grö­
Beren Zusammenhang zu stellen ... • 

Eine französische und eine bundesdeutsche 
Arbeitsgruppe sollen den "größeren Zusam­
menhang• innerhalb von zwei Monaten kon­
kretisieren. Der BRD-Gruppe ist 
hochrangig besetzt. Ihr gehören unter der 
Leitung Töpfers ein Mitglied der bayerischen 
Staatsregierung sowie die Staatssekretäre 
des Wirtschafts- und des Forschungsministe­
riums sowie des Auswärtigen Amtes an. Die 
Zusammenarbeit, so Töpfer am 20.4. vor 
dem Bundestag, "müsse auf zwei Säulen in 
Frankreich und in Deutschland aufgebaut" 
werden, "die sich bei der Bewältigung der 
auftretenden Lasten wechselseitig unterstüt­
zen.• 

Sollen die deutsch-französischen Gespröche 
die schrittweise Aufgabe von Weckersdorf 
lediglich vernebeln? Geht es um eine zu­
künftige Arbeitsteilung, bei der die militä­
risch interessante WAA in Frankreich bleibt 
und die gemeinsame Brennelemente-Ferti­
gung nach Boyem kommt? Oder wollen 
beide Länder an der Existenz von nationa­
ler, großer Wiederaufarbeitungsanlagen 
festhalten? 



Es ist noch frOh für eine definitive Antwort. 
Zuviele Unbekannten sind im Spiel. Unab­
hängig von der konkreten Zukunft der WAA 
Weckersdorf können allerdings schon heute 
für die weitere Widerstandsdebalte gegen 
die WAA und die Stoßrichtung der Mobili­
sierung zur München-Demo am 3.Juni erste 
Thesen formuliert werden: 

These Nr.l: 
VEBA sucht eine Überlebensstrategie 
für die Plutoniumwirtschaft 

Die Anpassung der GrOnen und die Her­
ausbildung der REPs haben einen Regie­
rungswechsel 1990 in den Bereich des 
Möglichen gerOckt. ln diesem Falle wöre 
zumindest die WAA Wackersdarf, ggfls. 
sogar die WAA-Option insgesamt geföhr­
det. Der COGEMA-Deal dient u.a. dem 
Ziel, dieser Option über aller politischer Er­
schütterungen hinüberzuretten. War es in 
Hessen die Bundesaufsicht, die als "Sach­
zwang" die Expansion der Hanauer Atombe­
triebe absicherte, so soll bei rosa-grOn oder 
rosa-gelb auf Bundesebene ein deutsch­
französische Staatsvertrag die Rettung der 
bundesdeutschen Plutoniumwirtschaft si­
cherstellen. "Denn ein deutsch-französischer 
Staatsvertrog - "conditio sine qua non" für 
die Zusammenarbeit zwischen Vebo und 
Cogema - bindet olle BetroHenen, z.B. auch 
e ne neue Regierung in Bonn", vermerkte 
bereits am 18.4.89 das Handelsblatt. Der 
v elfach gefeierte "Aussteiger" an der Spitze 
des Veba-Konzems entpuppt sich so als der 
weitsichtige Wegbereiter der Plutoniumwirt­
schaft; das sympathieheischende Gerede 
von dem "energiepolitische Konsens" als 
Vorschlag, wie ein sozialdemokratisches 
Anti-WAA-Programm ggfls. gekippt und der 
"Konsens" dennoch erhalten werden kann. 
Ohne erkennbaren "Dissens" verseuchen in 
La Hague schon heute überwiegend bun­
desdeutsche Nuklear-Hinterlassenschaften 
den Atlantik und den Nordwesten Frank­
reichs. 
Die Anlehnung an Frankreich zur Sicherung 
von innenpolitisch geföhrdeten Optionen 
dürfte für Kohl ein wesentlicher, wenn auch 

nicht der Einzige Grund sein, die Cogema­
Offerte aufzugreifen. Eine in Bann beson­
ders gem gesehene Variante der 
Zusammenarbeit sieht vor, die Veba in La 
Hague und die Cogema in Weckersdorf 
einsteigen zu lassen (vgl. Protokoll Bundes­
pressekonferenz, 17.4.). Ein derartiges Ab­
kommen könnte sogar einer Fertigstellung 
der Bayem-WAA den Weg bahnen. 

These Nr 2: 
An der .. nationalen .. Option wird fest­
gehalten 

Es ist noch nicht zu überschauen, ob die 
Bundesregierung die WAA Weckersdorf 
halten kann (siehe unten). Sicher ist aller­
dings, daß sie auf eine eigene WAA, zumal 
nach dem Einlenken Frankreichs, nicht frei­
willig verzichten wird. Ebenso sicher ist, daß 
dahinter das Interesse steht, sich dle militöri­
sche Nuklear-Option offenzuhalten. Bei 
aller deutsch-französischen Kooperation im 
Bereich der Ökonomie weiß man genau, 
daß Frankreich auch in Zukunft eine 
nuklear ebenbürtige BRD verhindem will. 
Die deutsch-französische Variante wird 
deshalb auch langfristig das nationale 
Element der BRD-Piutoniumwirtschaft nicht 
völlig ersetzen können. 
Ausgerechnet ein Gewerkschaftsführer, der 
IG-Chemie-Chef Rappe, hat unter Rückgriff 
auf das Vokabular Adenauers einen ersten 
diesbezüglichen Vorschlag unterbreitet. Er 
unterstützte - so Rappe - ja den Veba-Chef, 
wame aber vor der Gefahr, die WAA-Tech­
nologie aus politischem Opportunismus ins 
Ausland abzudröngen: Dann "bestünde die 
Gefahr, daß der Morgenthou-Pion mit 50 
Jahren Verspätung verwirklicht würde. • 
(Adenauer nannte 1967 den Atomwaffen­
sperrvertrag einen "Morgenthau-Pian im 
Quadrat".) Man dürfe- so Rappe- aus der 
"nationalen Wiederauforbeitungstechnolo­
gie" nicht vollständig aussteigen. Deshalb 
solle zumindest die WAA im Kamfor­
schungszentrum Karlsruhe, die bisher über 
1 000 kg Plutonium abgetrennt hat, "erhal­
ten und modernisiert werden. • (Handels­
blatt, 19.4.89) 
"Modernisiert ... • - wieder so ein Schlüssel­
wort. 

WAA AKTUELL 

Rappe verkörpert die alte Helmut Schmidt­
linie, die im SPD-Parteiapperat weitere An­
hänger und bei den Unionsparteien eine 
Mehrheit hinter sich weiß. Für diese Leute 
war und ist das Festhalten an der Politik des 
"geschlossenen Brennstoffkreislaufs• (siehe 
deutsch -franz. Erklärung) ein Teil der Staats­
röson, wobei der Begriff "geschlossener 
Brennstoffkreislauf" nur eine Chiffre ist für 
die Entwicklung der militärisch abrufbereiten 
Technik der Urananreicherung und Wie­
deraufarbeitung. Es gibt für die Bundesre­
gierung ohne entsprechende innenpolitische 
Zwönge keinen Grund, von der Politik des 
"geschlossenen Brennstoffkreislaufs" abzu­
rOcken, die z.B. 1977 mit dem Festhalten 
an der WAA Gorleben selbst gegen massiv­
ste us-amerikanische Anfechtungen vertei­
digt werden konnte. leider gibt es z.Zt. 
weder in der Friedens- und Anti-AKW-Be­
wegung noch bei den GRÜNEN eine er­
kennbare Anstrengung, das militärische 
"Stand-By" -Programm der Bundesrepublik 
prinzipiell aufs Kam zu nehmen. Dabei böte 
die aktuelle Weckersdorf-Krise gerade für 
eine derartige Kampagne einen optimalen 
Ansatzpunkt. Es war für die Bundesregie­
rung schon immer ein Problem, ausgerech­
net die waffentechnisch bedeutsamen 
T echnologien als angeblich "nationales• Er­
fordernis zu verankern. Stärker als jemals 

zuvor ist man heute in Bann mit der Schwie­
rigkeit konfrontiert, "daß diese (woHentech­
nische) Möglichkeit in der Bundesrepublik 
tabuisiert (ist) und man sich daher nicht 
einmal intern darüber klar verständigen 
(kann), wie gewichtig dieses machtpoliti­
sche Interesse (ist) und wie\veit man sich 
darauf verlassen (kann), daß der Staat die 
erforderlichen Technologien zu gegebener 
Zeit ohne viel Aufhabens mitfinanzieren 
(wird)." 

3. Aus für die WAA Wackersdorf? 

Das COGEMA-Angebot hat die schon 
länger bestehenden Widerspruche innerhalb 
der herrschenden Eliten zur Frage der WAA 
Weckersdorf dramatisch zugespitzt. 
Die VEBA AG ist nicht irgendjemand. 1985 
rangierte sie mit 50 Mrd. Umsatz und 
70.000 Beschäftigten auf Platz 4 der um­
satzstärksten Unternehmen. Am AKW­
Bereich beherrscht sie u.a. die 
PreussenEiektra, die Urangesellschaft und 
die Uranit. ln ihrem Windschatten hat sich 
die Fronde der erklörten Gegner einer na­
tionalen Groß-WAA weiter verbreitert: Die 
Mehrzahl der Energiekonzeme, die SPD, die 
FDP-Parteibasis und Teile der CDU sind 
heute gegen den Weiterbau der WAA. 
Ein entgegengesetztes Interesse haben 
bisher neben der CSU der WAA-Erbauer 
Siemens, Teile des Bayernwerks und die 
DWK ongemeldet. 

Auf der Erscheinungsebene gibt es einen 
Widerspruch zwischen dem eher westeuro­
päi~ch denkenden, profitratenkalkulieren­
den Großkapital um einen 
Bennigsen-Foerder und den eher chauvini-
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stisch orientierten Frontsoldaten um Oregger 
und Waigel - mit einem Kanzler zwischen 
den Seilen. Oie Wirklichkeit sieht natürlich 
etwas komplizierter aus. So darf die eine 
Seite durchaus Kritik an der vorwiegend 
ökonomischen Argumentation der VEBA 
geübt werden, wahrend die Wackersdorf­
"Gegner" die T abuisierung der militarischen 
Optionen zur eigenen. Maxime erheben. 
Graf lambsdorff spricht von einer "außen­
politischen Frage von höchster Brisanz" um 
gleich darauf den Finger auf den Mund zu 
legen. Man weiß davon aber halt das Maul. 
Genscher, der heute gegen den Stahlhelm 
den kürzeren zieht, wird ihn morgen in der 
Debatte über einen grundgesetzliehen 
Atomwaffenverzicht erneut verteidigen. Als 
"stjller Tejlhaber der gegenwörtjgen Regie­
w.og• in der Frage der WAA (FAZ, 28.4.) 
wird auch die SPD nicht aus der Reihe 
scheren. Selbst Wolfgang Roth, der noch 
1986 die WAA als "Option für deutsche 
Kernwaffen" bekampfte, hat heute den 
Schongang eingelegt, wenn er nur noch 
den Wirtschahspolitischen Skandal" 
(FR, 15.4.) an den Pranger stellt. Es bleibt 
somit einem lother Oomröse, Generalleut­
nant a.O. und Prasident der Clausewitz-Ge­
sellschaft vorbehalten, den deutsche 
Atomwaffen-Standpunkt in Erinnerung zu 
bringen: 
"Jede Überlegung zur Verteidigungs- und Si­
cherheitspolitik, auch jede Strategie, hat die 
Existenz von Nuklearwaffen oder die Mög­
lichkeit einzubeziehen, Nuklearwaffen mit 

Beginn eines Krieges zu produzieren. • 
(Europ.Wehrkunde, 2/89, S.80) Voilal 
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LaHague 
Bereits 1966 nahm Frankreichs zweite 
WAA UP-2 (UP=usine de f.lutonium} 
in La Hague den Betrieb au , sie ist aul 
eine jährliche Wiederaufarbeitungska­
pazität von rund 400 t (vgl. WAA Wak­
kersdorf 350 t) ausgelegt. 
Seit 1981 wird in La Hague an der UP-
3, die auf jährlich 800 t ausgelegt ist, 
gebaut. Desweiteren ist eine Erweite­
rung der UP- 2 auf ebenfalls 800 Jah­
restonnen geplant. Bis 1986 wurden 
rund 1700 t wiederaufgearbeitet, von 
denen allein rund 1050 t aus bundes­
deutschen Reaktoren stammten. 
Betreiberin dieser gigantischen 
Anlage, die sich auf etwa 300 Hektar 
Land erstreckt, ist die Cogema ( Com­
parie Generale des matieres nudeai­
res, die 1976 als privatrechtliche 
T oc tergesellschaft des staatlichen 
Commissariat a !'Energie atomique 
(CEA) gegründet wurde. Derzeit arbei­
tet die Anlage in La Hag_ue rund 80% 
der in der westlichen Welt anfallenden 
Brennelemente auf. Die (ogema steht 
für die zivil-militärische Verquickung 

Nun ist Weckersdorf in der Tat weder Fisch 
noch Fleisch: Als Militarprajekt ist die 
Anlage überproportioniert, als Projekt der 
Energiewirtschaft hingegen konkurrenzunfa­
hig, da zu klein. 

Das Schicksal der WAA Weckersdorf ist 
derzeit nicht absehbar: 

Auf der einen Seite möchte man keinen Pfif­
ferling mehr auf die Zukunft dieser Anlage 
verwetten: 
Oie militarische Option ist nicht an Wok­
karsdorf gebunden: Karlsruhe, Gronau und 
Hanau bieten genug. Da eine Absage an 
Cogema mittlerweile offenkundig ausge­
schlossen wird, stellt sich selbst für ein ver­
kleinertes Projekt das Probleme, die 
erforderlichen Milliardenausgaben mit nicht­
militarischen Argumenten zu legitimieren. Es 
kann nicht ausgeschlossen werden, daß der 
Weckersdorf-Verzicht bereits jetzt als 
Trumpfkarte für die deutsch-französischen 
Atomgesprache bereitgehalten wird. 

Andrerseits sollte man gerade dieser Regie­
rung immer nur das Schlimmste zutrauen. 
Der Poker mit dem Pochen auf die nationa­
le Option war bisher keineswegs erfolglos. 
Neue chauvinistischen Verdummungskam­
pagnen deuten sich in den Beschwörungen 
eines angeblichen höheren Sicherheitsstan­
dart der boyarischen WAA bereits an. Ein 
Einstieg des zivil-militarischen Cogema-Kon­
zerns in Weckersdorf würde der BRD - wenn 
auch nur für den Preis einer französischen 
Mitsprache - die Option auf die großtech­
nische Plutoniumherstellung erhalten. 
Im Kontext der geplanten Europaischen Si-

der französischen Nuklearpolitik. 
Bereits 1956 wurde die Einrichtung 
einer militärischen Abteilung innerhalb 
der Muttergesellschaft CEA beschlos­
sen. Die Cogema hält 51,5% Kapital­
anteile der größten 
Urananreicherungsanlage der Welt 
der Eurodif bei Pierrelatte im Rhonetai 
(Waffenuran) und produziert in Mar­
coule das für die Sprengsätze benötigte 
Tritium. Im Dienste der Force de 
Frappe besorgt sie die Wiederaufarbei­
tung von Plutonium, das u.a. in dem 
militärisch verwendeten Schnellen 
Brüter Phenix anfällt. ln der Region 
Nord-Cotentin ist die Cogema nach der 
Atomrüstungsgesellschaft "Arsenal" in 
Cherbourg die zweitwichtigste Arbeit­
geberin. Rund 3000 Angestellte sind 
im Hauptwek von La Hague beschäftigt 
und weitere 6000 arbeiten derzeit noch 
auf der Erweiterungsbaustelle. 1987 
hatte die Cogema einen Gewinn von 
250 Millionen DM, die CEA erwirtschaf­
tete im selben Jahr 1,8 Milliarden DM. 

cherheitsunion galt Wackerdorf bisher als 
eine wesentliche materielle Verkörperung 
der "Drittstaatenthese" Helmut Kohls: Die 
Anlage war und ist ein Symbol für den An­
spruch auf nukleare Gleichrangigkeit ge­
genüber Frankreich und Großbritannien. 
Wir dürfen niemals vergessen,· daß in einem 
nicht unwesentlichen Detail auch e1n Ben­
nigsen-Foerder unter Seinesgleichen in der 
Minderheit ist: Mit seiner Mahnung, man 
dürfe "nicht vergessen, daß wir ein kleines 
Land sind. • (Spiegel 16/89) 

Daraus folgt: Noch niemals gab es größere 
Chancen, die WM Weckersdorf zu kippen. 
Es wöre jedoch verfrüht, bereits jetzt zu 
jubeln und der VEBA das Feld zu überlas­
sen. Abgesehen von Notwendigkeit, ggfls. 
auch gegen ein Zwischenlager oder ein 
Brennelement-Fabrik in der Oberpfalz zu 
mobilisieren, muß gerade jetzt der Wider­
stand gegen die WM auf allen Ebenen ver­
starkt werden. Jedes weitere Festhalten an 
Weckersdorf muß als unzweideutiger Beleg 
für militörische Nuklearambitionen in Bann 
denunziert werden. Gleichzeitig muß der 
Widerstand auf Karlsruhe, d.h. auf jede 
weitere nationale W M-Option ausgeweitet 
werden. 
Gleichzeitig sollten wir uns in aller Scharfe 
von der VEBA und abgrenzen und starker 
als bisher La Hague zum Gegenstand von 
Anti-WM-Aktivitöten machen. COGEMA ist 
gleichermaßen im zivilen und militörischen 
Atombereich engagiert. Der Aufbau einer 
deutsch-französischen Plutoniumindustrie 
bedeutet, daß die Stromverbraucher bei uns 
zu allem anderen Ärger zukünftig auch 
noch dazu verdammt werden, die Force de 
Frappe zu subventionieren. 

mk (Redaktion der atom) 
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INTERVIEW 

Seit den Äußerungen der VEBA , sie steige aus der WAA aus und kaufe sich in 
Frankreich bei der Cogema ein, wird dieses Thema täglich im bundesdeutschen 
Blätterwald behandelt. 
Uns interessiert natürlich auch die Einschätzung der Bewegung. 
Wir befragten hierzu Hannes K. vom Münchner Anti-Atom-Plenum, Ewald Ziegler, 
einer der Sprecher des Nürnberger Friedensforum, sowie Erna Wellenhofer vom 
Vorstand der BI Schwandorf. Aus der bundesweiten Anti-AKW-Bewegung befragten 
wir Wolfgang Ehmke, Pressesprecher der BI Umweltschutz in Lüchow-Dannenberg. 
Leider erreichte uns die Stellungnahme von lrene Sturm aus dem Vorstand der BI 
SAD nicht mehr. 

Hannes K. vom Münchner 
Anti-Atom-Plenum 

Radi Aktiv:Wie schätzt du die weitere Ent­
wicklung der WAA in Weckersdorf ein? 
.!::!suul!ä: Es sieht wohl im Moment so aus, 
daß sich die Wirtschaft aus dem Projekt 
Weckersdorf verabschiedet. Das hat nicht 
nur wirtschftliche Konsequenzen, sandem 
auch for den Widerstand. Mon will, 
nochdem sich hier ein erfolgreicher Wider­
stand gezeigt hat, nun diese Probleme 
erstmal erledigen. Es zeigt sich, daß die Par­
teien mit diesem Thema nicht mehr 
umgehen können . Die CSU hat jetzt wirk­
lich Angst Wahlerstimmen zu verlieren, an­
dererseits glauben sie, daß die 
Wiederouforbeitung so nicht mehr trogbar 
ist. Die WM wird politisch so nicht mehr 
durchse1zbor sein. Das hat natürlich Konse­
quenzen for den Widerstand ganz allge­
mein. Einerseits in der Oberpfolz, wie gehen 
die mit dem Problem, um ober auch ander­
seits for uns von der Anti-AKW-Bewegung 
was, wird jetzt auf uns zukommen. 

Radi Aktiv: Und in welcher Richtung sollen 
wir dann den Widerstand weiterführen ? 
Hgnnes: So wie es absehbar ist, werden die 
Probleme erstmal noch Frankreich verlagert, 
man wird hier dem Widerstand gegen das 
Atomprogramm erst ganz ollgemein den 
Wind aus den Segeln nehmen. Die Mi1te­
Rechts-Koolition glaubt wohl, daß ein ener­
giepolitischer Konsens mit der SPD 
angestrebt werden muß, um das Atompro­
gramm Oberhaupt weiter durchse1zen zu 
können. Da ist genou der Ansatz, das heißt, 
wir gehen davon aus, daß sich gewisse 
Kreise aus der SPD und aus anderen Partei­
en wieder in diesen energiepolitischen 
Konsenz einbinden lassen. Das bedeutet for 
uns, daß wir uns vor ollem mit dem Problem 
der Endlagerung ouseinonderse1zen 
müssen, weil wir erwarten, daß es zu einem 
T ouschgeschaft Wiederauforbeitung - End­
lagerung kommt. Das bedeutet donn,doß 
der abgebrannte MOll noch Gorleben 
kommt. Das dürfte dann wohl unser Haupt­
arbeitsschwerpunkt in nachster Zeit sein. 

Ewald Ziegler, 
Nürnberger Friedensforum 

Radi Aktiv: Wie schätzt du die Entwicklung 
der WAA in Weckersdorf nach den Verlaut­
barungen der VEBA weiter ein? 
ms!:lch glaube, es ist ein Punkt erreicht 
auf den wir Ionge hingearbeitet hoben. Daß 
namlich der politische Preis so hoch wird, 
daß totsachlich die Frage steht, ob dieser 
Preis zu bezahlen ist, ob da die wirtschaft­
lich Machtigen und die Regierenden bereit 
sind, einen so hohen politischen Preis zu 
zahlen, um das Atomprogromm, die WP.A 
durchzuziehen. Es ist im zweitem Punkt of­
fentsichtlich, daß die WM, was auch von 
der Friedensbewegung immer gesagt 
wurde, gebaut werden sollte mit dem Ziel 
atomare Technologie for den Export zu 
hoben und gleichzeitig den Zugriff zur 
Atombombe. Beides ist wohl sehr schwer 
durchse1zbor und das ist wohl auch der 
Grund, daß sich der VEBA Konzern andere 
Möglichkeiten überlegt. Wir schliessen nicht 

aus, daß es sto1t der WM reale Uberlegun­
gen gibt, ob da nicht vielleicht eine NSolor­
zellenfobrik gebaut wird, was uns natürlich 
lieber wöre. 

Radi Aktiv: Wie denkst du über die weiteren 
militarischen Nutzungsmöglichkeiten von 
derzeitigen Atomanlagen oder in Koopera­
tion mit Frankreich? 
~: Es ware falsch zu glauben, wenn wir 
es erreichen, daß die WM nicht gebaut 
wird, dann auf breiter Linie Entwarnung 
geben zu können. Das wöre ein großer 
T rugschluß. Es ist totsachlich ein Punkt, daß 
von den Möchtigen in unserem lande, die 
immer noch von der eignenen Atombombe 
traumen, versucht wird, eben auch Ober 
Europo - sprich westeuropoische Integra­
tion - mit Frankreich dazu zu kommen. 
Nicht zuletzt deshalb hat die Friedensbewe­
gung letzten Oktober in Böblingen gegen 
die Aufstellung der ersten deutsch-französi­
schen Brigade demonstriert. Und ich glaube 
mit dem EG-Binnenmorkt kommt da noch 
einiges auf uns zu. Es ist wohl offentsichtlich 

- Bundesrepublik High T ech und Finanzen -
und Frankreich kann es etwas leichter 
hoben mit atomaren Export und Atombom­
benproduktion und da wird versucht zu 
einem Arrangement zu kommen. Ich 
glaube, da muß man in Zukunft größeres 
Augenmerk auch von der Friedensbewe­
gung darauf lenken. 
Radi Aktiv: Welche Konsequenzen siehst du 
für den Widerstand, in welche Richtung 
kann, soll was weitergehen oder ist erst mal 
Feierstimmung angesagt? 
Ewo!d: Ich glaube, als erstes muß das olles 
weitergehen bis totsachlich beschlossen ist, 
daß die WM nicht gebaut wird und dofOr 
etwas anderes, Sinnvolles. Dann glaube ich 
sollte man sich auch mal die Zeit nehmen 
zu feiern und gleichzeitig überlegen, daß 
damit zwar ein HerzstOck des deutsch Atom­
programms gekippt worden wöre, ober 
eben noch nicht das gesamte Programm 
zum ersten und zum zweiten müssen dann 
die ganzen Kriminolisierungsgeschichten, 
die Betroffenen rehabilitiert werden, da muß 
das Polizeioufgobengese1z usw. zurückge­
nommen werden und das passiert sicher 
nicht im Selbstlauf . 
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Erna Wellenhafer Vorstand der BI Schwandorf 

Rqdj Akffv: Wie schätzt du die weitere Ent­
wicldung zu Wadcersdorf noch den neue­
sten Verlautbarungen der VEBA usw. ein? --= Ich bin schon der Meinung, daß das 
Konzept WM Weckersdorf fallen wird, 
denn ich habe mich so ein bißchen eingele­
sen und das Konzept wurde anfangs von 
der Industrie getragen, dann mehr für die 
Versorgung mit Plutonium, also als milmJri­
sches Konzept, dann in der iva Schmidt als 
Entsorgung und jetzt wieder neu in La 
Hague und ich glaube, daß der Vertrag mit 
La Hague insofern ganz wichtig ist für die 
lndustriekonzerne; nicht nur wegen des 
Geldes, sondern auch, weil es leichter 
durchsetzbar ist. Ich glaube, daß die militö­
rische Option, die die WM spielen soll in 

lo Hague vielleicht sogar leichter zu ver­
wirklichen ist, ols hier in Wockersdorf. Die 
VEBA merkt, es gibt andere politische Mehr­
heiten, die auf Endlagerung hindeuten 
können und deshalb werden noch Vertrtlge 
zementiert, die dann nicht so leicht aufzulö­
sen sind, also juristisch, wirtschaftlich, also 
ein Stück schwieriger wird. Sie sorgen da 
vor und da sie es leichter können, ols in 
Wockersdorf, ist es das ous für Wockers­
dorf. 
Radi Aktiv: Wos bedeutet das für den Wi­
derstand? 

!mg,; Ich habe mich schon mit mehren 
WM.Gegnern unterholten und die sagen 
olle das gleiche: weiter wie bisher, wir 
trauen weder der VEBA. noch trauen wir 

)OrOR1'Gt. ST\LLEGUNG ALLER ATOMANLAGEN 
_,_ Bo m~enr·oli ~ 0 f f -::.-....~_f.:-1 5 be-cftu-!"S--= .,Vif~t. u '-~ U. n: 
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Stellungnahme von Wolfgang Ehmke 

Die Aufgabe des WM-Standorts Weckers­
dorf ist natürlich ein großartiger Sieg der 
bundesweiten Anti-AKW-Bewegung. 
Nochdem der Irrtauf der DWK quer durch 
die Republick die Menschen auf die Straße 
gebracht hatte, zahlt sich nun der langfristi­
ge W.derstand aus: der politische und reale 
Preis für eine WM ist dermaßen in die 
Höhe getrieben worden, daß die Elektrizi­
tötskonzerne die bundesdeutschen Politiker 
düpiert im Regen stehen lassen. Geld 
regiert die Weft. Und damit ist der eigentli­
che Gegner der Anti-AKW-Bewegung 
benannt: das Kapital. Das Ausweichen nach 
La Hague ist von daher nur ein Etappen­
sieg, für einen Siegestaumel auf unserer 
Seite gibt es keinen Anlaß. Denn der Deal 
zwischen der VEBA und der COGEMA wird 
mit Sicherheit darauf hinauslaufen, daß die 
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"zweite Söule• des sogenannten Entsor­
gungskonzepts die Vereinbarung über die 
AtommOllagerung auch im internationalen 
Maßstob darstellen wird. Der Schacht 

Konrad bei Salzgitter faßt schließlich 650 
000 Kubikmeter Moll, sollte er eines Tages 
genutzt werden. Und in Gorteben erwarten 
wir für das CASTOR-Loger den ersten 
Transport, for den Bau der Konditionie­
rungsanloge den ersten Spatenstich, das 
Endlager wird gegenwörtig tratz des 
Schachtunglücks im Mai 1987 seit Anfang 
des Jahres weiter abgeteuft: denn einen 
anderem Ort for hochradioaktive Abfalle 
gi~ es nirgendwo sonst. Wer weiß schon, 
daß die Konditionierungsanlage eine Atom­
fabrik wird, die im großtechnischen Maßstab 
einer WM vom Gefahrdungspotential 
gleichkommt? Auch hier sollen Brennstöbe 
zerschnitten werden! Damit kommt wie ein 

Bann, wir trauen nur unserem eigenen W.­
derstand. Wir glauben, daß sie uns doch 
noch Obertölpen können; sie haben uns 
bisher auch belogen. Es kann noch sein, 
daß noch ein Zwischenlager gebaut wird 
und da gehen wir genauso dagegen an 
oder wenn wir das wirklich nicht bekommen, 
braucht uns Gorteben und letztendlich 
sogar La Hague und zur Zeit ist eine japani­
sche Delegation da und wir haben be­
schlossen einen weltweiten 
Anti-AkW-Widerstand zu machen. 

Bumerang nach 12 Jahren Kampf die ge­
ballte Entsorgungsproblematik - gleich in 
europöischer Dimension - auf Gorteben 
zurück. 
Ohne bundesweite Solidoritöt werden die 
Salzgitteraner und wir lochow-Donnenber­
ger diese Auseinandersetzung nicht durch­
stehen können. Der neue "energiepolitische 
Konsens• zwischen CDU/CSU und SPD zielt 
darauf ab, die Essentials des Atompro­
gramms zu retten (Weiterbetrieb der AKWs, 
Zwischenlager und Endlager mit Konditio­
nierung), d.h. in der gesellschaftlichen Aus-

einandersetzung wird die Luft for uns 
dOnner. Ich stelle mir vor: bald werden wir 
wieder als Utopisten und Spinner verschrien, 
als Maximelisten und uneinsichtige Radika­
le. Auch ein reduziertes Atomprogramm ist 
ein Atomprogramm. Das "Angebot", in 1 0-
30 Jahren aus der Atomene;gie auszustei­
gen, wenn die Atommeiler genug Profit 
abgeworfen hoben, heißt leben mit dem Re­
strisiko. Aber ein Risiko, das uns den Rest 
geben kann, lehnen wir ab. Wir brauchen 
keine Zwischenlager, denn stillgelegte 
AKWs eignen sich zur Zwischenlagerung 
von AtommolL Dos allein ist akzeptiert. 
Über alles andere, z.B. die Endlagerung, 
reden wir erst, wenn wir die Stillegung der 
AKWs eawungen haben. 



Stellungnahme der Frühjahrskonferenz 
der Anti-AKW-Bewegung: 

Einschätzung zur aktuellen Dis­
kussion der europäischen atoma­
ren Zusammenarbeit 

Durch die Entscheidung der VEBA, in La 
Hague 400 Jahrestonnen an abgebrannten 
Brennelementen wiederaufarbeiten zu 
lassen, wird in Umrissen eine Neuorientie­
rung der Atommafia in europöischen Di­
mensionen deutlich. 

1. Es deutet sich die Aufgabe des Wieder­
aufarbeitungsstondortes Weckersdorf an. 
Wir bewenen dieses nicht zuletzt als das Er­
gebnis des jahrelangen Widerstandes. 
Gleichzeitig warnen wir davor, jetzt den Wi­
derstand gegen Weckersdorf zu schwöchen. 
Insbesondere in Hinblick auf die Zwischen­
lagerung und die MOX-Brennelementeferti­
gung rufen wir verstOrkt dazu auf, 
Weckersdorf endgültig und unwiderruflich 
zu verhindern. 

2. Der Ausweg La Hague bedeutet gene­
rell, daS die Atomwirtschaft generell an der 
Wiederaufarbeitung festhlllt und die bisheri­
ge Proxis der Verschiebung der abgebrann­
ten Brennelemente nach La Hague und 
Windscale auf Dauer festschreibt. Der Ent­
sorgungsnachweis auf dem Papier und -
nach der angestrebten stoatsvertroglichen 
Regelung - auch der weitere Zugriff auf 
bombenföhiges Plutonium im Rahmen einer 
engeren deutsch.fronzösischen Zusammen­
arbeit im militörischen Bereich sind nur zwei 
Gründe. 

3. KWU und Framatome kooperieren auf 
dem Gebiet der Reaktorentwiddung und 
verkauf eng, um sich im zusammenbrechen­
den Exportmarkt einen möglichst großen 
Anteil zu sichern. 

4. Im Gegenzug erhalten die sogenannten 
Entsorgungsanlagen Schacht Konrad und 
das Endlager Gorleben sowie die Pilotkon­
ditionierungsanlage Gorleben for die deut­
sche und französische Atomwirtschaft 
erheblich mehr Bedeutung. Beide Endlager­
standorte, die sich als ungeeignet eJWiesen 
haben, werden möglicherweise in Zukunft 
von der französischen Atomwirtschaft 
genutzt. Der Kampf wird für uns schwieriger. 
Insbesondere die Konditionierungsanlage in 
Gorleben, für die im Sommer die Genehmi­
gung und im Herbst der Baubeginn erwartet 
wird, bekommt bei dieser gesamteuropö­
ischen Lösung eine zentrale Bedeutung. Die 
jetzt geplante 35-Tonnen-Versuchsanlage 
ist unter diesem Aspelct nur als erste Baustu­
fe einer groStechnischen Anlage zu sehen. 
Der alte Traum der Atommafio, Gorleben 
und Schacht Konrad zum Atomklo der 
Notion zu machen, zeichnet sich in grOSe­
ren Dimensionen als je zuvor wieder ab. 

Es zeichnet sich ein neuer energiepolitischer 
Konsens zwischen CDU/CSU,FDP und SPD 
ab. Dies bedeutet insbesondere dos Akzep­
tieren der Endlager Gorleben und Konrad. 
Nach dem Verzicht auf die nationale WAA 
und den Schnellen BrOter zum gegenwörti­
gen Zeitpunlct wird die Streitfrage, ob in an­
geblich zehn oder dreißig Jahren 
abgeschaltet wird, keine entscheidende 
Rolle mehr spielen. Damit verschorfen sich 
die Rahmenbedingungen für die Anti -I«!N­
Bewegung. 

Wir wollen deshalb: 

1 • Eine st1'5rkere Mobilisierung unseres Wi­
derstandes und eine möglichst enge Zusam­
menarbeit zwischen deutscher und 
französischer Bewegung. Vorgeschlagen 
wurde eine Konferenz im Herbst in Soor­
brücken. 

WAA AKTUELL 

2. Die Frühjahrskonferenz der Anti-t«!N­
Bewegung ruft zur bundesweiten Demon­
stration gegen WAA,Atomprogramm und 
Repression am 3. Juni 1989 in MOnehen 
auf. Angesichts der Einschötzung der neuen 
Loge holten wir einen Redebeitrag zur Frage 
der "Europöischen Entsorgungslösung• 
eine/r Vertreterio aus der Region Gorleben 
oder Konrad für dringend notwendig. Denn 
die Perspektive - großer Konsens, die BRD­
t«!Ns noch dreißig bis vierzig Jahre weiter­
laufen zu lassen, Gorleben und Schacht 
Konrad als Endlager für ganz Europa - er­
fordert verstOriden Widerstand. Sie bedeutet 
auch eine Phase verstOrider Repression na­
tional und international. Dagegen gilt es 
Ober alle Differenzen hinweg, die Solidorm1t 
zu organisieren. Deshalb halten wir mit aller 
Entschiedenheit an den vereinbarten Rede­
beitrögen von lngrid Strobl und eine/r Ver­
treterfn der Anti-Stortbohnbewegung zu 
Repression und Kriminalisierung des Wider­
stands fest. 

Moinz, 30.4.1989 
einstimmig verabschiedet von 65 Gruppen 
und Initiativen der •neuen• und der "alten" 
Anti-I«Y'/-Bewegung 
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"Sämtlichen Firmen, die glauben, sich an der 
WAA eine goldene Nase zu verdienen, muß mit 
den verschiedenslln Mitteln deutlich gemadlt 
werden, dallangfristig ihre Verluste gröBer sind 
als ihr Gewinn." 

A · ·' diesen Satz, den unsere Redakteurin 
~ito Aschenbrenner vor 4 Jahren in 
einem Interview mit der toz formulierte, rea­
gierte Bayerns Justiz seinerzeit höchst sensi­
bel: Er sollte eine "Aufforderung zu 
Straftaten• beinhalten und mit Gefängnis 
geahndet werden, unterstellte man Anita 
doch, sie könne damit nur ganz gewisse 
'Mittel' gemeint haben. 

Wie auch immer: Oie verschiedenen 
Mittel haben ihren Zweck - wenn auch 

nur zum Teil - erfüllt: Oie goldenen Nasen 
sollen jetzt in Frankreich verdient werden. 
Ein Erfolg sicherlich - und wiederum auch 
keiner, je nachdem, welche Seite des Er­
gebnisses betrachtet wird. Welche Rolle hat 
dabei der Widerstand gespielt? Oder war 
es nur eine 'außenpolitische Entscheidung' 
des Atomkapitals und der Bundesregierung? 
Oie Gewichtung der verschiedenen Gründe 
ist nicht leicht zu bestimmen. Sicherlich ober 
ist es kein Zufall, daß in der BRD bereits 
zum zweiten Mal ein langfristig festgelegter 
Standort für eine WM wieder aufgegeben 
wird. Erst recht nicht angesichts des 
l.Grundsatzes bundesdeutscher Herr­
schoftskultur, einmal gefällte Entscheidun­
gen, koste es was es wolle, mit aller Gewalt 
auch durchzuziehen, aus reiner Staatsräson. 

Aber mit dem heutigen Ergebnis ist 
unsere Arbeit längst nicht erledigt. Gibt 

es demnächst wirklich einen neuen "ener­
giepolitischen Konsens•, wie ihn sich der 
VEBA-Chef als positiven Nebeneffekt 
erhofft? Die Gefahr ist nicht von der Hand 
zu weisen. Oie SPD bietet mit der 'Altemoti­
ve Endlagerung' schon die nächstliegende 
Leimrute an. Statt endlich die Abschaltung 
aller AKWs zu fordern, wird von neuen Per­
spektiven der Atomindustrie - und nun auch 
noch im 'europäischen Haus' - geträumt. 
Und diese Träume hoben es in sich, egal 
ob sie unter der jetzigen oder zukünftigen 
Regierungen verwirklicht werden. 

Die atomaren und militärischen Optio­
nen bestehen weiter 

Auch wenn es natürlich begeisternd ist zu 
erleben, daß der eigene Widerstand mit 

dazu beiträgt, den politischen und ökono­
mischen Preis für die WM so hoch zu 
schrauben, daß die herrschenden Kreise 
einen gewissen Rückzug antreten, so dürfen 
wir nicht den Blick dafür verlieren, um 
welche Art von Rückzug es sich handelt. 
Unabhängig davon, wie man diesen 
Rückzug interpretiert und welche Hinter­
gründe im Einzelnen vermutet werden 
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können, so ist doch eins ganz offensichtlich: 
Er dient dazu, langfristig nicht nur die Atom­
technologie sondern auch besonders ihre 
militärische Komponente abzusichern. Was 
sich derzeit auf europäischer Ebene an bri­
santen Konzern- und Interessenmischung 
entwickelt - Cogema, VEBA, Nukem, evt. 
englische Firmen - stellt alles in den Schat­
ten, was wir bisher kennen. Daß die 
Cogema der atomare Hofliferant für das 
französische Militär ist, ist in Frankreich al­
lenthalben bekannt. Was bedeutet es dann, 
wenn ein westdeutscher Konzern zu 49% 
daran beteiligt ist? Was bedeutet es dann, 
wenn die Cogema anteilsmäßig in die 
Nukem einsteigt, wie zur Zeit im Gespräch? 
Was bedeutet es dann, wenn vom Atom­
Kapitol die englische WM Sellafield in 
dieses Konzept mit eingebunden wird? 
Gegen das, was da auf uns zukommt, sind 
die großen Skandale der letzten Jahre - Pa­
kistan-Connection, Hanau, Mol - atomare 
Kleinstkriminalität. Auch die Anti-AKW-Be­
wegung wird also vermutlich nicht umhin 
können, in europCiischen Dimensionen zu 
denken. 

Wider das schnelle Vergessen 

Die Verantwortlichen für die Pra-WM­
Entscheidung versuchen jetzt natürlich, 

Spuren zu verwischen. Die brutale, zynische 
und diktatorische Arroganz der Macht, mit 
der die CSU und ihre Anhangorgane in 
den vergangeneo Jahren den WM-Gegne­
rlnnen begegnet sind, wollen sie jetzt schnell 
vergessen machen. Auch wenn es skurril 
und lächerlich wirkt, wenn z.B. der boyari­
sche Wirtschaftsminister August lang heute 
"die WM nicht mehr mag• und die inzwi­
schen errichteten Gebäude om liebsten 
wegsprengen würde. (Nebenbei: für so eine 
Äußerung wären wir vor 2 Jahren sofort 
beschlagnahmt worden: Aufforderung zu 
Straftaten!), dürfen wir nicht unterschätzen, 
wie hartnäckig diese Leute ihre public rela­
tion betreiben und wie schnell die •öffentli­
che Meinung• zu vergessen bereit ist. Oie 
CSU-Führung weiß, daß gerade ihr harter, 
loyaler Flügel durch die WM-Entwicklung 
schwer angeschlagen ist, waren es doch be­
sonders ihre "Frontkämpfer", ihr Polizei- und 
Beomtenpotentiol, die sich in vorderster 
Linie für die WM buchstäblich geschlagen 
haben. Und nun soll das olles völlig sinnlos 
gewesen sein! Es wird demoeichst sehr viel 
Energie dareingesetzt werden, diese Schar­
ten wieder auszuwetzen. Das heißt, wir 
werden u.U. noch sehr viel Mühe hoben, 
dem schnellen Vergessen etwas entgegen­
zustellen. 

Eins muß jedenfalls klar sein: Oie Anti­
WM-Bewegung kann es nicht zulassen, 

daß sich die Tondler-Waigei-Streibi-Bonde 
hier so einfach aus dem Staub macht. Jah­
relang hoben sie uns verfolgen, prügeln 
und mit es besprühen lassen, und jetzt 
wollen sie plötzlich olle nichts mehr mit der 
WM zu tun haben. Diese Leute ziehen 

heute einen Strich und bilanzieren mit den 
Mienen schreibtischtätiger Beomtenärsche: 
71 Millionen DM mußten zwischen 1985 
und '88 "für die Sicherheit der WM zusätz­
lich" ausgegeben werden. Das wär's dann 
wohl? Nur ein zusötzlicher Posten im Etat? 
71 Millic-nen hat es gekostet, uns die Köpfe 
blutig zu schlagen, uns zu jagen und festzu­
nehmen, uns erkennungsdienstlich zu be­
handeln, uns einzuspeichern und einzu­
sperren. 
71 Millionen hat es gekostet, die Wasser­
werfer mit extrastarken Druckkanonen aus­
zurüsten, um möglichst vielen von uns das 
international geächtete CS-Gos in die 
Augen zu treiben. 
71 Millionen hat es gekostet, Wochenende 
für Wochenende aus der ganzen BRD Poli­
zeihorden zusommenzukorren, um einer un­
willigen Bevölkerung immer und immer 
wieder dieselbe Lektion einzuprügeln: Ihr 
hobt hier überhaupt nichts zu sogen! 2 
Menschen kamen dabei zu Tode. 

Und heute soll mit der Methode 'Wisch­
und-Weg' olles ganz schnell vergessen 

werden. Was beklagt der CSU-Abgeordne­
te Will an diesen 71 Millionen? leider seien 
"Fehlinvestitionen passiert". Wie "fehl" diese 
"Investitionen• für die WM-Befürworter 
werden, hängt auch davon ob, wie schnell 
sich die Anti-WM-Bewegung dazu 
bewegen läßt, zur T ogesordnung überzuge­
hen. Wir meinen, es gibt noch einiges zu 
tun und zu bedenken, bevor die "Akte Wok­
kersdorfer WM" endgültig geschlossen 
werden kann. 

Vorsicht vor den Trittbrettfahrern 

Nicht nur das Lager der WM-Befürwor­
ter ist ins Rotieren geraten. Auch bei 

den Spezial-, Halb-, und Pseudeokritikem 
ist Bewegung zu verspüren. Plötzlich wollen 
schon olle ganz entschieden gegen die 
WM gewesen sein. Um das zu demonstrie­
ren, stürzten sich. plötzlich verschiedene 
Gruppen und Personen, die man Ionge gor 
nicht oder nur im Fernsehen gesehen hatte, 
auf die Vorbereitungen zur Demo om 3. 
Juni. Und wie das bei diesen Leute so 
üblich ist, wollten sie olles umkrempeln: der 
Aufruf sollte geändert werden, die Redner 
gefielen ihnen nicht mehr, olles war ihnen 
zu links und radikal. Bedauerlicherweise 
stellten sich Teile des Widerstands, insbe­
sondere die Mehrheit der Schwandorfer BI, 
diesen Manövern zur Verfügung. Wir holten 
dies in der momentanen Situation für genou 
den falschen Weg. So zu handeln kann 
dann richtig sein, wenn man aus der Defen­
sive um Bündnispartner werben muß, ober 
nicht, wenn sie einem die Türe einrennen. 
Da kann man sie ruhig erstmal anständig 
anklopfen und ein bißchen warten lassen. 

In dem Zusammenhang ist der um des 
Bondisses willen zugestandene Parteired­

ner (Armin Weiß, Mdl Oie Grünen) ein 
höchst brisantes Zugeständnis und geht u.E. 
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entschieden zu weit. Es bestand ja nicht 
ohne Grund seit Jahren Konsens in dieser 
Frage. Die Leichtfertigkeit, mit der dieser 
jetzt verlassen wurde, gibt zu denken. Wenn 
wir ersteinmal damit anfangen, kann bei der 

momentanen Stimmung noch viel mehr ins 
Rutschen geraten. Oie SPD wird bis 1990 
garantiert versuchen, mit ihrer billigen Anti­
WAA-Position, die sie solange einnimmt, 
wie sie entweder nicht in der Regierung sitzt 

oder die WAA sowieso nicht mehr gebaut 
wird, auf Stimmenfang zu gehen. Und die 
Leute, die dann die Anti-WAA·Bewegung 
billig verhökern wollen, stehen schon bereit. e 

investitionen 
liebe Mittelbayerische Zeitung 
zu Regensburg, 

selten lesen wir Aufsötze wie diesen, so 
nüchtern und weitblickend und die Zweifler 
und Zweiflerinnen überzeugend! Danke! 
Weitersol 
Nicht nur klört Ihr rücksichtslos auf über die 
'Mehrousgaben für den Polizeibereich ..• für 
die Sicherheit im Bereich der umstrittenen 
atomaren Wiederaufarbeitungsanlage 
f'NAA:) in Wackersdorf' in den Jahren 1985 
bis 1988: 
Wg. heldenhaftem Kampfe zur Niederwer­
fung der aufmüpfigen Landbevölkerung 
sowie auch ungehorsamer Stödter und 
Stödterinnen haben die verschiedenen Ab­
teilungen der Ordnungshüterschaft 71 Mil­
lionen Mark mehr als sonst verbraucht. 
Anstrengende Überstunden mußten bezahlt 
werden, moderne Investitionen wurden ge­
tötigt von Wasserwerfern bis zu Strohlen­
meßgeröten: Hoch das Bruttosozialproduktl 
Nicht zu vergessen auch die 'Abgeltung' 
der Einsötte der Kollegen vom BGS. 
Jetzt war alles umsonst? Wenn ja, wem ist 
da noch zu vermitteln, daß bereits 25,6 Mil­
lionen Mark für eine neue Festung der Be­
reitschaftspolizei in Sulzbach-Rosenberg 
'verbaut' wurden rAuch deren Standort war 
bewußt im Blick auf die WAA gewöhlt 
worden1. 

Meinungsöußerungen einiger Parteien sind 
gleich parat: 
- Oie CSU wie immer sehr drastisch - 'Fehl­
investitionen'. 
- Oie SPD wie immer etwas schwammig -
'ln einem neuen licht' erschienen nun (I) 
angesichts des 'Mil/iardengrobs' die 'Millio­
nenbeträge' für die 'harte Linie' (wie bitte? 
Erst jetzt Probleme? Haben wir richtig ver­
standen?) 
Und wenn's doch weitergeht in Weckers­
dorf? Auch da habt Ihr von der MZ gna­
denlos recherchiert. 'Würde die 

Atomanlage weitergebaut, so müsse der 
Freistaat mit jöhrlichen Mehrausgaben im 
Polizeibereich von rund 50 M illionen Mark 
rechnen', zitiert Ihr einen Unbekannten. 

Und wir vom Radi wurden mal wieder über­
haupt nicht gefragt. Dabei hötten wir auch 
Antworten: 
- Enttöuscht nicht die Investoren! 
- Erleuchtung for die SPDI 
- Weiter mit dem Widerstand! 

(alle Zitate: MZ, 11.5.89) 

Polizeieinsätze für die WAA waren teuer 
71 Millio-n Mark zudtzlieh besablt I Ärpr Clber Fehlimeldti-/ ~uaUKbaa tqte 

M ii n c h e n (lby). Rund 71 Mlll~ Mark 
zusAtzlieh asulteD in cleD JahNn 1M5 bis 1.111 
für die SidMrheit las Bemeb der u..uitteMD 
aaomaren Wlederaufarbeltunpanlqe (WAA) iD 
Wackendorf au-cerebera werden. 

lra dem Betrag lind Oberatunden für die Poli­
zei, zudtzlicbe Au.sr'ÜStUJIIIIepnstizlde VOll 
Wuserwerfem bil StrahleD.aseßpriten ub4 Ab­
geltungen für Eilllitze des Bundesgrenzschut­
zes enthaltera. Dicht aber die reJUli,ren Kosten 
für die Bereit8Chaftspoliui. 

Di- Zahlen nannte der CSU-Abgeotdnete 
Cbrilt1an Will aas Mittwoch im Hauahaltaau.s-
1Chu8 des Landtap bei den Seratunsen über 
den j\iDg111en Rechnungshofbericht Darin wer­
den allein für du Jahr 11186 die Mehraustaben 
für den Polizeibereich mit 38.2 Millionen Mark 
be:iffert. 

Die SPD-Abseordnete Genla·Maria Hau 
meinte, angesichts des zu erwartellden .,.Milliar­
de~~Jrabs" in Wackersdorf stünden die Mllllo­
nenbeträge, mit denen Bayern die I>urchsetzuAa 
seiner .,harten Linie• erkauft habe. in einem 
neuen Licht. WW gab zu. ..es vtert auch uns. 
daß hier Fehlinvestitionen puaiert sin4"'. 25,8 
Mllllonen Mark wurden zudem bereits für eine 
Kueme der Bereitschaft.apolizei in Sulzbach· 
Rosenberg verbaut. deren Gesamtkosten auf 200 
Millionen verau.cblagt sind. 

Auch deren Standort war bewußt las Blick auf 
die W AA gewiblt worden. Würde die Atoasan· 
lap wehergebaut so as\iiM der Freistaat mit 
jährlichen Menrauqaben im Polizeibereich von 
rund 50 Millionen Mark rechnen. hieß es aas 
Rand der Sitzung. Will meinte zur Zukunft des 
Projekts: .,Käaspfeu bis zurn letzten Mann wer­
den wir nicht. • 
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Arme Schweine 
F':!rchtbores muß sich abgespielt haben. 

Uber Nacht zerbrachen Weltbilder, 
T röume zerbarsten. Was jahrhundertelang 
richtig war, sollte nun plötzlich nicht mehr 
stimmen? "Mein Vertrauen in die Industrie 
ist zerstört", bekennt Adolf Beck, CSU-Mdl 
aus Donaustouf. Auch Umweltminister 
Alfred Dick ist von solchen Zweifeln 
gequalt: "Es ist schon eine schwere Enttäu­
schung, daß die Setreiber so mit uns umge­
sprungen sind." Was das für diese 
Menschen heißt, können wir gar nicht er­
messen. Schwere persönliche Krisen sind 
die Folge. 'Wir stehen mutterseelenallein in 
der politischen Landschaft", weint Wolfgang 
Dondorfer, CSU-Mdl aus Amberg. 'Im 
Grunde geht es uns schlechter als vorher", 
fügt er noch hinzu. Mutterseelenallein! Das 
muß man sich mal vorstellen! 
"Ohne Zweifel gibt es Verbitterung und Ent• 
täuschung bei denen, die bisher den Kopf 
für die WAA hingehalten haben", resümiert 
CSU-Fraktionschef Alois Glück. Auch wenn 
wir dachten, mr hatten bisher die Köpfe 
~die WM hingehalten, wollen wir das 
-nicht so genau nehmen. Alois setzt namlich 
noch leicht verwirrt hinzu: "Die Situation ist 
ganz bestimmt nicht einfacher geworden", 
und in einem solchen Zustand bringt man 
schon mal was durcheinander. Manche rea­
gieren depressiv, monehe geradezu gefahr­
lieh. Oionys Prost, ah Probst aus T eublitz 
denkt nur noch an den Tod: 'Das ganze 
Hin und Her bedeutet für mich eine Beerdi­
gung fünfter Klasse", wahrend Herr Vom­
dran zurückschlagen möchte, sich ober 
nicht traut: "Ich fühle mich schlecht von 
Bonn behandelt. Wir können aber nicht aus 
der Hüfte schieBen. • Aber Herr Vomdron, 
als Leiter der bayerischen Staatskanzlei 
sollten Sie auch solchen existenziellen 
Krisen cool bleiben! Z.B. wie Ihr Generalse­
kretar Erwin Huber, der ganz trotzig deli­
riert: "Wer uns Weckersdorf eingebrockt 
hat, der muß selbstverständlich finanzielle 
Mittel locker machen und das Gelände 
bestens nutzen.• 

Wer nur, ja wer hat uns nur die WM 
eingebrockt? Hoffentlich erinnert sich 

keiner mehr doran, denn sonst könnten 
Wolfgong Dondorfers dunkle Andeutungen 
nur allzu begründet sein: "Ich habe Mitleid 
mit den Kollegen, die sich in den vergonge­
neo Jahren besonders vehement für die 
WAA eingesetzt haben. • Was weiß er? Gibt 
es ein Komplott in der CSU? Auch Alfred 
Dick außert Verdachtiges: 'Ich habe schon 
viel bessere Ideen als Hubert Weinzierl.' 
Vielleicht ein Feuchtbiotop in der bayeri­
schen Stootskanzlei? Oder etwas viel, viel 
schrecklicheres, etwas, das sich ganzlieh 
unserer Vorstellungskraft entzieht? "Lieber 
ein Ende mit Schrecken, als ein Schrecken 
ohne Ende', sinniert düster Herbert Huber, 
CSU-landtagsabgeordneter. Und wenn 
Wirtschaftsminister August lang dann noch 
hinzusetzt: 'Ich mache aus meinem Herzen 
keine Mördergrube', dann sollten doch bei 
einigen Leuten die Alarmglocken klingeln. 
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Vielleicht war das jahe Ende von Franz­
Josef schon der Einstieg in den Ausstieg? 

Aber es gibt auch ganz andere, mutige, 
aufrechte und menschlich bewunders­

werte Reaktionen. Ehrlich bekennt Alfred 
Dick: "Es ist nicht ganz leicht, ein WAA-Be­
fürworter zu sein.• Aber dann ringt er sich 
durch. "Die WAA in Wackersdorf wird nicht 
gebaut werden. Ich bin ein Mensch, der 
sieht, was läuft. • Immerhin, das mußte ja 
mal gesagt werden. Und dann bricht es aus 
ihm heraus: "Es ist eine schwere Last von 
mir und meinem Ministerium gefallen. Man 
kann den Menschen in der Oberpfalz das 
Hick-Hack um die WAA nicht mehr 
zumuten. • Der ganze grenzenlose Humanis­
mus des christlichen Abendlandes bricht sich 
hier bahn. Auch CSU-Peter Weinhafer aus 
Regensburg spürt den Heiligen Geist: 
"Warum sollen wir soetwas gegen den Wi­
derstand der Bevölkerung oder der Wirt­
schaft durchsetzen?" Wenn er wenigstens 
'und' statt 'oder' gesagt hatte- denn gegen 
die Bevölkerung glj.läo. hat mon's schließlich 
schon versucht... Da antwortete ihm der 
Herr und sprach: Du Heuchler/ (Lukas 
13,15). 

N icht nur den Glauben an die Industrie, 
auch den an den HERRN scheinen 

einige Herren totsachlich verloren zu hoben. 
"Es kann doch jetzt, nach zehn Jahren im 
Auftrag der Partei und der Staatsregierung, 
nicht plötzlich aufgrund eines Einzelnen um­
geschwenkt werden•, ruft, ja schreit August 
lang verzweifelt gen Himmel. Doch Gustl, 
konnl Oie Wege des Herren sind unerfind­
lich und immer wieder überraschend. "Wir 
Oberpfälzer stehen als die Blöden dal" Ja, 
August, so ist es, zumindest einige Ober­
pfalzer. Aber es gibt noch ein Zurück: "So 
loB denn ausrufen, daß das Volk es hört: 
Wer blöde ist und verzagt, der kehre uml', 
heißt es in der Bibel (Richter 7,3). 

August Richord lang ist sicherlich die tra­
gischste Figur in diesem Jammertal. 

Noch eine Woche noch Bekanntwerden des 
VEBA-Geschaftes erklört er: "Ich gehe 
davon aus, daß die Sache weitergeht. Wir 

müssen ohne jeden Zweifel am Weiterbau 
festhalten. Die aktuelle Diskussion ist nichts 
weiter als das übliche wellenförmige Auf 
und Ab um die WAA.' Was sich dann ob­
spielt, stellt sich als geradezu wogenförmi­
ges Auf und Ab des Herm lang dar. 
Himm'!lhochjouchzend: 'Und selbst, wenn 
die WAA nicht gebaut wird: Wir werden das 
auch schaHen. Wir Oberpfälzer haben es 
immer geschafft", und schon im nachsten 
Moment zu Tode betrübt: "Wir werden doch 
alleine stehengelassen.• 

Die folgenden Tage müssen sehr hart 
gewesen sein. Wahrend sich seine 

christlichen Mitstreiter beim letzten WM­
Gefecht im Landtag wacker schlagen (Maxi 
Streibl, unser! Minister!: "Es ist nicht meine 
Art, unangenehme Fragen auf die lange 
Bank zu schieben."), reagiert Alfred patholo­
gisch: Er geht einfach nicht hin und löst 
damit empörte Reaktionen seitens seiner 
Parteifreunde aus. Was tut er stottdessen? 
Er guckt sich in Passau eine Zahnradfabrik 
an. Eine Zahnradfabrikl Und was M er 
noch? Er halt in Griesbach eine eurapopoli­
tische Rede. ln Griesbochl Jedem aufmerk­
samen Beobachter war spötestens zu 
diesem Zeitpunkt klar: hier ist die letzte 
Stufe der Eskalation noch lange nicht er­
reicht. 

Und die deutete sich dann wenige Tage 
spöter an: "Ich mag sie nicht mehr, die 

WAA." Und dann blattert Alfred seine ge­
heimsten Wünsche auf den Tisch: Weg­
sprengen möchte er die bisher erstellten 
Gebaudel 50.000.000 DM einfach in die 
Luft sprengen. Herr lang. August lang, 
Wirtschaftsminister des hiesigen Landstrichs. 
Da bleibt selbst uns die Spucke weg. Für 
viel harmlosere Wünsche wurden uns von 
den Raffgeiern seines Kollegen Innenmini­
sters einige T ousender aus der Tasche 
gezogen. Frechheit sowas. Diese Leute sind 
gefahrlich. 



Redebeitrag/Presseerklärung zur Demo 
TSCHERNOBYL HAT UNSER LEBEN VER­
ÄNDERT 

Trotz WAA-Verzichtsdebatte-
Der Drang zur deutschen A-Bombe 

Aktuell erleben wir in der BRD eine Diskus­
sion über ein eventuelles Fallenlossen der 
WM in Weckersdorf und stattdessen eine 
Beteiligung der VEBA an der französischen 
WM in La Hague. 
Eine sehr verkürzte Agitations-Porale der 
Anti-AJCW- und Friedensbewegung war: 
Die WM in Weckersdorf bedeute den Ein­
stieg in die Plutoniumwirtschaft. Das in einer 
solchen WM anfallende Plutonium könne 
für eine eigene deutsche Atombombe ver­
wendet werden. Was ware also naherlie­
gender, als aus den jetzigen Diskussionen 
die oberflachliehe Schlußfolgerung zu 
ziehen, mit der WM in Wackerdorf falle 
auch die deutsche Option zur eigenen 
Bombe. 

besteht weiter I 

tischen und militarischen Gesichtspunkten. 
Diese könnten folgendermaßen aussehen: 
Mit der WM in Weckersdorf möchte man 
(noch) nicht die eine diplomatische Trumpf­
karte aus der Hand legen, mit der man eine 
Mitverfügung, Beteiligung o.a. an der fran­
zösischen Atombewaffnung im Sinne einer 
gemeinsamen Militargroßmocht Europa er­
streiten möchte. Mit der Beteiligung an der 
WM La Hogue könnte die deutsch-franzö­
sische Plutonium-Kooperation ausgebaut 

Nur eins 
ist in der jetzigen Debatte ein völliges Tabu, 
( · · ·) Wo verlaufen die 

militärischen Spuren, Interessen und Optio­
nen in der jetzigen Debatte zwischen der 
BRD und Frankreich? 

Da werden mal wieder, und nicht zum 
ersten Mol, reichlich journalistische Nebel­
bomben geworfen und bewußt oder unbe­
wußt falsche Fahrten gelegt. Wieder einmal 
wird uns vorgerechnet, wie unwirtschaftlich 
doch das ganze Atomprogramm (einschließ­
lich WM und Schneller Brüter) ist. Nur eins 
ist in der jetzigen Debatte ein völliges Tabu, 
egal, ob man die konservative FAZ oder 
den linksliberalen Spiegel oder die Frank­
furter rundscheu oder taz liest. Die tabui­
sierte Frage lautet: Wo verlaufen die 
militarischen Spuren, Interessen und Optio­
nen in der jetzigen Debatte zwischen der 
BRD und Frankreich? Worum kann man 
nicht einfach zugeben, daß am Anfang der 
Atomforschung das militarische Interesse 
stand, sowohl in Nazi-Deutschland als auch 
in den USA, und daß bis heute die zivile 
und militarische Nutzung der Atomenergie 
siamesische Zwillinge sind, die sich nicht 
voneinander trennen lassen. 
Bundeskanzler Kohl vertrat nach dem 
deutsch-französischen Gipfel in Paris das 
Zwei-Söulen Konzept: d.h. vorlaufig soll 
sowohl an der WM in Weckersdorf festge­
halten werden, als auch eine Beteiligung an 
der WM in La Hague erfolgen. Wirtschaft­
lich gesehen ist diese Option absolut 
sinnlos. Einen Sinn macht sie nur unter poli-

werden. Auch hier könnte es sein, daß die 
BRD, wenn sie schon an der Plutoniumer­
zeugung beteiligt ist, an der 'Force de 
Froppe• zukünftig mitbestimmen will. 
So utopisch, wie sich das anhört, ist dies 
gar nicht. Seit geraumer Zeit gibt es bei den 
Militarstrotegen der BRD, Frankreichs und 

Englands eine Diskussion über eine westeu­
ropaische bzw. eine deutsch-französische 
Atomstreitmocht. Im Februar dieses Jahres 
bezeichnete der französische Verteidigungs­
minister den Beginn der atomaren europö­
ischen Verteidigung durch England und 
Frankreich als 'Embryo' einer gemeinsamen 
europaischen Verteidigung. Es gibt in 
Frankreich seit einigen Jahren unzahlige An­
gebote und Diskussionen, die BRD an der 
nuklearen Zielplanung der 'Force de 
Froppe• zu beteiligen, den sogenannten 
Atomschirm über die BRD auszuweiten und 
eine gemeinsame, möglichst weit gen Osten 
gerichtete Vorneverteidigung anzustreben. 
Eine dieser Überlegungen war folgende: 
Die französische Hades-Rakete möglichst 
nahe an der DDR-Grenze mit Neutronen­
Sprengköpfen zu bestücken und der BRD 
hierfür ein Zweitschlüsselsystem anzubieten. 
Im Dezember 1988 wurde als Zusatzproto­
koll zum Elysee-Vertrag die Schaffung eines 
deutsch-französischen Verteidigungs- und 
Sicherheitsrots verabschiedet, der auch eine 
militarisch-atomore Zusammenarbeit vor­
sieht. Danach stützt sich die gegenwörtige 
Strategie der Abschreckung noch wie vor 
auf eine 'geeignete Zusammensetzung nu­
klearer und konventioneller Streitkräfte. • 
Aber auch auf dem Brüter-Sektor gibt es 
schon lange (seit 1963) eine deutsch-fran­
zösische bzw. westeuropöische Koopera­
tion: An dem Schnellen Brüter 'Super 
Phenix' ist neben Italien, Holland, Belgien 
und England auch die BRD über die RWE 
(Rheinisch-Westfahlische Elektrizitatsgesell­
schoft) mit 11% beteiligt. Von dem dort er­
zeugten Plutonium von jahrlieh co. 300 Kg 
stehen der BRD anteilmößig 11 % zu. Das 
im Super Phenix erbrütete Plutonium wird 
überwiegend für französische Atomwaffen 
verwendet, d.h. die BRD ist an der Erbrü­
tung von Waffenplutonium für Frankreich 
beteiligt. Was sie mit ihrem Anteil an Pluto­
nium macht, ist unklar. 
Auch die WM in La Hogue extrahiert aus 
einem Großteil der bundesdeutschen 
Brennelemente bereits jetzt Plutonium! Die 
Anlagenbetreiber behalten sich vor, etwa 
zwei Prozent der noch Tonnen zu rechnen­
den Plutoniumsmengen als 'nicht auffind­
bar' zu deklarieren, d.h. einzubehalten. 
Was damit geschieht ist ebenfalls unklar. 
Mon muß wissen, daß es in dem Atomwaf­
fenstaat Frankreich keine Trennung zwi­
schen ziviler und militarischer Atomenergie 
gibt. Z.B. ist die stoatl. CEA (fronz. Kommi­
sariat für Atomenergie) für das zivile una m•­
litarische Atomprogramm zustandig. Fronk­
reich plant, in den neunziger Jahren die 
Zahl seiner Atomwaffen auf das Fünffache 
zu steigern. Da muß- zumindest die Frage 
gestellt werden, ob der Ausbau von La 
Hague nicht auch unter militarischen Ge­
sichtspunkten stattfindet. Da Frankreich oll 
diese ehrgeizigen Plane nicht selbst finan­
zieren kann, sind BRD-Konzerne gern will­
kommen. 
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Aber selbst wenn es oll diese deutsch-fran­
zösischen Kooperationen und die WM in 
Weckersdorf nicht gObe, hOtte die BRD ge­
genüber Frankreich noch einige nationale 
T rOmpfe in der Hand: Da ist zum einen das 
bombentrachtige Kernforschungszentrum 
Korlsruhe. Dort gibt es bereits seit langem 
ein Klein-Wockersdorf und Klein-Kaikor im 
Maßstob 1 :1 0, d.h. eine Wiederaufberei­
tungsanlage und einen Schnellen BrOter. 
Hier wurde bisher über 1 000 kg Plutonium 
abgetrennt. Das reicht je noch QuolitOt für 
50 bis 200 Atombomben. Die ebenfalls 
bombentrOchtige Uranonreicherungsonloge 
in Gronau bekam in diesen Togen das Ja 
der nordmeinwestfölischen SPD-Regierung 
zum Ausbau ihrer Kopozitöt von jclhrlich 
400 Tonnen auf 1 000 Tonnen hochange­
reichertem, bombent~chtigem Uran. Des­
weiteren gibt es den staatlichen 
Plutoniumbunker in Honau, in dem 2,2 
Tonnen bombenföhiges Plutonium gelagert 

Die Liste der Indizien für eine Verwicklung 
des HMI in militörische Forschungen loßt 
sich fortsetzen: Das HMI forscht an der Aus­
schaltung des sogenannten elektromagneti­
schen Impulses, der bei dem Einsatz von 
Atomwaffen entsteht. HMI-Forscher holten 
Vo~ge bei amerikanischen Militöreinrich­
tungen und bei der Bundeswehrnochschule 
in München. Wissenschaftler des HMI 
nahmen an NATO-Summer Schools teil 
oderwaren Stipendiaten der NATO. 
Wenn es im HMI nicht auch militörisch Rele­
vantes göbe, wOrden diese Kontakte 
absolut keinen Sinn machen. Oie SPD/Al­

werden. Die genoue Isotopenzusammenset­
zung unterliegt bis heute der militörischen 
Geheimhaltung. 
Auch das Hohn-Meitner Institut in Berlin­
Wonnsee scheint in militörische Atomfor­
schung verstrickt zu sein: Es ist bewiesen, 
daß das HMI Berlin neben dem KfK Kerlsru­
he nukleares Know-how for die 1979 ge­
zündete südafrikanische Atombombe 
geliefert hat. Es gibt einen Austausch von 

Da muß zumindest die Frage 
gestellt werden, ob der Ausbau von la 
Hague nicht auch untet militärischen Ge­
sichtspunkten stattfindet. Da Frankreich oll 
diese· ehrgeizigen Pläne nicht selbst .finan­
zieren kann, sind BRD-Konzeme gern will­
kommen. 

Wissenschaftlern zwischen dem Hohn­
Meitner Institut und südafrikanischen Atom­
forschungszentren. Ebenfalls bekannt ist, 
daß atomare Abfalle des HMI in die USA 
verschickt werden und in den dortigen 
Atomwaffenzentren für US-Atombomben 
weiterverarbeitet werden. 

' 

Koalition ist uns noch eine Antwort schuldig, 
wie sie mit diesen brisanten Informationen 
umgehen will . Will sie das HMI schließen, 
oder will sie ihm eine M ökologischen Per­
silschein verpassen? 

La bombe 
Mt~hnWQC/N 

gq~nAtom­

Wil//entnt 
Fnmktdclrs 
1111/tkm 
Murof'lHI­
Atoll 

(JoUr) 

Zu einer atomaren lnfrostruktur, die sich mi­
litörisch nutzen loBt, gehören drei Dinge: 
Das Know-how für die Fertigung von Atom­
sprengköpfen, Anlogen zur Herstellung von 
Plutonium oder hochangereichertem Uran, 
und weitreichende Atomraketen. Die Skan­
dale um die KOLAS-T~gerwoffenforschung 
zeigen, daß auch an eigenen atomaren 
T ~gerwoffen emsig weitergearbeitet wird. 
Schließlich ist festzuholten, daß die BRD nie 
emsthoft auf eigene Atomwaffen verzichtet 
hat. 1954 wurde von der Adenouer-Regie­
rung nur auf die Herstellung eines komplet­
ten Atomsprangsatzes auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik verzichtet, nicht ober im 
Ausland. 1958 wurde die atomare Bewaff­
nung der Bundeswehr von einer CDU­
Mehmeit im Bundestag beschlossen, wenn 
auch nicht ousgefohrt. Der 1969 unter­
zeichnete Atomwaffensperrvertrag wurde 
maßgeblich von der BRD durch deren Au­
Benminlster Willy Brand durch Sonderver­
einbarungen mit den USA ausgehöhlt. Er 
lößt beispielsweise die Beteiligung der BRD 
an einer westeurapöischen Atomstreitmacht 
zu, d.h. genou das, was aktuell zwischen 
der BRD und Frankreich anvisiert wird. Er 
tritt im Kriegsfalle gonz oußer Kraft. Die 
Kontrollbestimmungen wurden total obge­
schwöcht und auf eine quasi Eigenkontrolle 
Ober die EURATOM besch~nkt. Lediglich 
der komplette Bau eines nuklearen Sprang­
satzes ist verboten. Alles andere - Atomwof­
fenforschung, die Herstellung von 
Atomwaffenkomponenten usw. - ist erlaubt. 
Außerdem löuft der Vertrag 1995 aus und 
müßte neu veriOngelt werden. 

All das beweist, daß die BRD-Atomwaffe­
nombitionen olles andere als od octo gelegt 
sind. Sie werden leicht modifiziert im euro­
pöischen Rahmen mit Frankreich weiter vor­
angetrieben. Weitere Recherchen und 
Aufldarungsorbeit und politischer Wider­
stand an den bombentri!chtigen Standorten 
ist bitter notwendig I 
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Gegen Atomprogramm und 
R~. epress1on 

Nicht nur auf Seiten der Atomkraftbatreiber 
brakelt es, au'h der Widerstand gegen die WAA 
und das Atomprogramm arbeitet eifrig um zum 
soforigen Ausstieg aus der Atomkraft beizutragen. 

Seit Januar treffen skh verschiedene bayerisdle 
Gruppen aus der Friedens- und Anti-WAA-Bewe­
gung zur Vorbereitung einer "Bundesweiten Groß­
demonstration" in Mün,hen. Beschlossen wurde 
die Demo von der HOrnberger Herbstlkonflrenz 
um gegen die Erteilung der 2. T eilerrkhtungsge­
nehmigung zu demonstrieren. 

Die aktuellen Ereignisse warfen nimt nur die da­
maligen Überlegungen über den Haufen, aum 
innnerhalb des bereits gebildetan Koordinations­
kreises wurde die Debarta um Aufruf, Sto8rim­
tung, Redner usw. von dem bis dahin eher 
abwartend agierenden redlten Teil der Bewegung 
noch einmal aufgerollt. 
Mit diesem Artikel wollen wir die Auseinanderset­
zungen und Diskussionen im Vorfeld der Demon­
stration dokumentieren. 

Große Harmonie -
wenig Schwung 

Von Autonomer Seite wurde wurde ein 
Zusatz zum Hungerstreik und politischen 
Gefangenen gefordert, wos vom rechteren 
Spektrum abgelehnt wurde. Oieses Thema 
solke auf einer der beiden geplanten Auf­
toldkundgebungen obgehondek werden. 

Das Rednerinnenkonzept für die Abschluß­
kundgebung wurde nur wenige Tage spllter 
auf einem ersten Koon:linotionskreistreffen 
verabschiedet. Vorgesehen waren jeweils 
1 0-minOtige BeitrOge von Hubert Wein-_., 

Bereits bei der Herbstkonferenz im Novem­
ber in Nombetg hatte große EinmOtigkeit 
zum OemonstrotionSVOt1chlog geherrscht. 
Ohne Gegenstimme wor domals die De­
monstration untestOtzt worden. Diese Ein­
motigkeit setzte sich auch auf den 
folgenden Treffen fort. ln Windeseile einigte 
rneosch sich auf einen Termin, Aufruftext, 
Sto6richtung usw. Angelehnt an die Herbst­
aktionen 87/88 wurden bereits beim ersten 
Treffen die inhohtichen Schwerpunkte der 
Demonstration und die Grundlogen der Zu­
sammenorbeii{Keine GasprOehe mit der 
Polizei, Presseorbeit, keine Parteiredner 
usw.) ge~rt. 

Noch Voriiegen des konkreten Aufruftextes 
gab es donn doch noch Auseinandersetzun­
gen Ober einige Possogen zu den 'Stort­
bohnschOssen' , zu 129o und der 
Gewichtung des Punktes Kriminalisierung 
im Aufruf. Von Bund Naturschutz, der nord­
und sodboyerischen Friedensbewegung, 
eines Teils der oberpflllzer 81's, der Mehr­
heimtromung im Vorstand der 81-SAD(vgl. 
Mikel in diesem Heft) wurden Bedenken 
angemeldet. Noch zllher Diskussion wurde 
ein leicht verOnderter Aufruftext verabschie­
det. 

Foto: Anc1re. Schoelzt!l 



zierl(BN), Sprechetin oberpf~lzer Bl's, 
Beitrag zu Frieden, Ami-Startbahnbewegung 
zusammen mit lngrid Strobl, Osker 
Neumann(WN),und ein Vertretetin der 
SWNJO bzw. Vanunu(lsroel). 
Oie Demonstration stand also in groben 
Zügen und auf dem Papier wurde sie auch 
von einem ansahliehen Spektrum unterstOtzt. 
Der Kreis der 'aktiven' UnterstOtterinnen 
war jedoch sehr viel kleiner. Hier waren die 
linken Teile der Bewegung weitgehend auf 
sich allein gestellt, was sich ja auch im Auf­
ruftext und den Rednerinnen widerspiegelte. 
Der rechte Teil waren zwar anwesend 
mochten die Demo jedoch nicht zu ihrer 
Sache. 
Zwar war auch der rechte Teil der Bewe­
gung auf den Vorbereitungstreffen vertre­
ten, doch war die UnterstOtzung von diesen 
Kreisen gering. Von den oberpfölzer 
Gruppen und dem Vorstand der BI-SAD be­
teiligten sich nur die linken Krtme. Oie 
bereits zugesagte UnterstVt.tung wurde 
nochmals zur Disposition gestellt. Auch von 
Seiten der Fiedensbewegung zeigten sich 
Absotzbewegungen. Die Münchner und 
südboyarischen waren Friedensaktivistinnen 
gespalten. Oie nordboyarische Friedensbe­
wegung erklörte daraufhin, daß die Unter­
stOtzung der Demonstrotion nocheinmal 
diskutiert werden müsse. 

Völlig neue Lage 

Mit dem Bekanntwerden der VEBA-Piöne 
aus Weckersdorf aus- und in La Hogue ein­
zusteigen önderte sich dieses Bild jedoch 
schlagartig. Plötzlich wollte jede/r dabei­
sein, wenn es galt der Wockersdorfer 
Anlage dttS "Gnadenstoß' zu geben. Bei der 
nur drei Tage spöter stattfindenden 
BMP(Bayerisches Anti-Atomplenum) krachte 
der Saal fast aus den Nahten. Der rechte 
Teil des 81-SAD-Vomondes hatte voll mobi­
lisiert. Das schon festgelegte Demo-Konzept 
sollte nocheinmal gekippt werden. Streit­
punkte in der hitzigen Debatte war der in 
Nomberg noch einmOtig zugestandene Re­
debeitrag zu Hungerstreik und politischen 
Gefangenen und die geplante Rede von 
lngrid Strobl. 

Mon wolle - so wurde argumentiert - T erro­
risten und der RAF kein Forum für ihre 
Politik bieten; lngrid Strobl k~me aus 
diesem Umfeld und könne niemals reden; 
was 'diese Sachen' mit der WM zu tun 
hmten usw. Die Strobi-Rede ruckte ins 
Zentrum <His Streits. Ein Meinungsbild zu 
dieser Frage ergab dann jedoch mit 27 : 
23 keine klare Mehrheit. An dieser Pott-Si­
tuation önderte auch der Koordinierungs­
kreis nichts, der noch mehrstOndiger 
Diskussion die Streitpunkte auf das letzte 
bundesweite Treffen om 6.5.89 verschob. 

Mit Prinzipien gebrochen 

Vor dem letzten großen Treffen in Nomberg 
war also noch einiges offen. Vorher war 
bekannt geworden daß sich der rechte Teil 
der oberpfalzer Gruppen nocheinmal ge­
troffen hatte. Der Redebeitrag von lngrid 
Strobl wurde zum 'Knackpunkt" für die 
Demo-UnterstOtzung gemacht. Es versprach 
also spannend zu werden. 
Den Coup landete dann der Vertreter des 
Bund Naturschutz. Er erklörte sich mit einem 
Redebeitrog von lngrid Strobl einverstan­
den, wenn diese nicht$ zum Hungerstreik 
sogen wOrde. Dann schlug er Atmin 
Weiß(Mdl-Die Grunen) als Redner for die 
oberpfalzer Gruppen vor. Es gab zwar 
einiges Murren, doch wurde dieser Vor­
schlag dann angenommen. 

Ein groles Unttrstiitzerspektrum flir die Demon­
stration am 3.6.89 war dama zwar gesichert, es 
bleibt jedoch lin fiNier Nadageschmack. 

WIR. WIR KAEMPFEN WEITER. 
WIR KOMMEN WIEDER. WIR 

KAEMPFEN WIEDER. WIR KOM 
MEN WEITER. WIR KAEMPFEN 

WIEDER WEITER. WIR KOMMEN. 
KAEMPFEN WIEDER. WIR KOM 
MEN WEITERKAEMPFEN. WIR 

KOMMEN. KAEMPFEN. WEITER. 
WIEDER KOMMEN WIR. KAEMP 
FEN WEITER. WEITER WEITER 
KAEMPFEN. WIEDERKOMMEN. 
WIEDER KAEMPFEN. WEITER 

KOMMEN. WEITER WIEDERKOM 
MEN. WIR KAEMPFEN WIEDER. 

GEGEN ATOMPROG RAMM UND REPRESSION ! KEINE WAA! 
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Resolution zum Hungerstreik 
verabschiedet von der Frühiahrskonfe­
renz der Anti-AKW-Bewegung am 
30.April in Mainz 

Seit dem 1.2. 1989 befinden sich Gefange­
ne aus RAF und Widerstand in einem Hun­
gerstreik. Mit diesem Hungerstreik als 
letztem Mittel fordern sie ihre Zusammenle­
gung in ein oder zwei große Gruppen, die 
Freilassung der haftunföhigen Inhaftierten, 
die Möglichkeit zur nicht kontrollierten inter­
nen Diskussion und zur Kommunikation mit 
draußen. 
Ihr politischer Gegenpart, insbesondere die 
Justizminister der lönder, schalten auf stur, 
bzw. versteifen sich auf sogenannte Klein­
gruppenlösungen (SPD-lönder), wie sie den 
Gefangenen schon in früheren Hunger­
streiks zugestanden wurden und die von 
ihnen als "Kieingruppenisolation• abgelehnt 
werden. 
Da der Zustand einiger Hungerstreikender 
kritisch ist und jederzeit mit Koma und Tod 
gerechnet werden muß (abgesehen von 
bleibenden körperlichen Schaden), bedeu­
tet das Verhalten der Staatsmacht das klare 
Kalkül mit der Vernichtung des Gegners, 
begründet mit der ebenso platten, wie ver­
logenen Parole von der angeblichen "Nicht­
Erpreßbarkeit des Staates•. 
Gerade die Anti-AKW-Bewegung weiß aus 
ihrer Geschichte, wie es um die Erpressbar­
keit des Staates bestellt ist, wenn die Erpres-
sung von Energiekonzernen, 
Reaktorbouern, atomwaffeninteressierten 
Militörs und gekauften law-and- Order-Po­
litikern ausgeht. 
Und wir wissen auch, was es heißt, von Re­
pression und Kriminalisierung betroffen zu 
sein: Verbotene und auseinandergeknüp­
pelte Demonstrationen, Röumungen, Mas­
senverhaftungen, Fließbandverurteilungen, 
Giftgas, Polizeikessel etc •• Radikale AKW­
Gegnerinnen werden zu Terroristen erklört, 
der 129a zur Allzweckwaffe des Staates 
auch gegen die Anti-AKW-Bewegung. 
Auch aus diesen Erfahrungen heraus unter­
stützen wir die Forderungen der Hunger­
streikenden Gefangenen. Die Erfüllung ihrer 

Forderungen ist die Voraussetzung zur Er­
haltung ihrer körperlichen lntegritat. Sie ist 
aber auch eine Voraussetzung für die not­
wendige Diskussion über politische Theorie 
und Praxis, eine Auseinandersetzung, die 
die Gefangenen fordern und wir wollen. 

- Zusammenlegung aller Gefangenen aus 
Guerilla und Widerstand in ein oder 
zwei große Gruppen, in die neue Gefange­
ne integriert werden, mit Zugang zu den 
Gemeinschaftshöfen. Zusammenlegung 
aller Gefangenen, die dafür kömpfen. 

- Freilassung der Gefangenen, deren Wie­
derherstellung nach Krankheit, Verletzung 
oder Folter durch Isolation unter Geföngnis­
bedingungen ausgeschlossen ist. Freilas­
sung von Günter Sonnenberg, Cloudia 
Wannersssdorfer, Bernd Rössner, Angelika 
Goder. Freie medizinische Versorgung ohne 
Staatsschutzkontrollen für alle Gefangenen 
- Freie politische Information und Kommuni­
kation der Gefangenen mit allen gesell­
schaftlichen Gruppen.• 

(aus der Hungerstreikerklörung der RAF von 
Helmut Pohl, 1 .2. 1989) 

Gleichzeitig mit den Gefangenen aus RAF 
und Widerstand befinden sich auch 
mehrere soziale Gefangene im Hunger­
streik. Auch sie fordern die Aufhebung iso­
lierender und demütigender 
Haftbedingungen, die Abschaffung von 
Zensur und Zwangsarbeit. Insbesondere un­
terstützen wir die Forderungen der Frauen 
in der Plötze. Allen Gefangenen, die sich 
gegen ihre Haftbedingungen wehren, gilt 
unsere Solidaritöt. 
Für die Durchsatzung der Forderungen der 
hungerstreikenden Gefangenen demon­
strierten am 29. April 1 0 000 Menschen 
aus verschiedenen bundesweiten Zusam­
menhangen und gesellschaftlichen Gruppen 
in Bann. 
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11Streit im Vorstand der Schwandorier Anti-WAA-81 11 

Dokumentation der Radio Z - Sendung 

lbllo Z:Entzündet hat sich der Streit jüngst an 
der Vorbereitung der bevorstehenden De­
monstration "Gegen WM und Repression• 
om 3.6. in München und einer Stellungnah­
me zum laufenden Hungerstreik der Gefan­
genen aus RAF und Widerstand, welche an 
die Bürgerinitiativen verschidct wurde. 
Zu den Auseinandersetzungen im Schwan­
dorfer BI-Vorstand hoben wir mehrere Vor­
standsmitglieder befragt. 

RaciD Z: Der Streit um Hungerstreik und Iso­
lation zieht sich momentan durch die ganze 
Republik, wobei borgerliehe Kreise, allenvo­
ran die Grünen ihre Distanz zu linken oder 
grünabweichenden Themen oder Personen 
besonders deutlich machen wollen. Politi­
scher Widerstand wird zur Zeit unter Grüne 
Obhut genommen, so auch der WM-Wi­
derstand, zumindest wie er sich in der 
Schwandorfer BI zeigt. Für Elisobeth sowohl 
eine Konsequenz der Grünen Entwicklung, 
als auch der personellen Besetzung des 
Schwandorfer BI-Vorstands. 

Elilabldl: Ja. also wir haben mindestens fünf 
Grüne und einen CSU-Ier drin. Ja also die 
Grünen sind nicht mehr das, was siwe vor 
Jahren einmal gewesen sind, so eine kleine 
Partei, die um jede Stimme irgendwie ge­
ktlmpft hat, sandem die Grünen sind jetzt 
halt auch schon aufgestiegen, haben sich 
mehr etabliert. Sie kümmem sich jetzt prak­
tisch nimmer um WM oder Kriminalisierung 
und so weiter, es ist einfach for sie ein 
Punkt über den sie nicht mehr reden, 
sondern für die Grünen gibts, wie man so 
schön sogt saubere Flosse,saubere Wölder 
und eine gesunde Umwelt 

lbllo Z.: Für ein sauberes Deutschland ware 
noch gehössigerweise zu ergönzen. Der 
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WM-Widerstand wird also begrünt, sowon1 
von innen, wie auch von außen. Die Kon­
stellation innerhalb der BI gibt davon 
baredes Zeugnis. 

Biabllh: Der Grüne Vorstand , den wir drin 
haben, der setzt halt sein Parteipolitisches in 
der Richtung voll durch, daS er praktisch die 
anderen Leute ,die irgendwie parteilos sind 
oder anders denken total niedermacht und 
nur das was sie machen irgendwie richtig 
ist. Das find ich falsch, weil gerade der BI­
Vorstand sollt' eigentlich nicht irgenwie 
einer Partei untergeordnet werden, sandem 
der Vorstand soll die Basis vertreten. Wo 
praktisch die Aktionen und alles drumherum 
ausgeht und auch Vorschlöge macht und so 
weiter. 

Radio Z: Die Vorstönde führen sich auf wie 
die CSU-Politiker in Boyem, so Elisobeth, 
die mit der ganzen parteipolitischen Ausrich­
tung der BI nichts am Hut hat. Es ist nicht 
möglich mit den Grünen und Vertretern vom 
Bund Naturschutz z.B. über gesellschaftsre­
levante Themen zu sprechen. Manch grüne 
Aktivisten sind auf der einen Seite nicht 
einmal Ober den § 129 a informiert, halten 
lngrid Strobl for ein Mitglied der RAF und 
olle UnterstOtzer von Gefangenenforderun­
gen for Terroristen. Ein Konflikt also zwi­
schen Autonomen und Grünen in 
Schwandorf ? 

Elisablth: Viele verstehen nicht, was der BI­
Vorstand betreibt, man kann bei den Kon­
flikten Teile der Bürger und die Autonomen 
schon zusommenmischen. Also es sind 
nicht nur die Autonomen oder einfach, es 
hat sich eben mittlerweile so gespalten , 
daß man sagen kann, es ist ein rechter und 
ein linker Flügel entstanden. 

ltadiol: Wöhrend sich die Grüne Fraktion auf 
die gewahfreie und juristische Schiene ver­
lagert, schlöft der Widerstand allerdings 
nicht, wie Beate zu berichten weiß. 

llale: Der Widerstand momentan schaut so 
aus: Am Sonntagsspaziergang sind immer 
mindestens 1 00 Leute, wobei der Vorstand, 
auch die Zaunfroktion, so werden die Leute 
am Zaun genannt, nicht akzeptiert, ebenso­
wenig akzeptiert er Auswartige und Autono­
me.Der Vorstand will einen reinen 
obefpfölzer Widerstand machen, grundsötz­
lich nur die juristische Schiene. Sie lehnen 
jede Form von Gewalt ab, jegliche Aktio­
nen, die om Zaun passieren,ob dies Nacht­
spaziergönge sind oder mein Gatt mal bissl 
ZaunverschOnerungen. 

RaciD Z: Auch noch dem VEBA-Beschluß, die 
WM nicht mehr zu bauen, ist weiterhin 
Aufldörung und Widerstand notwendig, 
meint Elisobeth, denn mit der Hiersemann­
SPD-Meinung, La Hague ist mir lieber als 
Wackersdorf, geben sich Teile des Wak­
kersdorfer Widerstands nicht zufrieden. 

Elisabllh: Allein bei uns im Stödtedreieck, 
also wir haben 600 Mitglieder und ich find' 
wir haben so ziemlich die starkste Ortsgrup­
pe und man kann wirklich nicht sogen, daS 
der Widerstand irgendwie einschlöft oder 
am Wege des Schiofens ist. Die Leute von 
der Ortsgruppe haben alle die Meinung, 
daß nicht nur auf dem rechtlichen Weg was 
gemacht werden soll, sandem viel Aktionen 
und einfach unwahrscheinliche Aufldarungs­
arbeiten, immer noch, weil viele Leute nicht 
wissen wo der Hase hinlöuft. 

RaciD Z: Zu den massiven Vorwarfen gegen­
ober dem Schwandorfer BI-Vorstand wollte 
ich natürlich auch die angegriffene Seite 
hören. lrene Maria Sturm ist zur Zeit 
hauptamtliche Vorstandfrau der BI und 
Gri.lnes Parteimitglied. Sie werde die 
inneren Konflikte der BI nicht am Radio aus­
trogen, versicherte sie zu Beginn unseres 
Gepnkhs. Dennoch, so meine ich, werden 
die Konflikte im folgenden deutlich. Zu­
nöchst wollte ich wissen, warum der BI-Vor­
stand nichts zum Hungerstreik der 
Gefangenen sogen will. 

I,_ Slurm: Ja, wir mochten halt unser 
Thema so gut bearbeiten, wie es geht und 
wir wollen eben keine anderen politischen 
Demonstrationen hier haben, also der Wi­
derstand gegen die WM und das Atompro­
gramm liefert ja Stoff genug, sei es nun 
Kriminalisierung oder sonstige Themen. 



Radio Z: Wir wollen nicht für die RAF werben, 
so das Argument der Grünen Vorstands­
Dame. Da sei sie sich auch mit dem Bund 
Naturschutz einig und der § 129 a sei auch 
anhand der Kriminalisierung beim WAA-Wi­
derstand deutlich zu machen, da braucht es 
keine lngrid Strabl, das sei nicht zu vermit­
teln, meint lrene Sturm. Ob denn der Strabi­
Prozeß nicht zu den deutlichsten 
Repressionsmaßnahmen des Staates zöhlt, 
wollte ich wissen. 

lrene Sturm: Sicher gibt es hier Berührungs­
punkte, wenn man Haftbedingungen oder 
Isolation oder sonst etwas anschaut, aber 
das ist wieder ein Punkt, den eine Bürgerin­
itiative wie die unsere eine ist, eben nicht so 
bearbeiten kann. Zu diesem Thema hat es 
ja erst am 29. April eine Demonstration in 
Bann gegeben und da war ja Raum genug, 
dieses Thema öffentlich zu machen. 

Radio Z: Zu dem Vorwurf, der BI-Vorstand 
würde Grüne Parteipolitik betreiben ver­
steigt sich lrene Sturm zu folgender 
Aussage: 

lrene Sturm: Diese Meinung kann ich durch­
aus nicht teilen. Der BI-Vorstand besteht aus 
neun Mitgliedern und davon sind zwei bei 
den Grünen, die anderen sind Parteiunab­
höngig oder SPD, also von daher kann ich 
diese VOrwürfe gar nicht akzeptieren. 

Radio Z: Anscheinend ist umstritten, wieviele 
Grüne Oberhaupt im Vorstand sitzen. Elisa­
beth, Vorstandsfrau in der BI, sprach vorhin 
von fünf Grünen, einem CSUier und drei 
Parteilosen. lrene Sturm will anscheinend 
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die Karten nicht offen auf den Tisch legen. 
Auch eine Ausgrenzungspolitik des enge­
grünten BI-Vorstandes soll es nicht geben. 

lrene Sturm: Auf keinen Fall. Wir wollen wirk­
lich alle Gruppierungen, die hier das ge­
meinsame Ziel haben, ganz speziell vor Ort 
die WAA zu verhindern, einbinden und mit 
ihnen zusammen den Widerstand führen. 
Aber wir können natürlich nicht mittragen, 
wenn nun Gruppierungen andere politische 
Zielsetzungen haben. 

Radio Z: Wir wollen also mit allen zusammen­
arbeiten, aber andere politische Richtungen 
können wir nicht akzeptieren, so die rhetori­
sche Variante der BI-Frau. 
Ein prominentes Beispiel für BI-interne Aus­
grenzungspolitik ist Ema Wellershöfer, die 
als Mutter der oberpfölzer Autonomen 
bekannt wurde. Elisabeth noch einmal ab­
schließend zum Miteinander innerhalb des 
BI-Vorstands. 

Bisabslh: Und der Teil von der Vorstandschaft 
geht die Frau total massiv an und die Ema 
ist halt nicht mehr irgendwie, sie macht nicht 
Grüne Politik, sandem sie macht autonome 
Politik und Ema ist irgendwie die Mutter der 
oberpfölzer Autonomen und also Leute z.B. 
vom AK Theologie Kernenergie, oder der 
Teil von der Vorstandschaft, oder die Chri­
sten, wie sie sich so schön nennen, wollen 
partout, daß die Ema aus dem Vorstand 
verschwindet, sie wollen sie praktisch rause­
keln. Die Frau ist 60,63 Jahre alt und was 
ich jetzt in dem Jahr mitgekriegt hab' in der 
Vorstandschaft, wenn man so massiv ange­
gangen wird, noch dazu in einem solchen 
Alter, also da braucht man sich nicht 
wundem, wenn die Frau irgendwann einmal 
einen 'Heakasper' kriegt, weil das ist so 
was von , da gibt's überhaupt keinen Aus­
druck dafür, daß man jemanden persönlich 
so angreift, wie die Ema einfach. Das artet 
manchmal so böse aus, also ich muß 
sagen, als junge Frau, ich würd' den Leuten 
bestimmt einmal irgendwann eine 'Watschn' 
geben. 

Kantpagne gegen Erna Wellnhofer 

Die Dokumentation der Radio Z Sendung 
(siehe Dokumentation) verdeutlicht schon 
die Konfliktlinien und unversöhnlichen Posi­
tionen im Vorstand der BI-SAD. Die aktuelle 
Fortsetzung dieser Auseinandersetzung fand 
auf der Vorstandssitzung am 18.5. statt. Als 
außenstehende Beobachterinnen waren wir 
entsetzt über Stil und Verlaufsform dieser 
Auseinandersetzung. 
Als Diskussionsvorgabe diente nebenstehen­
der Brief des Vorstandmitglied Bert 
Maderer. Dieses 'Diskussionspapier' wurde 
an alle Vorstandsmitglieder versandt, mit 
dem Vorschlag, dies in einer Klausur im An­
schluß an die Vorstandssitzung zu debattie­
ren. Normalerweise sind Vorstandssitzungen 
öffentlich. Es finden aber auch 'Kiausursit­
zungen' unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
statt, können sogar unter Ausschluß der 
Ortsgruppen stattfinden. 
Natürlich kamen zu der Sitzung am 18.5. 
nicht nur die Vorstandsmitglieder, sandem 
auch das eher linke Spektrum der Anti­
WAA-Bewegung, denn von den Angriffen 
auf Ema und der versuchten Zurückdrön­
gung deren Positionen fühlt sich auch 
dieses Widerstandsspektrum betroffen. Da 

aufgrund mangelnder Prösenz von Vor­
standsmitgliedern die Beschlußföhigkeit 
nicht bestand, mißlang der Versuch, die Öf­
fentlichkeit bei dieser Diskussion auszu­
schließen und das Ganze als 'Interna• auf 
einer Klausurtagung zu behandeln. 
ln der Auseinandersetzung um den Brief 
zeigte sich, daß die meisten Behauptungen 
haltlos sind und nicht konkretisiert werden 
konnten. lapidare und ausweichende Ant­
worten auf Emas Nachfragen waren die 
Regel, wie z.B. 

"wenn du da bist, wird gestritten, wenn 
du nicht da bist, verläuft alles harmo­
nischer". 

Der Vorwurf, Ema habe Vorstandsbeschlüs­
se als Vertreterio der BI auf Vorbereitungs­
treffen zur 3.6. Demo nicht richtig vertreten, 
stellte sich als völlig haltlos heraus. Der BI­
Vorstand wollte als Demoredner Armin 
Weiss, obwohl es schon aus vergangeneo 
Demonstrationen den klaren Beschluß gibt, 
keine Parteiredner sprechen zu lassen. Ema 
schlug bei erneuter Diskussion im Bündnis 

um die Redner im Auftrag ihrer BI Armin 
Weiss vor, bekanntlicherweise gab es hierzu 
klare Gegenpositionen von anderen Teilen 
des Bündnisses. ln der weiteren Diskussion 
wurde von Ema die vom Vorstand bereits 
gebilligte Kompromißlösung eingebracht. 
Dies wird ihr jetzt zum Vorwurf gemacht. 
Desweiteren fragen wir uns, worum gerade 
Ema für diese Bündnisverhandlungen dele­
giert wird, wenn die Mehrheit der BI mit 
ihrer Vertretung nicht zufrieden ist. Warum 
fahrt niemand anderes aus dem Vorstand 
auf die Vorbereitungstreffen, wenn mensch 
zu wenig Vertrauen in Emas Verhandlungs­
führung hat? Aber anscheinend ist Ema 
Wellnhofer eine der Wenigen, die die konti­
nuierliche Teilnahme an den Vorbereitungs­
treffen für notwendig halt. 
Aus der Tatsache, daß Ema bei der Vor­
standssitzung in der Schwefelquelle die Teil­
nehme von Ortsgruppenvertreterinnen 
einforderte, wurde ihr im Brief der Vorwurf 
der 'unsolidarischen• Mitarbeit im Vorstand 
gemacht. Bei der Beleuchtung dieses Vor­
wurfs stellte sich heraus, daß in der Sitzung 
vorher ausdrücklich Ortsgruppen zur Teil­
nehme aufgefordert wurden. Die besagte 
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Vorstandssitzung in der Schwefelquelle sollte 
jedoch aus nicht nochvollziehbaren 
Gründen kurzfristig und ohne offizielle Ein­
ladung zur 'Kiousursitzung' umgemodelt 
werden, was seinerseits nicht korrekt war. 
Anhof!d des Streits über die Notwendigkeit 
der Unterstützung der 3.6. Demo und 
deren konkreten Ausgestaltung gab und 
gibt es in der BI sehr kontröre Ansichten, 
welche sich zum Teil gegenseitig blockieren. 
Dies als Spaltung zu bezeichnen (z.B. auch 
so geschehen in der Mittelbayerischen 
Zeitung) und jeweils der anderen Seite die 
Schuld dafür zu geben ist Ansichtssache -
der Öffentlichkeit sollten diese Auseinander­
setzungen jedenfalls nicht unterschlagen 
werden. 
Zum Schluß der Diskussion forderte Emo 
eine schriftliche Richtigstellung und öffentli­
che Distanzierung vom Brief durch den Vor­
stand. Oie anderen Vorstandsmitglieder 
öußerten sich nicht weiter dazu, sondern 
wollen in der darauffolgenden Woche ihr 
weiteres Vorgehen diskutieren. 

Dokumentation 
Bert Moderer 
Söltlstr.21 
8462 Neunburg v.W. 

An olle Voestondsmitglieder 
der Bürgerinitiative 
gegen eine WM 

Neunburg, 16.Moi 1989 

Diskussionspapier zur Vorstandssitzung om 
Donnerstag den 18.Moi 

Liebe Vorstandsmitglieder, 

aus aktuellem Anlaß um die nicht enden­
wollende Debatte um die derzeitigen Zu­
stönde im BI-Vorstand, ausgelöst 
insbesondere durch das Verholten von Emo 
Wellnhofer, möchte ich Euch bitten, meine 
folgenden Gedanken und Vorschlöge bis 
zur nöchsten Vorstandssitzung om Donners­
tag zu überdenken und im Anschluß an 
diese in einer Klousur zu debattieren. 
Das Verhalten von Erna bei den vergonge­
nen VS haben m.E. zu Zuständen geführt, 
die so nicht mehr hingenommen und ver­
antwortet werden können. 
- Erno wurden mehrmals als Delegierter der 
BI klare Auftröge und Beschlüsse des VS 
erteilt, die sie bei Dochverband, BAAP, De-
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Oie Forderung nach einer Richtigstellung 
und einer öff.,ntlichen Entschuldigung ist nur 
zu unterstützen, ansonsten verliert der Vor­
stand seine letzte politische Glaubwürdig­
keit. 
Als Hintergrund dieser Auseinandersetzung 
stehen natürlich zu ollererst politische Wi­
dersprüche. So möchte die Mehrheitsströ­
mung des Vorstandes einen Widerstand, der 
sich ausschließlich auf die WM bezieht, 
wobei der juristische Widerstand als der er­
folgversprechendste angesehen wird. 
Bei der Debatte um den Redebeitrog von 
lngrid Strobl brachte lrene Sturm es auf den 
Punkt: 

"Ich habe vielleicht auch noch andere 
politische Interessen, z.B. die Müllver­
brennung, und das kann ich auch nicht 
in die 3.6.-Demo einbringen. Und ich 
finde es wichtig, beim Thema zu 
bleiben. lngrid Strobl ist immer als 
Beispiel für den §129a vorgeschlagen 
worden, und jetzt wird sie auf Presse­
konferenzen in Zusammenhang mit 
Gentechnologie erwähnt." 

Bei der Feststellung, die Rede von lngrid 
Strobl sei immerhin von der bundesweiten 
Atommüllkonferenz gefordert worden, 
meinte sie sinngemäß: 

"Die Leute dort wissen vielleicht, wer 
lngrid Strobl ist, aber wissen sie über­
haupt, was eine WAA ist?" 

movorbereitungstreffen etc. in keinster 
Weise im Sinne des BI-Vorstandes vertreten 
hat. 
- Bei VS gefoßte Beschlüsse, die in ihrer 
Abwesenheit (z.B. vorgerückte Stunde, vor­
zeitiges Vertassen der VS aus irgendwel­
chen Gründen oder beleidigtes Verlassen 
der VS) beschlossen wurden, versucht sie in 
der nächsten VS zu kippen und wieder 
rückgängig zu machen und neu zu verfas­
sen. Dies ist m.E. langsam unertröglich und 
untergröbt die Glaubwürdigkeit des gesam­
ten Vorstandes! 
- Allein das Auftreten und Verhalten von 
Erna bei der VS in der Schwefelquelle vor 
kurzem, wo sie behauptete, die Ortsgrup­
pen wären eingeladen gewesen, obwohl 
eine Klausursitzung angesagt war, zeigt 
deutlich, wie unsolidarisch Ema im VS mit­
arbeitet. Dadurch werden hauptsächlich 
durch sie die Streitereien und Querelen in 
den VS getragen •• 
- Woher nimmt Ema in ihrer Eigenschaft als 
BI-Sprecherin in der TAZ vom 12.Mai (s. 
Anlage) die Berechtigung von Spaltung der 
BI zu reden, indem sie behauptet, fünf von 
vierzehn (14)!1 Ortsgruppen ständen voll 
hinter der Rede von lngrid Strobl zur Demo 
am 3.6 •• Was ist mit den restlichen neun 
OG ? Wurden die überhaupt gefragt? 
Was ist das für ein Mehrheitsverhältnis und 
- verständnis? 

Gegen diese überhebliche Haltung vertritt 
Erno Wellnhofer im Vorstand eine andere 
Position. Immer wieder hat sie ein Bündnis 
mit den verschiedenen Strömungen ange­
strebt und den Kontakt zur bundesweiten 
Anti-AKW-Bewegung gesucht. Sie hat keine 
Bündnisängste gegenüber den linken Teilen 
der Bewegung. Ihr Politikansatz beruht auf 
einem Basisanspruch, das heißt, daß sie die 
Zusammenarbeit und Diskussion mit der 
bunde:::weiten Anti-AKW-Bewegung für 
wichtig hält und sich darum kümmert. Zu 
solch einem Basisanspruch gehört auch, 
daß Diskussionen nicht im internen BI-Vor­
stand ablaufen, s!?ndern unter Beteiligung 
der interessierten Offentlichkeit. Dieser Poli­
tikansatz, der auch in manchen Ortsgrup­
pen vertreten ist soll nun zurückgedröngt 
werden. 

Das gibt nur böses Blut und sie betreibt in 
diesem Falle die Spaltung! Erna maßt sich 
hier Zuständigkeit on,ich mir nur noch mit 
Größenwahn, falscher Eitelkeit oder Publi­
cityneid anderen kompetenten VS-Mitglie­
dern gegenüber widerspiegelt. 

Ich denke mit o.a. Ausführungen nicht 
alleine im VS zu stehen und will auch keine 
Pauseholverurteilung von Erna herbeifüh­
ren. Aber in einer Zeit und Situation, in der 
wir kurz vor unserem gemeinsamen Ziel 
und Erfolg stehen, die WM zum Kippen 
gebracht zu hoben, möchte ich Euch 
hiermit olle bitten und auffordern, konkret 
darüber nachzudenken und am Donnerstag 
offen und ehrlich zu diskutieren, um diesen 
unerträglichen Zustand zu beenden. 
Erna möchte ich hiermit dazu auffordern, 
entweder in Zukunft die Sache des VS und 
der BI eindeutig zu vertreten oder sich Ge­
danken zu machen, ihr Amt als VS-Mitglied 
abzugeben! 
Bei ollem Respekt vor Ernas geleisteter 
Arbeit möchte ich sie bitten, dieses Papier 
nicht falsch zu verstehen und wieder der 
Sache dienlich mitzuarbeiten. 
ln diesem Sinne wünsche ich Euch und mir 
einen fruchtbaren und harmonischen 
Verlauf der nöchsten VS. Bis bald. 

Liebe Grüße 
Bert Maderer 



Das Kreuz mit dem Anti-WAA-Büro 
Insiderinnen wissen es schon IOnger, for 
einige sind es Getilchte. Im Anti-WAA-Boro 
SAD kocht mensch gerne sein "eigenes 
Süppchen". Seit dem BMP (Boyerisches 
Anti-Atom-Plenum) in Landshut im April 
1988 ist die Auseinandemmung urm Boro, 
Ober dessen SelbstverstOndnis und seine 
Stellung zur Bewegung Oauerbntnner. 
Aufrufe und Protokolle wurden nicht oder 
unzuveriossig verschickt, Beschlosse des 
BAAP werden nicht oder nur teilweise aus­
gefohrt, von selbsternannten Sprechern in­
terpretiert usw .. 
Auf der andentn Seite heißt es "stimmt nicht" 
oder "wir können doch nicht olles machen•. 
Arbeitsmößige und finanzielle Belastungen 
werden ins Feld gefohrt .. 
Erinnern wir uns: 1984, als es um die per­
sonelle Besetzung des neugegrOndeten 
Boros ging, verweigerten die damaligen 81-
VorstOndler einer von der IAKO (Landes­
konferenz der Boy. 81's, VorgOngerio des 
BMP) gewOhhen AKW-Gegnerin den Zutritt 
und die Mitarbeit im Anti-WAA-Boro. Die 
BI- Amberg erkk'5rte domals • ... cloB die 81-
SAD sich nach außen abkapselt und den 
Kampf gegen die WM als ihre ureigene 
Oom6ne betrachtet ... • (vgl. Radi-aktiv 
Feb./MlJrz 85). Ein monatelanger Streit um 
die Besetzung des Boros endete dann 
damit, daß "genehment• Leute das Boro be­
setzten. 
ln der Folgezeit gab es immer wieder Aus­
einandersetzungen zwischen dem Boro und 
der BMP bzw. IAKO (landeskonfentnz}. 

Regensburg - Demo nicht unterstützt 

Die Quentlen zwischen BAAP und Anti­
WAA-Boro entzOndeten sich aufs Neue um 
die Froge und Unterstatzung der Demon­
stration in Regensburg am 5.3.88. Bayeri­
sche Anti-AKW-Bewegung und die 
Atommollkonferenz hatten onl&slich des 
Honau-Skondols zu vier Demonstrationen in 
Lobeck, Essen, Frankfurt und Regensburg 
aufgerufen. Von der BOreseite wurde 
domals eridOrt, mensch unterstatze zwar 
diese Demonstration, doch die anlaufende 
Einwendungskompagne binde die vorhan­
denen ~fte. ln der Folgezeit wurde dann 
jedoch vom Anti-WAA-Boro gegen die De­
monstroti.on gearbeitet. Anrufer wurden om 
Telefon damit beschieden, mensch wisse 
nich1s von einer Demo om 5.3. . Auch 
wurden Aufrufe nicht verschickt, obwohl 
diese schon fertig einkauvertiert waren. Ein 
Boremitarbeiter zog ob dieser Vorkommnis­
se die Konsequenzen und stieg aus der 
Gruppe aus. 
ln Landshut erldort Klaus BrOckner (Anti­
WAA-Boro) zur Froge, ob das Boro sich als 
Boro der Bewegung begreife: • ... cloB dieses 
»Selbstverständnis für ihn weilergelte, doch 
bei be$timmlen (I) Fällen unter dem Votbe­
hah der eigenen Entscheidungssower6nltöt 

(I) stehe ... ' (vgl. Protokoll BMP - Landshut 
6.4.88). Das heißt mit anderen Worten, 
Genehmes wird erledigt, Unangenehmes 
liegengelassen. 

Die Büromitarbeiterinnen erklären sich 

For das nOchste BAAP verschickt das Anti­
WAA-BOro ein SelbstverstOndnispapier. Dort 
eridoren die Mitarbeiterlnnen: • ... das Anti­
WAA-Büro versteht sich als Büro sowohl der 
oberpfölzer Nlti-WA4./MW-8ewegung, als 
auch der boyerischen und bundesweilen 
Nlti-Atom-Bewegung•. (aus Selbstverstllnd­
nispapier z. BAAP 11.6.88). EingeschrOnkt 
wird diese Aussoge domals nur mit finanziel­
len und arbeitsm06igen Grenzen. So weit -
so gut - könnte mensch meinen. 
Doch nur wenige Wochen spOter muß 
schon wieder Obers Boro berichtet werden. 
Das Anti-WAA-Boro lehnte die UnterstOt­
zung der GroBdemonstration im Herbst 88 
ob. Unter dem Aufrufflugblatt sucht mensch 
vergebens nach dem "Boro der Bewegung•. 
Einzig die BOrorOume wurden dem Vorbe­
reitungskreis zur Verfogung gestellt. 

•Historisches" - Der Widerspruch wird 
klar 

ln Passou (BMP 4.2.89) werden die Diffe­
ntnzen zwischen Boro und Bewegung ldontr. 
0-Ton Anti-WAA-Boro: Der Anspruch, Büro 
der Bewegung zu sein, sei aus seiner histo-

rischen Entwicklung betrachtet verstOndlich, 
doch heute oberholt. Man betrachte sich 
nicht in irgendeiner Weise weisungsgebun­
den gegenOber der BAAP und sei kein 
BAAP-Büro mehr. Auch könne im Büro nicht 
jede/r Interessierte mitarbeiten, sandem 
darOber befinde die bisherige Bürogruppe. 
ln Possau stieß dieses Verhohen auf die ein­
hellige Kritik aller anwesenden Bl's. 
Deutlich wird doron auch der Konflikt, der 
sich auch im BI-Vorstand schon Ou6erte. 
Passou als einen Wendepunkt in der Ent­
wicklung des Anti-WAA-BOros zu begreifen, 
wOre m.E. falsch. Vtelmehr wurde dort erst­
mals offen ausgesprochen, was vor+ter 
schon praktiziert worden ist, 



\SJ\b. ~u\\~ 

--------------~~~~~~ 
Drei Jahre nach dem umstri1tenen 86er 
Mammutfestival (s. Extroartikel) soll es 
dieses Jahr wieder was "Größeres• werden. 
Am 15. und 16. Juli werden mindestens 
25 000 Zuschauerinnen .zum mittlerweile 7. 
Anti-WAA-Festival in Burglengenfeld erwar­
tet, Repressionen wie vor 3 Jahren sind 
diesmal nicht .zu erwarten. 
Die Musikerinnen treten wiederum ohne 
Gage (nur gegen Spesenerstottung) auf. Bei 
Eintrittspreisen von 35 b.zw. 45 Mark wird 
mit Unkosten von 700 000 bis einer Million 
Mark gerechnet, so daß, wenn die Kalkula­
tionen stimmen, mindestens 20 000 Zu­
schauerlnnen kommen müssen, damit es 
kein Defizit gibt. 
Vom Eintrittspreis gehen diesmal vorab 
jeweils eine Mark an Rechts- und Pro.zeßhil­
fefonds (und müssen deshalb nicht wie vor 
3 Jahren versteuert werden). Veranstalter ist 
der gemeinnützige "Verein .zur Emaltung der 
kultvrellen Eigenständigkeif der Jugend in 
Europo•. Die Vereinsmitglieder sind nicht 
identisch mit den 86er Organisatoren. Der 
Verein wird beraten und kontrolliert von 
einem "Beirat" aus Vertreterinnen diverser 
Organisationen (u.o. Bund Naturschutz 
Bayem, Robin Wood BRD, Jusos BRD(I), 
SPD Boyem(l), Grüne Boyem, DKP Nord­
und Südbayem, SPÖ Landesverband Salz­
burg, GrOn-Aitemotive Liste Österreich, 
oberpfölzer Bis und lost not least das 
Burglengenfelder Jugendzentrum). Bis auf 
das Burglengenfelder JuZe, sozusagen "Eh­
renmitglied" wegen seiner wichtigen Rolle 
bei den bisherigen Festivals, blechten alle 
Beiratsmitglieder 15 000 - 25 000 Mark 
.zur Vorfinanzierung des Festivals. Nach 
Auskunft von Gerald Prescht, Mitorganisator 
des Festivals, gibt es immer noch eine "Fi­
non.zierungslücke", d. h., die von den Bei­
ratsorgonisotionen bisher aufgebrachten 
200 000 Mark sind noch .zuwenig. 
Die massive Mitgliedschaft sozialdemokrati­
scher Organisationen im Beirot vemeißt erst 
mal nichts Gutes. Es ist abzuwarten, wie 
sich das auf die politische Gesamtaussoge 
des Festivals auswirkt. Es sei nur nebenbei 
erwOhnt, daß 1986 der SPD-Spitzenkandi­
dot Hiersemonn vor dem Festival in Polizei­
manier die 'friedlichen• Demonstranten 
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aufforderte, sich von Gewalttätern abzu­
grenzen und auf Demonstrationen om 
Bauzaun zu verzichten ... 
Die Verknüpfung von Mitgliedschaft im 
Beirot und massiver finanzieller Vorleistung 
benachteiligt von vomherein kleine Anti­
WAA-Gruppen und bevorteilt finanzstarke 
Großorgonisationen. Andreos Lämmer­
mann, der für die oberpfölzer Bis im Beirot 
sitzt, betonte jedoch, daß keine Parteired­
nerinnen auftreten sollen, und auch keine 
"Promis". Es soll auch keine Aufrufe, nicht 
zum Zaun zu gehen, o. ö., geben. Anson­
sten ist noch unklar, wer von der Bühne 
sprechen wird. 

Foto: 11lo Gritt 

Finanzielle Überschüsse aus dem Festival 
werden dem "oberpfölzer Widerstand" 
zugute kommen, ohne daß das bisher 
geneuer festgelegt wäre. Ein Problem 
eigener Art scheint dadurch zu entstehen, 
daß sich noch dem umstrittenen 86er Festi­
val nicht mehr soviele freiwillige Helfer in 
der Oberpfalz finden lassen. Menschen, die 
vor 3 Jahren noch extra Urlaub nahmen, 
sind heuer nicht mehr bereit, einen Teil ihrer 
Arbeitskraft für das Festival zur Verfügung 
zu stellen. 



Festivoll986: 
Geld für Nazis? 
(Ein kul'%er Nachtrag) 

Etwa 1 00 000 Mark gaben die Veranstal­
ter des 86er Festivals for Ordnerdienste 
aus, do nicht genug freiwillige Ordner aus 
BI-Kreisen oufzutntiben waren. Wie wir erst 
korzlich erfuhren, waren zumindest einige 
der damals Beschaftigten der rechtsradika­
len Szene zuzuordnen. 
1986 gab es zwei Kategorien von 
Ordnern: 
1. Ober eine Zeitarbeitsfirma eingestellte 
Leute (Stundenlohn 1 0,-Mark); 
2. Profiordner zum Bohnenschutz, die sich 
schon mol eine Keilerei mit den Autonomen 
lieferten. Unser Informant, damols BI­
Ordner, erkannte kurze Zeit nach dem Fe­
stival einige der Profiordner in Nomberg 
wieder, in Nazi- bzw. Skinheodkluft, mit 
AufnOhem wie "Ich bin stolz, ein Deutscher 
zu sein.• 

Diese Totsache laßt einen 1986 erschiene­
nen Bericht in der Autonomen-Zeitung 
"Waackerlond-News" in neuem licht er­
scheinen. Es wurde berichtet Ober den 
"Versuch von einigen vermummten Leuten, 
ein loch in den Bretterzaun zu reißen. Da 
standen sich plötzlich Demonstranten ge­
genOber... Die meisten der freiwilligen 
Ordner brachte die Sache jedoch ins 
Grübeln. Sie wurden ein wenig laseher und 
mußten durch Ordner-SEKs, bestehend aus 
Profi-Ordnem und Karateclubs, ersetzt 
werden. Zum Teil mit Helmen oder gor mit 
abgebrochenen Flaschenhalsen bewaffnet, 
konnten die Zaunkampfer dann zurückge­
worfen werden. • 
Die "Ordner-SEKs", von denen hier die 
Rede ist, waren vermutlich oben erwehnte, 
mit Nazis durchsetzte, Profiordnerschaft. Der 
"Zeitgeist der Distanzierung und Diffamie­
rung• auf dem damaligen Festival fohrte 
also nicht nur zu standigen Aufrufen, nicht 
zum Bauzaun zu gehen sowie zur relativ 
Iosehen Auszahlung versprochener Gelder 
on offenbar unliebsame Anti-WM-BOros, 
sondem auch zur Zusammenarbeit mit olles 
andere als fortschrittlichen Kroftenl 
Angesichts der jOngsten Wohlerfolge der 
Nazis, ongesichts dessen, daß ein Republi­
koner-Funktionar in Regensburg das WAA­
Gelande in ein Atbeitsloger for "das 
Gesindel und den Abschaum" verwandelt 
sehen möchte, ongesichts der Angriffe von 
Nazis auf Anti-WM-Veronstoltungen (z. B. 
bei der letzten Herbstdemo) und nicht zuletzt 
angesichts des mörderischen Brandon­
fehlogs auf Ausionder in Schwandorf ist die 
jetzt bekonntgewordene Beschaftigung von 
Leuten aus Nazi-Kreisen auf dem 86er Fe­
stival ein besonders ekelhaftes Detail und 
eigentlich kaum noch mit politischer Uner-

fohrenheit zu entschuldigen. Die zumindest 
teilweise sehr geschaftstüchtige und "profes­
sionelle" Veronstalterclique, aus deren 
Reihen dann ja kurze Zeit spöter die kom­
merzielle Konzertagentur "Power Concem" 
(Burglengenfeld) hervorging, hat sich zumin­
dest im Nachhinein doppelt disqualifiziert. 
(Quellen: taz, 1 0.12.86, MZ, 24.5.89, 
Woockerlond-News Nr. 4, RadiAktiv Nr. 
10, 11) 

Chaos und Spaltungsversuche 
Zur Verdeutlichung unserer erst doch mal 
eher abwartenden und kritischen Haltung 
zum diesj(Jhrigen Burglengenfelder Festival 
resOmieren wir nochmal kurz den Ablauf 
des 5. Festivals 1986, das sowohl wegen 
seiner Größe (1 00 000 Besucherinnentrotz 
massiver Behinderungsversuche durch 
Polizei, Justiz und Staatsbehörden und einer 
wahren Hetzlcompogne, vgl. Radi 1 0) als 
auch wegen langwieriger Finanz-Streitereien 
in die Schlagzeilen geriet. Wir vom Radi kri­
tisierten außerdem den "Zeitgeist der Distan­
zierung und Diffamierung•, der teilweise auf 
dem Festival vorherrschte: Von der Bohne 
herunter riefen Festivalsprecher und die 
meisten Redner und Musiker in penetranter 
Art und Weise dazu auf, om Festival­
Sanntag nicht zum Bauzaun zu gehen, d.h., 
om regelmaßigen Sonntagsspaziergang der 
Oberpfalzerlnnen nicht teilzunehmen. ln 
einer Art vorauseilendem Gehorsam wurde 
kaum auf den einmaligen Vorfeldterror (Ver­
botsversuch, einengende Auflagen, CSU­
Hetze, Freigabe der Gummigeschosse, 
Kontrolle 1 0 OOOer Besucherlnnen) rea­
giert. Es kamen uns sogar im Gegenteil 
Hinweise zu Ohren, daß teilweise eine Ober 
das bei Veranstaltungen "normale" Maß hin­
ausgehende Zusammenarbeit mit der 
Polizei stattfand (s. Radi 11 ). 
"Jede Mark geht in den Widerstand": mit 
diesem Motto wurde fOr das damalige Festi­
val geworben. Enttöuschung mochte sich 
breit, als noch ewigem hin und her bekannt 
gemocht wurde, daß bei einem Gesamtum­
satz von 1 ,6 Millionen Mark nur 400 000 
Mark Reingewinn gemocht wurden taz 
7.2.87, 24.4.87). Hunderttausende 
wurden for Posten wie die Honorare profes­
sioneller Ordner ausgegeben (s. Extroarti­
kell). Der Rechtsstreit mit einem Münchner 
Gostronomieuntemehmen, das teilweise die 
Verpflegung geliefert hatte, zog sich 
Monate hin, usw. Daraufhin schimpften 
einige Promis wie die Rohrspatzen: Schuie­
rer schimpfte, Daniels schimpfte, Grönemei­
er schimpfte, die Rodgau Monotones 
schimpften. letztere teilten uns in einem 

Brief sogar mit, sie hOlten nur 2734 Mark 
erholten und sich keineswegs bereichert (s. 
Radi 13). 
Alle vermuteten Unterschleif. Was donn 
wieder weniger Leute aufregte, uns vom 
Radi allerdings durchlkls interessierte, war 
die recht zahe Auuahlung versprochener 
Gelder an einzelne Anti-WM-Einrichtungen 
wie das BIWAK-Boro Regensburg, das Info­
büro Altenschwand sowie den Prozeßhilfe­
fonds. Es wurde nie offiziell dargelegt, on 
wen und in welcher Höhe genau der offi­
zielle Gewinntopf ausgeteilt wurde. Do 
blohen natürlich die Gerüchte. 
Der veranstaltende "Verein zur Beratung 
und Förderung kultureller Jugendarbeit" tat 
nicht eben viel, um diese Gerüchte glaub­
haft zu wiederlegen. Eine korrekte Gesamt­
abrechnung liegt bis heute nicht vor 
{natürlich gibt es das Problem "Finanzamt'. 
Aber es finden sich bei gutem Willen wohl 
Mittel und Wege, zumnindest bewegungsin­
tern das Mißtrauen ouszuröumen). Wir vom 
Radi hoben beispielsweise trotz schriftlicher 

Anfrage bei den damaligen Veranstaltern 
keinerlei Auskonfte bekommen. 
Erganzt sei noch, daß der Film zum Festival 
finanziell ein Flop wurde. Bei mehr als einer 
halben Million Produktionskosten kamen 
nur 32000 Zuschauerinnen ins Kino statt 
mindestens nötiger 180 000). Von der 
Platte wurden etwa 60000 verkauft; etwa 
250 000 Mark gingen an die oberpfalzer 
BOrgerinitiativen (taz, 24.4.87). 



••unterbindungsgewahrsam•• 

• Vorbeugehaft für 
die Opposition 
Im April'89 wurde die vieldiskutierte polizeiliche Vorbeugehaft für Demonstrantinnen verabschiedet. Eine Änderung des bayerischen 
Polizeiaufgabengesetzes (PAG} führt weitgehende Möglichkeiten der Polizei ein, aus nichtigem Anlaß Personen bereits auf dem Weg 
zu Versammlungen in Haft zu nehmen - und dies für bis zu 14 Tage. 
Scheinheilig u.a. auch damit begründet, wirksam gegen neonazisfische Aktlvitäten vorgehen zu wollen, obgleich gerade hier in der 
letzten Zeit polizeiliche Gewalt ausschließlich Antifaschistinnen gegolten hat, ist hiermit ein weiteres Instrument geschaffen, vor 
Wahrnehmpng der Demonstrationsfreiheit abzuschrecken und auf diese Weise den Preis für politische Opposition höherzuschrauben. 
Am 6.12.88 veranstaltete die Bayerische SPD im Landtag eine Anhörung zum Thema. Am 19.1.89 folgten die Grünen mit einer 
eigenen Anhörung. ln beiden Anhörungen wurden auch Vertreter aus Nordrhein-Westfalen, Baden-Württemberg, Bremen und 
Harnburg gehört, wo ähnliche Regelungen existieren. Neben zahlreichen juristischen Sachverständigen, die allesamt rechtlich, insbe­
sondere verfassungsrechtliche Bedenken gegenüber dem neuen Gesetz äußerten, war bei der Anhörung der Grünen der Publizist und 
Rechtsanwalt Rolf Gössner aus Bremen Referent. 
Sein Referat, welches insbesondere zur Funktion der neuen Regelung vor dem Hintergrund der Entwicklung des "Sicherheits"appara­
tes Stellung nimmt, dokumentieren wir im folgenden. 
Der Wortlaut des neuen Gesetzes ist dem Kasten zu entnehmen. 

Je/f qö66ner 

Zur Novellierung des sog. Unterbindungsgewahrsams im bayerischen 
Polizeiaufgabengesetz {PAG) 
Fraktionsanhörung der Grünen im Bayerischen Landtag om 19.1.1989 

I. Vorrede: 
Grundsätzliche Probleme einer 
Vorbeugehaft-Regelung 

1. "Unterbindungsgewahrsam" - ein 
schönfärbarischer Begriff, 

der seine doch recht brutale Bedeutung für 
die Betroffenen in der Öffentlichkeit ähnlich 
verschleiern soll, wie unzählige andere ver­
harmlosende Begriffe aus den staatlichen 
Sprochkosmetik-Solons. Ähnlich, wie die Si­
cherheitspolitiker etwa die völkerrechtlich 
geächteten, lebensgefährlichen chemischen 
Kampfgase CN und CS zu "T ränengas• 
rOhren oder knochenbrechende Wasserwer­
fer und Hortgummigeschosse der Bevölke­
rung wohlweise als 'unschädliche 
Einsotzmittel', "Waffen mit gebremster 
Gewalt", als 'nicht tödliche' oder gor 
'humane• Waffen verschieben, ähnlich wie 
sie mit dem Begriff 'finaler Rettungsschuß• 
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den wahren Sachverhalt, nämlich die lego­
lisierung des gezielten Tötens, die Ermächti­
gung zum staatlichen Mord, verharmlosen 
und verdecken, so wird unter der Bezeich­
nung 'Unterbindungsgewahrsom' die T otsa­
che vernebelt, daß Menschen ihrer Freiheit 
beraubt werden können, die keiner Strafta­
ten verdächtig sind, nur auf die bloße 
Annahme hin, sie könnten möglicherweise 
solche oder aber lediglich Ordnungswidrig­
keiten 'von erheblicher Bedeutung für die 
Allgemeinheit" künftig begehen. Die deutli­
cheren Begriffe 'polizeiliche Vorbeugehaft' 
oder 'Präventivhaft', die von den Gesetzes­
betreibern systematisch gemieden werden, 
treffen diesen Sachverhalt besser. 

2. 
Halten wir uns also zunächst und grundsätz­
lich vor Augen: Mit der Vorbeugehaft, alias 
"Unterbindungsgewahrsam•, werden, wie 
bei der Untersuchungshaft nach der Straf­
prozeßordnung auch, Menschen ihrer Frei­
heit beraubt, die von Rechts wegen als 

unschuldig zu gelten haben; wobei die Vor­
beugehaft nach dem Polizeigesetz das Krite­
rium 'Schuld' oder 'Beschuldigung• als 
Eingriffsvoraussetzung • im Gegensatz zur 
U-Haft - Oberhaupt nicht kennt. Es handelt 
sich also streng genommen um staatliche 
'Freiheitsberaubung gegenüber Unschuldi­
gen• - ein besonders einschneidender Ein­
griff in das Grundrecht der persönlichen 
Freiheit, ein Übel, das in einem Rechtsstaat 
grundsätzlich nur denjenigen zugefügt 
werden darf, die wegen einer gesetzlich mit 
Freiheitsstrafe bedrohten Handlung rechts­
kräftig verurteilt worden sind. Denn schließ­
lich bedeutet der Freiheitsverlust, das 
Einsperren in Geföngniszellen, für die Be­
troffenen 'die schlimmste Rechtseinbuße' 
(Hassemer), die unser Rechtssystem ihnen 
zufügen kann und die nicht rOckgängig zu 
machen ist; sie bleibt in aller Regel nicht 
ohne negative, mitunter verheerende kör­
perliche, psychische und soziale Folgen für 
die Inhaftierten, je länger die Haft andauert, 
desto gravierender. --+ 



2.1 
Gegen lediglich einer Straftot VerdOchtige 
ist eine solche Maßnahme in der Form der 
Untersuchungshaft dementsprechend und in 
Hinblick auf die Unschuldsvermutung ei­
gentlich nur in eng begrenzten Ausnahme­
fOlien zulössig. Anordnung, Vollzug und 
Dauer der U-Haft mOssen vom Grundsatz 
der VerhOitnismößigkeit beherrscht werden. 
ln diesem Zusammenhang scheint mir ein 
Vergleich von Anspruch und Wirklichkeit 
Oußerst bedeutsam, loBt doch der staatliche 
(eben auch der richterliche) Umgang mit 
den Freiheitsrechten seiner BOrger und Bor­
gerinnen in diesem Bereich durchaus 
SchlOsse auf die Pröventiv-Haft-Proxis zu: 
Die U-Haft-Proxis in der Bundesrepublik 
entspricht, um es vorweg zu nehmen, den 
oben genannten hehren AnsprOehen in 
keiner Weise. Insbesondere Strafverteidiger, 
Deutscher Anwahsverein, Humanistische 
Union und Rechtswissenschaftler haben 
diese skandalöse Tatsache in den letzten 
Jahren immer wieder öffentlich kritisiert: 
'Untersuchvngshoh wird zu schnell und zu 
häufig angeordnet,sowie zu lange vollzo­
gen.' 

2.2 
Erst recht mOssen die for die U-Hoft gelten­
den, einschrönkenden Prinzipien for die Prö­
ventivhaft gelten (die eigentlich nur in 
Ausnahme- bzw. Notfolien Anwendung 
finden dorfte}, da hier Menschen betroffen 
sind, die noch nicht mal einer Straftot ver­
dochtig sind, von denen die Polizei lediglich 
annimmt, daß sie konftig möglicherweise 
Straftoten oder Ordnungswidrigkeiten 
begehen könnten - eine Prognaseentschei­
dung, die in der Regel nicht vemaierbar ist. 
Die Proxis der Vorbeugehaft-VerhOngung in 
verschiedenen (Bundes-) Londem frnsbeson­
dere in Bayem und Berlin) sieht jedoch 
anders aus; und mit dem zur Debatte ste­
henden bayerischen Änderungsentwurf zum 
sog. Unterbindungsgewahrsam soll nun 
diese T endera der Ausweitung ins Uferlose 
gesetzlich festgeschrieben werden: Er weitet 
die Pröventivhaft mithilfe einer Auflistung 
von sog. konkreten 'Anhaltspunlden für die 
Prognoseentscheidung über das unmittelba­
re Bevorstehen von Slroftaten oder Ord­
nungswidrigkeiten ... • entsprechend aus und 
erhöht ihre maximale Dauer von ursprüng­
lich 48 Stunden auf 1 4 Tage - eine 700 
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Bereits in mehreren Folien mußte sich die 
Bundesrepublik aus diesen Granden vor der 
'Europöischen Kommission for Menschen­
rechte', sowie vor dem 'Europöischen Ge­
richtshof fOr Menschenrechte' verantworten. 
Im internationalen Vergleich steht die BRD 
an der Spitze jener Londer mit Ionger U­
Haftdouer. ln immerhin knapp 5 Prozent der 
Folie ist die U-Haft sogar IOnger als die 
spöter verhOngte Freiheitsstrafe. Knapp die 
Holfte oller Untersuchungshöftlinge werden 
spöter noch nicht einmal zu einer vollstreck­
baren Freiheitsstrafe bzw. zu Oberhaupt 
keiner Freiheitsstrafe verurteilt (Durchschnitt 
der Jahre 197 6 bis 1983). 
ln politischen Verfahren, insbesondere im 
Zusammenhang mit dem 129o StGB ("Ter­
roristische Vereinigung1, sieht die Bilara 
noch wesentlich dosterer aus. Zu Vertrauen 
in die staatlichen Organe besteht also in 
dieser Hinsicht keinerlei Anlaßt 
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prozentige Steigerung. 
Wird in Bezug auf die ausufernde Untersu­
chungshaftproxis endlich auf bundespoliti­
scher Ebene 'Handlungsbedarf' 
angenommen, um den Dauerskandal in 
diesem Bereich zu bereinigen, soll nun in 
Boyern im noch preköreren Bereich der Vor­
beugehaft den Freiheitsrechten noch störleer 
zu leibe gerOdet werden. 
Dabei wird allerdings mit Hartnockigkeit be­
hauptet, man wolle doch nur den Rechtszu­
stand in Boyern an jenen in anderen 
Bundesiondem angleichen. Der seireinheili­
ge Hinweis der Bayerischen Landesregie­
rung, in anderen (zum Teil auch 
sozialdemokratisch regieften BundesiOn­
dem) existierten Ohnliche Gewahrsamsrege­
lungen in den Polizeigesetzen, die 
Vorbeugehaft ebenfalls bis zu 1 4 Tagen 
(Boden-Worttemberg) oder sogar un~fristet 
vorsöhen (Bremen,Hamburg), lOBt vollkorn-

men außer Acht, daß die angesprochenen 
Regelungen in den betreffenden LOndem 
bisher, wos die Dauer der Vorbeugehaft 
angeht, eher restriktiv gehandhabt wurden 
(was für Boyern nicht angenommen werden 
kann) und daß solch problematische Koto­
loge von Anhaltspunkten nirgendwo sonst 
existieren. Sicher, und das ist in der bisheri­
gen Debatte vernachiOssigt worden, bleiben 
auch die gesetzlichen Regelungen in den 
genannten löndem problematisch, auch 
wenn sie gegenwOrtig nicht voll ausge­
schöpft werden. W.r mOssen doch sehen, 
daß solche Enmk:htigungen schließlich auch 
for die Zukunft formuliert wurden, also sinn­
bildlich gesprochen : 'weit geschneiderte 
Kleider' gefertigt werden, die auch noch M 
politisch hOrteren Zeiten passen, wenn die 
sozialen Konflikte und Unruhen sich mögli­
cherweise zuspitzen werden 

3. 
Polizeiliche Vorbeugehaft, zumol noch eine 
verschorfte, ist ein wichtiger Mosaikstein in 
der gesamten Pröventionsstrotegie moder­
ner staatlicher Sicherheitspolitik, wie sie seit 
Ende der sechziger Jahre strukturell entwik­
kelt, im laufe der siebziger Jahre realisiert 
wurde und nun mithilfe der sog. Sicherheits­
gesetze - besser: Staatsschutzgesetze -
rechtlich abgesichert und weiter ausgebaut 
werden soll. Diese als 'Krisenvorsorge' und 
'pröventive Herrschaftssicherung' zu charak­
terisierende innere Sicherheitspolitik be­
scherte etwa der Polizei zusötzlich zu ihrer 
klassisch repressiven Aufgabe der Strafver­
folgung und zur konkreten Gefahrenabwehr 
ein neues, fast uferloses polizeiliches Aufga­
benfeld: die (bisher gesetzlich nicht geregel­
te) 'vorbeugende Verbrechensbekömpfung' 
und die 'Gefahrenvorsorge'. Die notwendi­
ge Folge: ein ungeheures lnformotionsbe­
dorfnis der Apparate, das zu intensivierter 
Aufldörungs- und Vorfeldarbeit fohrte; dank 
der elektronischen Datenverarbeitung 
können die in großen Mengen anfallenden 
Daten dann auch bewoltigt und etwa Ober 
sog. Verdachtsgewinnungs- und Verdachts­
verdichtungsprogramme mehrdimensional 
duJChforstet und ausgewertet werden. Die 
umfassende Überwachung und Kontrolle 
garaer lebensbereiche, die Erfassung von 
Millionen Yl)n (auch 'unverdOchtigen') 
Borgern und Borgerinnen (etwa im Zusam-_. 
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menhong mit Kontrollstellen und Schlepp­
netzfahndung), sowie die über elektronische 
Persönlichkeitsprofile und Bewegungsbilder 
ermöglichte Selektierung von sozialen /w­
ßenseitem, politisch "verdlichtigen', unlieb­
samen Individuen und ganzen Protest- und 
Widerstandspotentialen - das sind die 
rechtsstaatlich und bürgerrechtlich höchst 
bedenklichen Konsequenzen dieser Hochsi­
cherheitsentwicklung. 
Oie Polizei soll mit den ihr zugewachsenen 
neuen, insbesondere geheimpolizeilichen 
Methoden in die Loge versetzt werden, über 
ihre traditionellen Funktionen hinaus auch 
mit prliventiven und operativen Mitteln 
schon frühzeitig potentielle Gefahrenherde 
für die Sicherheit des Staates und der Ge­
sellschaft auskundschaften, überwachen 
und kontrollieren zu können, sowie entspre­
chend flexibel und mobil, je nach Bedarf, 
prliventiv oder repressiv zu agieren, bevor 
es überhaupt zu einer Gefahrdung, Störung 
oder Straftat kommen kann ('Pröventive 
Herrschaftssicherung'/ Krisenvorsorge). 
Insbesondere ein elementarer Eckpfeiler der 
Begrenzung staatlicher Allmacht und WillkOr 
wird mit dieser Praxis und ihrer teils erfolg­
ten, teils bevorstehenden Verrechtlichung 
aus den Angeln gehoben: namlich die 
Bindung staatlicher Eingriffe in die Grund­
rechte der Bürgerinnen an das Vorliegen 
eines konkreten Verdachts oder einer kon­
kreten Gefahr - statt unbestimmter 'Gefah­
renvorsorge•. Der Mensch wird in dieser 
Sicherheitskonzeption zum potentiellen Si­
cherheitsrisiko (was die Umkehrung bisher 
geltender Prinzipien bedeutet}, die staatliche 
Sicherheit zum Supergrundrecht erklart, das 
alle anderen, die eigentlichen Grund- und 
Bürgerrechte in den Schatten stellt. 

Diese gesamte, hier lediglich skizzierte Ent­
wicklung begann nicht zuletzt mit dem /wf­
treten der sozialpolitischen Folgen 
verschorfter ökonomischer Krisen (seit Ende 
der sechziger Jahre),mit der staatlich-wirt· 
schaftliehen Produktion von globalen 
Risiken, Gefahren und (Beinahe-) Katastro­
phen als Folge der Großtechnologie (seit 
Anfang der siebziger Jahre; z.B. AKYI/). 
Diese Entwicklung führt also praktisch 
zwongslaufig zu einer alltagliehen Erosion 
der Grundrechte und rechtsstaatlicher Prin­
zipien: Die 'Risikagesellschafr bedingt den 
'prliventiven Sicherheitsstaat'. 
Neben geheimpolizeilichen Strukturen, in­
formationstechnologischen Neuerungen 
und flexiblen Polizeistrategien sind, in abge­
stufter Wertigkeit, auch die polizeiliche Vor­
beugehaft, ihre /wsweitung, Verschorfung 
und ihre unterschiedlichen Anwendungsfor­
men bis hin zu der sich immer größerer Be­
liebtheit erfreuenden EinkesseJung ganzer 
Demonstrationen, wichtige Bestandteile 
dieser Entwicklung. Gerade sie werden 
immer mehr als eine M Sondergesetz zuge­
schnitten auf den außerparlamentarischen 
Widerstand, in Bayem insbesondere auf die 
Opposition gegen die Wiederaufberei­
tungsanlage (WA/4:1 Weckersdorf (daher die 
nicht unzutreffende Bezeichnung der PAG­
Verschörfung als 'Iex WAA/ Iex Weckers­
dorf'); sie öffnen staatlicher Willkür, speziell 
im Zusammenhang mit Demonstrationen 
und Streiks (nicht etwa mit Wirtschafts- oder 
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Umweltverbrechen o.ö.}, Tür und Tor, wie 
sich aus der folgenden Detailbetrachtung 
ablesen lößt. 

II. Ausgewählte neuralgische 
Punkte des Art.16 Abs.l PAG 
und des Änderungsentwurfs 
(Fassung vom 6.12.88, Drucks. 
11/9078) 

1. ..Unmittelbar bevorstehende Bege­
hung oder Fortsetzung einer Straftat 
oder einer Ordnungswidrigkeit von er­
heblicher Bedeutung für die Allgemein­
heit11: 

Diese jetzt bereits gültigen Voraussetzungen 
für eine lngewahrsomnahme sind, gemessen 
an der Schwere des Grundrechtseingriffs, 
m.E. zu vage. 
-Was heißt unmittelbar bevorstehend? Wie 
weit muß sich die Gefahr schon konkretisiert 
haben? Die Praxis zeigt,daß hier bereits weit 
im Vorfeld, also bei weitem nicht nur in un­
mittelbarer zeitlicher und röumlicher Bezie­
hung, Menschen aus dem Verkehr gezogen 
werden und dies auch von den zustöndigen 
Richtern aufgrund der polizeilichen Akten­
vorlage mehrheitlich abgesichert wird. Diese 
gesetzliche Formulierung bietet insofern 
also schon bisher keinen hinreichenden 
Schutz der Betroffenen, die sich zudem nicht 
(zumal nicht rechtzeitig) rechtlich und tot­
siichlieh wirkungsvoll zur Wehr setzen 
können. 
- 'Bevorstehende Begehung einer Straftat' -
also irgendeiner Straftat - ist m.E. zu weit 
gefoßt, immer gemessen am Schweregrad 
des Grundrechtseingriffs. Zumindest müßte 
eine schwere oder erhebliche Straftat bevor­
stehen (siehe dazu auch § 20 Altemotivent­
wurf zum Musterentwurf einheitlicher 

Polizeigesetze des 'Arbeitskreises Polizei­
recht"). Denn unter die bestehende Formu­
lierung fallen auch bloße Bagotellstraftoten, 
die im Falle einer Verurteilung allenfalls mit 
einer Geldstrafe geahndet würden. 
- Noch eklatanter gestaltet sich das Mißver­
höltnis zwischen freiheitsentziehendem Ein­
griff und bevorstehender 
Ordnungswidrigkeit, über das der Zusatz 
"von erheblicher Bedeutung für die Allge­
meinheit' nicht hinwegtauschen kann, zumal 
diese Formulierung nahezu beliebig zu in­
t~rpretieren ist. Noch der Begründung des 
Anderungsentwurfes (Drucksache 11/9078, 
S.4, 1.Sp.) kommen 'vor allem Verstöße 
gegen dos Versammlungsgesetz (Vermum­
mungsverbot, passive BewoHnung} und 

gegen Umweltvorschriften' in Betracht, nicht 
dagegen Ordnungswidrigkeiten im Straßen­
verkehr (die allerdings höufig totsachlich ge­
meingeföhrlich sein können, im Gegensatz 
zu vielen Verstößen gegen das Versomm­
lungsgesetz, etwa die bloße Teilnehme an 
einer verbotenen Versammlung). Da aus 
den erwöhnten Gründen die Verhöngung 
von Vorbeugehaft selbst noch herrschenden 
Kriterien stets das öußerste polizeiliche 
Mittel bleiben muß (der /IE. PoiG empfiehlt 
zur Klarstellung: wenn 'die Gefahr auf 
andere Weise nicht beseitigt werden lconn,, 
ist eine Verquickung mit einer bloß bevor­
stehenden Ordnungswidrigkeit, die im Falle 
der Verwirklichung allenfalls zu einer Geld­
buße führen kann, aus Güterabwögungs­
gründen schlichtweg unverhaltnismlißig. 
Sieht man diese Problematik noch in Zu­
sammenhang mit der in M.19 Nr.3 des Än­
derungsentwurfes vorgesehenen 
Höchstdauer der Freiheitsentziehung von 
zwei Wochen, so wird spötestens hier die 
Verletzung des in der Verfassung veranker­
ten Verhöltnismößigkeitsgrundsatzes augen­
flillig. ..__. 



2. Katalog konkreter Anhaltspunkte für 
die Prognoseentscheidung über das un­
mittelbare Bevorstehen von Straftaten 
oder Ordnungswidrigkeiten von erheb­
licher Bedeutung für die Allgemeinheit 
(diese Regelbeispiele sind zugeschnit­
ten au! Demonstrationsereignisse; vgl. 
§ 1 Anderungs- entwurf zu Art.16 
Abs.l ): 

o) Eine solche Annahme soll darauf gest0tzt 
werden können, daß die betreffende Person 
'die Begehung der Tat angekündigt oder 
dazu avfgelordert hat" oder T ransporente, 
Flugblötter in einer zur Verteilung geeigne­
ten Menge oder sonstige Gegenstande mit 
einer solchen Aufforderung mit sich fahrt. 
Diese for die Verhöngung von Vorbeugehaft 
als maßgeblich angenommenen Anhalts­
punkte tongieren im wesentlichen den Mei­
nungsöu6erungsbereich und damit die 
Meinungsfreiheit, insbesondere im Zusam­
menhang mit Demonstrationen und Aktio­
nen. Zunöchst bieten diese Formulierungen 
des Entwurfs etliche lnterpretotionsschwierig­
keiten, die wiederum viel Spielraum für Will­
kürentscheidungen lassen: etwa bei der 
Frage der zur Verteilung geeigneten Anzahl 
von Flugblöttem (reichen etwa schon drei 
oder fonf Exemplare oder müssen es minde­
stens zwanzig sein?), oder welche Anforde­
rungen sind an das Merlunal 'mit sich 
führen• zu stellen, das heißt an die Zuord­
nung zu einzelnen Personen und an dos Er­
fordernis des 'Sich-zueigen-machens" des 
Flugblatt- oder T ransporentinholts (das im 
Entwurf Oberhaupt keine Erwöhnung findet, 
entgegen den Vorstellungen des Bayeri­
schen Sencm in seiner Beschlußempfehlung 
vom 15.9.88 Nr.ll2.); wie sich aus der Be­
gründung zum Änderungsentwurf (o.o.O., 
S.4-l .Sp., S.5-1 .Sp. jeweils oben) ergibt, 
soll gerade die individuelle Zuordnung.s­
möglichkeit und das "Zueigenmochen" keine 
Rolle mehr spielen, sondern nur noch die 
objektiven Anhaltspunkte der (möglicherwei­
se zufölligen) röumlichen Nöhe, womit der 
Entscheidungsspielraum der den polizeili­
chen Vorbeugegewahrsam OberprOfenden 
Richter sowie die Möglichkeiten zur Gegen­
wehr der Betroffenen noch weiter einge­
schrönlct werden sollen. Wos lö6t sich nun 
olles konkret unter die o.g. Formulierung 
subsumieren? 
• Beispielsweise der Aufruf zum Boykott 

der Volkszöhlung (VZ) (wir kennen jo die 
"überragende Bedeutung" der VZ für die 
Allgemeinheit aus der millionenschwe­
ren Propaganda der Regierung und die, 
wenn auch uneinheitliche gerichtliche 
Sochbeschödigungsinterpretotion): also 
nicht mehr nur Bespitzelung und Spei· 
cherung von Boykotteuren in Polizei­
und 'Verfossungsschutz'-Ooteien sowie 
Anstrengung von Verwaltungs· und Ge­
richtsverfahren, sondern konftig auch 
Vorbeugehoft? 

• Oder die Ankündigung bzw. der 
Aufruf, an einer verbotenen Demonstra­
tion oder Veranstaltung teilnehmen zu 
wollen (Ordnungswidrigkeit). 

• Oder die Ankündigung, sich an einer 
Blookode von Militöreinrichtungen zu 
beteiligen - Vorbeugehaft bis die ange­
kündigte Alction vorOber ilt (notfalls also 
14 Tage lang). 

• Oder der Aufruf zu einer Verkehrsblok­
kode oder Betriebsbesetzung im Zusam­
menhang mit StreikmoBnahmen (als 
Nötigung bzw. Hausfriedensbruch ge­
wertet). 

Allein der Aufruf :ru oder die Ankündigung 
von bestimmten Aktionsformen des 'livilen 
Ungehorsams' oder einfacher "gewoltfreier' 
Regelverletzung, die im Falle der Ourchfüh· 
rung der Aktion und einer anschließenden 
gerichtlichen Ahndung ollenfalls :ru Geldbu· 
Ben oder -strafen fahren wOrden, könnten 
künftig schon im vorhinein, ohne daß es zu 
einer T atousführung kommt (die ja noch 
von weiteren Entscheidungen und Handlun­
gen obhöngig ilt), die Betreffenden tage­
und wochenlang ins Geföngnis bringen. 
Reicht hierfür künftig vielleicht bereits das 
Mitführen eines Buches mit dem r~~el Wi­
derstand gegen die Stootsgewol,.., das ich 
Ende letzten Jahres herausgegeben habe 
und in dem es auch um Widerstandformen 
und Bürgerrechtsaktionen geht? Folgt man 
der Einzelbegründung zum Änderungsent­
wurf (S.4. 2.Sp. unten), so bedarf es noch 
nicht mal der Ankündigung einer Tot oder 
der Aufforderung zu einer solchen, sandem 
es soll gor ausreichen, solche 'Aktionen' 
schlicht :ru "befürworten'. Deutlicher lößt 
sich nicht ousdrOdcen, daß hier reine Mei· 
nungsöußerungen mit (Vorbeuge·) Haft 
bedroht werden sollen. 

b) Oie Annahme einer unmittelbar bevorste· 
henden Straftot oder Ordnungswidrigkeit 
soll außerdem darauf gestatzt werden 
können, daß bei der betreffenden Person 
WaHen, Werkzeuge oder sonstige Gegen­
stände avfgefunden werden, die ersichtlich 
zur Tatbegehung bestimmt sind oder erloh­
rungsgemöB bei clerortigen Taten venven­
detwerden'. 

Diese Regelung bezieht ihre Brisanz nicht 
etwa daher, daß damit etwa eindeutige 
Waffen, wie z.B. Pistolen, Gewehre oder 
Molotow<Odctails gemeint sein könnten 
(abgesehen vom Problem der Zuordnung, 
s.o.), sondern vielmehr aus dem inzwischen 
ausufernden Woffenbegriff, der noch die 
sog. passive Bewaffnung bzw. Schutzbe­
waffnung umfo8t (hier übrigens die umge­
kehrte Tendenz :rur in der Einleitung 
beschrbenen staatlichen Sprochrege­
lungJ· 
Insofern ist diese Regelung im Zusammen­
hang mit den übrigen Verschorfungen im 
Demonstrationsrecht und den damit verbun­
denen rechtlichen und totstichliehen Unsi­
cherheiten bzw. (bewußten?) 
Verunsicherungen zu sehen: Reicht also 
etwa schon dos Trogen oder Mitsichführen 
einer bestimmten, uneiWOnschten Kleidung 
bzw. verdöchtiger Accessoires - wie etwa 
Schals, große Sonnenbrillen, Arbeitsschutz. 
helme, Regenschirme, falsche Borte oder 
Gesichtsmasken mit den Zügen Friedrich 
Zlmm~nns aus, um in Vorbeugehaft zu 
landen? Ahnlieh wie mit dem geplanten 
strafrechtlichen Vermummungsverbot letzt­
lich ollein der generelle Verdocht bestraft 
würde, do6 mit einer bestimmten Beklei­
dung ouch eine bestimmte Absicht zu ge­
wolttotigem Verhohen verbunden sei, was 
pures Verdachts- bzw. Gesinnungsstrafrecht 
bedeutet, so würde die genannte Regelung 
ollein dos Auffinden einer bestimmten, for 
sich gesehen völlig harmlosen Kleidung, 
Vorbeugehaft rechtfertigen und damit die 
betreffende Person ihrer Freiheit und ihres 
Grundrechts auf Versammlungsfreiheit be­
rauben (dies gilt entsprechend auch etwa 
for die Merkmole Werkzeuge oder sonstige 
Gegenstände", die sich regelmößig etwa in 
Kroftfoh12eogen finden, wie etwa Wogenhe· 
ber oder Benzinkonister, deren Besitz nun 

~ 

• Gössner, Widerstand gegen 
die Stocmgewolt - Handbuch :rur Verteidi­
gung der Bürgerrechte, Hornburg 1988 
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im Zusammenhang mit Demonstrationen 
o.ö. umgedeutet werden kann zu Anhalts­
punkten bzw. Indizien für bevorstehende 
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten). 
Damit ist die noch erweiterte Möglichkeit 
geschaffen, le1ztlich mißliebige Personen, 
denen keinerlei Gewalttaten o.ö. nachge­
wiesen werden können, unter fadenscheini­
gen Vorwanden schon im vorhinein aus 
dem Verkehr zu ziehen. Der Gesetzestext 
lößt dies zu. 
- Nach dem Änderungsentwurf soll es 
genügen, daß eine "Begleitperson solche 
Gegenstände mit sich führt und sie (wer? 
die Person oder die Begleitperson? d.V.) 
den Umständen nach hiervon Kenntnis 
haben mußte" (ist dann die Begleitperson 
nicht auch Person, gegen die Pröventivhaft 
verhöngt werden kann, wenn so messer­
scharf, wie geplant, von den mitgeführten 
Gegenstanden auf die Absicht geschlossen 
wird?): 
Mit dieser Regelung wird m.E. eine proble­
matische Kontakt- bzw. Kollektivhaftung im 
Vorfeld konstruiert ("mitgegangen, mitgefan­
gen"), ahnlieh wie wir sie inzwischen bereits 
aus strafrechtlichen Zusammenhangen 
kennen: So können etwa nach der Ver­
schOrfung des Demonstrationsstrafrechts 
von 1985 selbst vollkommen friedliche De­
monstrationsteilnehmerlnnen zu "Landfrie­
densbrechem' befördert werden - eine 
gesetzliche Konstruktion, mit deren Hilfe die 
aus "T errarismus-Verfahren• bekannte und 
heftig umstrittene kollektive Haftung auch 
im Demonstrationsrecht verankert wurde. 
Der individuelle Nachweis einer eigenhön­
dig begangenen Gewalttat ist entbehrlich 
geworden; die bloße Anwesenheit bei einer 
"unfriedlichen• Demonstration zu einer be­
stimmten Zeit und in einer inkriminierten Be­
kleidung reicht für eine Verurteilung wegen 
"Landfriedensbruch" aus. Damit wurden weit 
mehr Betroffene geschaffen, als es der alte 
Tatbestand des "Landfriedensbruchs" ver­
mochte. 
Eine ahnliehe Wirkung wird auch die Zu­
rechnung der Gegenstande von "Begleitper­
sonen• bei der Vorbeugehaft entfalten. Die 
"bloße Behauptung, seine Begleitperson 
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nicht zu kennen' oder von der Mitführung 
der inkriminierten Gegenstande nichts zu 
wissen (was manche Richter in der Vergan­
genheit zum Leidwesen der Bayerischen 
Landesregierung noch gelten ließen), soll 
jedenfalls in Zukunft nicht mehr ausreichen, 
um sich vor der Priiventivhaft zu retten (s. 
BegrOndung S.4, 1.Sp. oben). Wann die 
betreffende Person vom Mitführen der Ge­
genstande durch die Begleitperson Kenntnis 
hat und "wer im Einzelfall einem anderen 
als Begleitperson zuzurechnen ist", entschei­
det die Polizei aus eigener Machtvollkom­
menheit vor Ort - oder wie es in der 
ÄnderungsbegrOndung fonnuliert ist: 
"anhand oh;ektiv feststellbarer Umstände". 
Damit steht eine völlige Loslösung der Haft 
von persönlicher Verantwortung der Betrof­
fenen zu befürchten, denen letztlich keine 
Möglichkeit mehr bleibt, sich gegen bloße 
Unterstellungen zur Wehr zu setzen. Und so 
nimmt die Gerechtigkeit ihren lauf: Bei In­
sassen eines Personenkraftwagens beispiels­
weise wird in aller Regel von einer 
Zusammengehörigkeit ausgegangen - da 
wird sich der zuföllig mitgenommene 
Tramper schlecht herausreden können, et 
vice versa. Aber auch die zusammengewür­
felten Insassen von Bussen oder (zuföllige) 
Mitbewohner in einer Unterkunft können, 
auch nach dem nachgebesserten Entwurf, 
vor Priiventivhaft nicht unbedingt sicher 
sein, wenn bei einzelnen entsprechende 
Gegenstande gefunden werden und die 
Polizei nach den Umstönden davon 
ausgeht, die anderen hatten hiervon Kennt­
nis haben müssen (und diese polizeiliche 
Annahme dor&e "erfahrungsgemöß' in ent­
sprechenden Situationen und Umfeldem die 
Regel sein). 

c) Eine Pröventivhaft soll auch dann möglich 
sein, wenn die betreffende Person "bereits in 
der Vergangenheit mehrlach aus vergleich­
barem Anlaß bei der Begehung von Straha­
ten oder Ordnungswidrigkeiten .•• als Störer 
betroffen worden ist und nach den Umstän­
den eine Wiederholung dieser Verhaltens­
weise zu erwarten ist" : 
Diese Regelung im Polizeirecht ist im Zu-

sammenhang zu sehen mit der geplanten 
strafprozessualen Höft bei "Wiederholungs­
gefahr" - eine Nazi-Errungenschaft des 
Jahres 1935 -, die nun auch bei (schwe­
rem) Landfriedensbruch möglich werden 
soll, was einer Sicherungshaft gleichkäme. 
Die Priiventivhaft für frOhere "Störer" (die 
etwa - wissentlich oder unwissentlich - an 
nicht genehmigten Demonstrationen teilge­
nommen haben; also letztlich auch lediglich 
"Aufföllige', die in irgendeine Polizeimaß­
nahme geraten sind), von denen die Wie­
derholung ähnlicher Verhaltensweisen 
erwartet wird, soll nun auch die Lücke im 
Vorfeld strafbarer Handlungen schließen. Es 
ist dabei - so die EinzelbegrOndung zu c) -
nicht erforderlich, daß die betreffende 
Person etwa für die frOhere "Störertätigkeit" 
rechtskriiftig verurteilt wurde; 'es genügt 
eine rechtswidrige Störung', die zu über­
haupt keinem Verfahren geführt haben 
braucht und die lediglich auf Polizeiseite, 
etwa im datenschutzrechtlich äußerst be­
denklichen Meldedienst Landfriedensbruch 
oder in der "Störerdatei" registriert wurde; 
"auf ein Verschulden im strafrechtlichen 
Sinne kommt es nicht an•. Der "Nachweis' 
frOherer Störertätigkeit, die Jahre oder gar 
Jahrzehnte zurOckliegen mag (diese Zeitfra­
ge läßt der Entwurf offen), kann auch allein 
auf frOhere polizeiliche Maßnahmen gestützt 
werden (das bedeutet: selbst wenn etwaige 
Ennittlungsverfahren eingestellt worden 
sind). Die Frage der Wiederholungsgefahr 
entscheidet die Polizei nach den Umstönden 
vor Ort, die möglicherweise von der betrof­
fenen Person überhaupt nicht zu beeinflus­
sen sind. Eine richterliche ÜberprOfung wird 
zur Farce. 

3. Zur Problematik richterlicher Über­
prüfung 

Überhaupt entscheidet der zustandige 
Richter in den Föllen der Priiventivhaft in 
nichtöffentlichem Verfahren lediglich nach 
polizeilicher Aktenlage; er kennt die Lage 
vor Ort nicht, er hört auch keine unabhön­
gigen Zeugen. Maßgebend für die Verhön­
gung von Priiventivhaft sind nicht 
Tatsachen, sandem Vennutungen Ober 
noch gar nicht begangene RechtsbrOche 
sowie Begriffe wie "Annahme", "ersichtlich', 
"erfahrungsgemäß" und "nach den Umstän­
den'. Die Argumente der Betroffenen zöhlen 
nach der geplanten Rechtslage noch 
weniger als bisher schon. Mithilfe der neuen 
'Anhaltspunkte" soll, das ist eindeuti9. aus 
der BegrOndung herauszulesen, der Uber­
prüf- und Entscheidungsspielraum der 
Richter kriiftig eingeschriinkt werden; sie 
werden zur schematischen Anwendung 
dieser Regelbeispiele verleitet, was zur Ver­
einheitlichung und zu einer Rationalisierung 
der nach diesem Gesetz zu erwartenden 
pröventiven Massenverhaftungen führen 
wird. 



111. Kurz-Resumee 
So, wie das Verbot wegen "zu erwartender 
Gewalttätigkeiten• oder "zu erwartender 
Gewaltbefürwortung• letztlich willkürgleich 
über jeder Demonstration oder Veranstal­
tung schwebt (und notfalls auch die erfor­
derlichen Hinweise hierauf leicht erbrocht 
werden können, wie uns die Erfahrungen 
mit ogents provocoteurs lehren), so schwebt 
über einer Vielzahl von Demonstrationswilli­
gen die Androhung von Pröventivhoft. 
Motto: Die friedlichste Demonstration ist 
eine, die erst gor nicht stattfindet und deren 
Akteure vorsorglich in Unterbindungsge­
wahrsam sitzen. Zusammen mit den bereits 
erfolgten und den noch geplanten Ein­
schrtinkungen der Demonstrationsfreiheit 
führt eine zeitlich und inhaltlich ausgeweite­
te Pröventivhoft für potentielle Demonstra­
tions-, ober auch Streikteilnehmerionen zu 
einem unkolkulierboren Risiko, das diese 
von ihrer Grundrechtswahrnehmung ob­
schrecken könnte. Oie Gesetzesplaner 
setzen auf Abschreckung, wie sie in ihrer 
Begründung offenbaren: Dort heißt es in 
oller Deutlichkeit, daß die Möglichkeit eines 
Iangeren Unterbindungsgewahrsams "eine 
erhebliche Präventionswirkung entfalten 
dürfte" (S.2). Mit einer Reihe der geplanten 
Regelbeispiele, mit der vorgesehenen 
Höchstdauer von zwei Wochen und insbe­
sondere mit der Verknüpfung beider Ele­
mente sind der Grundsatz der 
Verhaltnismaßigkeit verletzt, das Übermaß­
verbot sowie der Bestimmtheitsgrundsotz. 
Nähme man das Grundgesetz emst und 
insbesondere auch Art.l 02 der "Verfassung 
des Freistaates Boyem", der eine mehrtögi­
ge Vo!Peugehoft schlichtweg .für unzulassig 
erkla~, so dürfte dieser Änderungsvor­
schlag nicht Gesetz werden. Es handelt sich 
hierbei um den Versuch eines unverhaltnis­
maßigen und sonderrechtsgleichen, also 
letztlich verfassungswidrigen Eingriffs in die 
Freiheitsrechte von (potentiellen) Versamm­
lungs- und Streikteilnehmerlnnen. 
Wir müssen endlich die nicht langer zumut­
bore Ausdehnung .staatlicher, insbesondere 
polizeilicher Befugnisse auf ihre Funktion 
hin hinterfragen. Wir dürfen uns nicht langer 
mit der angeblich gefahrdeten Staatssicher­
heit als Begründung zufrieden geben, wie 
es uns etwa in den Worten des boyarischen 
Innenministers wieder in bemerkenswerter 
Schlichtheit entgegenschlagt: "Es mvß doch 
für einen Polizeibeamten einfach entmuti­
gend sein, einen Zwillenschützen oder Stei­
newerfer, den er am Vortag unter Gefahr 
für Gesundheit oder Leben aus einer feind­
seligen Menschenmenge herausgeholt hat, 
schon am nächsten Tag wieder in 'Aktion' 
zu sehen. Nicht der Neugierige oder der 
friedliche Demonstrant ist ja Ziel polizeili­
cher Maßnahmen, sondern vor allem der 
gewalttätige Störer.• Wohlgemerkt: "vor 
allem". 
Die Frustrationsgrenzen von Staatsbütteln 
als Maßstob für Gesetzeseingriffe in die 
Freiheitsrechte der Bürgerinnen - so weit ist 
es schon gekommen! 
Entgegen solcher herrschenden Argumenta­
tionsmuster müssen wir endlich und immer 

wieder den historischen Blick für die imma­
nenten Gefahren einer politisch selektieren­
den, wiedervereinigten und machtigen 
Sicherheitsbürokratie scharfen und den 
Schutz des Menschen vor einer solchen si­
cherheitspolitischen Aufrüstung und Struk­
turentwicklung verstärken. Denn die neuere 
Geschichte, insbesondere diejenige 
Deutschlands, zeigt, daß die eigentlichen 
und systematischen Gefahren für die Men­
schen und Menschenrechte von staatlicher 
Seite, vom staatlich organisierten Gewoliop­
parot drohen. Auch die Vorbeugehaft, 
gerade im Gewande des boyarischen "Un­
terbindungsgewahrsams•, wird den schlim­
men Ruch von "Schutzhaft" nie ganz los 
werden. 

1 s. zur Problematik des "Vermummungsver­
bots• und der "passiven Bewaffnung": 
Gössner, Widerstand gegen die Staatsge­
walt. Handbuch zur Verteidigung der Bür­
gerrechte, Hornburg 1988, S.75 ff). 

2 Art.1 02 (Freiheit der Person) Abs.2: 
"Jeder von der öffentlichen Gewalt Festge­
nommene ist spätestens am T oge nach der 
Festnahme dem zuständigen Richter vorzu­
führen... Er hat gegen den Festgenomme­
nen enlweder Haftbefehl zu erlassen oder 
ihn unverzüglich in Freiheit zu selzen. • 

geb. 1948, lebt als Rechtsanwalt und Publizist in Bremen. Redaktionsmitglied 
der Zeitschrift "Geheim" (Köln). Von 1985 bis 1988 Wissenschaftlicher Mitar­
beiter des Hamburger Instituts für Sozialforschung (Projekt "Politische Justiz der 
sog. Terrorismusverfahren"). 
Neueste Buchveröffentlichung: 
"Widerstand gegen die Staatsgewalt - Handbuch zur Verteidigung der Bürger­
rechte" (Konkret Literatur Verlag), Harnburg 1988. 
Mitautor des Bestsellers "Der Apparat - Ermittlungen in Sachen Polizei" (Kie­
penheuer & Witsch), Köln 1982, 1984 und von "Im Schatten des Rechts - Me­
thoden einer neuen Geheim-Polizei" (Köln 1984), beide zusammen mit Uwe 
Herzog. 
Mitherausgeber von "Restrisiko Mensch" (Bremen 1987) u.a. 
Mitinitiator der Bürgerinitiativen "Bürger kontrollieren die Polizei" in verschiede­
nen Stödten. 
Sachverstöndiger in Hearings und Gesetzgebungsverfahren vor Rechts-, 
Innen- und Fraktionsausschüssen (Bundestag, hessischer 
Landtag). 
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Neues Repressionspaket verabschiedet: 

Es wird Immer sicherer! 
Das, was wir in RADI-AKTIV Nr.l6 (Marz '88) als l l 
•Neues aus dem Hause linmermana• f0111S111• 
halten, ist nun in grolen und g~nztn 6tsltz 11- .... ......,.,._..;-..,....,.J~-W-.. ..,.._._... • ...-;;-.,..,...~Hr-oi'T11rt"'HH+~t+-lh~+JU..Jl 
wonltn. Am 12.5.89 passierte das sogenannlt Jl­
tiblgesetz IIen Bullllesrat. Gegtn die Stimm• 
Y011 SPD, Grünen untl sechs FDP'Iern halte der 
8undesllt am 20.4.89 lleftils sein Jawort ....... 
Zur Erinnerung: Unminelbar nach den SchOssen 
an der Startbahn West wurde das nädastt Geset­
zespütt - der SchuWade des 8uMeslnDNmi· 
nisterilns ~~hob. Gtändeltlmr. neu ......._ 
nnltn sollltn folgende R91ungen: 

• Vennummung und sog. passive Bewaff­
nung sollten fortan nicht nur als Ord­
nungswidrigkeit, sondern als Straftot 
geahndet werden. 

e Der Aufruf zu verbotenen Demos sollte 
strafbar werden. 

• Zusammenarbeit und Auskunft. an 
Polizei und Behörden sollte zur Pflicht 
und unter Drohung eines Bußgeldes er­
zwungen werden. 

• Der Haftgrund Wiederholungsgefahr for 
wegen schweren Landfriedensbruchs 
VerdiSc:htige sollte geschaffen werden, 
also Vorbeugehoft. 

• Oie Befürwortung von Straftoten sollte in 
§ 130 b StGb unter Strofe gestellt 
werden. 

• Eine befristete Kronzeugenregelung 
sollte fGr Personen, denen Beteiligung in 
irgendeiner Form on einer "terroristi­
schen Vereinigung' vorgeworfen wird, 
den Ausstieg erleichten. 

• Im übrigen sollten die Höchststrafen für 
Diebstahl von Waffen und Sprengstoff, 
erpresserischem Menschenraub und 
Geiselnohme erhöht werden. 

Was ist nun von diesem Paket übrig 
geblieben? 
Genug jedenfalls, um es ols weiteres Instru­
mentarium eines polizeistaatliehen Vorge­
hans gegen oppositionelle Bewegungen 
charakterisieren zu können: 

Vermummung und passive Bewaffnung sind 
- im VersG geregelt - Straftoten geworden. 
Schützt mensch sich vor den Videokomeros 
und Wasserwerfern der Polizei, riskiert er 
eine Freiheitsstrafe von bis zu einem Jahr. 
Dies gilt auch schon for den Weg zur Ver­
sammlung, den Weg von der Versammlung 
weg (bei sog. Zusammenrottungen). 
Dos Verbot, zu einer verbotenen Versamm­
lung aufzurufen, wurde ebenfalls verab­
schiedet. 
Foliengelassen wurde die Regelung, 
wonach ein Verstoß gegen die Pflicht von 
Veranstaltern, mit Polizei und Behörden zu­
sammenzuarbeiten, ein Bußgeld noch sich 
zieht. Allerdings ist dies faktisch durchge-
32 

setzt. Keine Versammlung, ob in gachlos­
senen Raumen oder unter freiem Himmel, 
bei der die Veranstalter nicht in die entspre­
chende Behörde zitiert werden und teilweise 
in erpresserischer Manier durch Drohung 
mit Verboten zu irgendwie georteten Zuge­
stöndnissen, Oistonzierungserldörungen u.ö. 
gebracht werden sollen. 
Verabschiedet wurde auch der Haftgrund 
Wiederholungsgefahr für Personen, die mal 
verdOchtigt wurden, einen schweren Land­
friedensbruch begangen zu hoben. Wohl­
gemertd: nicht eine rechtskröftige 
Verurteilung ist erforderlich, wos auch schon 
repressiv genug wöre, sondern ein bloßer 
Verdocht zusammen mit der Annahme, eine 
solche Gefahr stehe wieder bevor. ln Anbe­
tracht der Londfriedensbruchdoteien, der 
stetigen Observation etc. bedeutet dies 
pure Vorbeugehaft für diejenigen, die 
bereits einmal polizeilicher Verdöchtigung 
ausgesetzt waren. 
Fallengelassen wurde der geplante § 130 b 
StGB, wonach die Befürwortung von Strof­
toten strafbar werden sollte. Diese ver­
schorfte Wiedererweckung des alten § 88 o 
StGB stieß wohl auf Widersprüche bis in die 
Reihen der CDU hinein. 
Dafür wurden die StrafmoBerhöhungen für 
Diebstahl von Waffen und Sprengstoff, 
Menschenraub und Geiselnohme realisiert. 
Hinsichtlich des Diebstahls von Waffen wird 
übrigens ausdrücklich und ausschließlich in 
der Begründung des Entwurfs ouf die zu 
den Frankfurter Schüssen verwendete Waffe 
Bezug genommen, die angeblich bei der 
Honoudemonstrotion 1986 einem Polizei­
beamten gestohlen worden sein soll. Für 
den Sprengstoff müssen die gefollten Strom-

Foto: n1o Gritz 

mosten herholten - odhoc-Gesetze, die olso 
gezielt Aktionen im Zusammenhang mit dem 
Widerstand gegen die Atompolitik zum 
Anlaß hoben. 

Auch die Ionge umstrittene Kronzeugenre· 
gelung ist nun befristet Gesetz. Allerdings 
soll die Strafe for Personen, denen ein Mord 
vorgeworfen wird, ollenfalls ouf drei Jahre 
herabgesetzt werden können. Dies bedeu­
tet, doß ihnen die Aussetzung der Strofe zur 
Bewöhrung nicht gewöhrt werden kann. 
Hier hatte jo seinerzeit die Volksseele 
gekocht: bei der Befürchtung, "terroristische 
Mörder" wOrden frei ouf der Straße herum­
laufen 

§ 12 a VersG - Videos und Tonbänder 
auf Versammlungen 

Einen Coup hat dos Bundeskabinett nun al­
lerdings doch noch gelandet. ln dos Poket 
kurzfristig aufgenommen wurde ein § 12 o 
VersG, den wir im Wortlaut abdrucken. Er 
knüpft on den in Boyern leidig bekannten § 
12 VersG, wonach Polizei sich inzwischen 
regelmößlg ihren 'angemessenen Platz' 
auch in Versammlungen in geschlossenen 
Röumen verschafft. 
Einige Mole soßen die Beamten in den 
Röumen und ließen die TonbOnder mitlau­
fen. Dies führte zu heftigen Diskussionen 
bei der Vorbereitung bald jeder weiteren 
Veranstaltung. Ist es letztlich wichtiger, die 
öffentliche Diskussion for uns wichtiger 
Themen ouf jeden Fall und notfalls trotz 
polizeilicher Anwesenheit durchzusetzen 

....... 



oder muß die Anwesenheit von Polizei zum 
Abbruch der Veranstaltung führen? Nun 
denn - jetzt ist es gesetzlich erlaubt, daß 
Polizei nicht nur anwesend, sondern mit Vi­
deokamera und T onböndem in Veranstal­
tungsröumen sitzt. Und nicht nur das: Bild­
und T anbandaufnahmen dürfen auch von 
T eilnehmem "im Zusammenhang mit öffent­
lichen Versammlungen" angefertigt werden. 
Heißt das, daß sich die Polizei Zutritt zu den 
Vorbereitungstreffen verschafft? 
Nichtsdestotrotz - die bürgerliche Presse 
feiert diese Regelung als Datenschutzerrun­
genschaft: die FR vom 13.5.89 jubelt 
darüber, daß die Aufnahmen unverzüglich 
vernichtet werden sollen, wenn sie zur Straf­
verfolgung oder Gefahrenabwehr nicht 
mehr benötigt werden. 
Erstens bestimmt die Polizei,wann sie was 
nicht mehr braucht, zweitens können die 
Daten an die Geheimdienste wie Verfas­
sungsschutz weitergegeben werden, die 
nicht vom § 12 a VersG erfaßt werden und 
drittens hat diese Regelung für oppositionel­
le Bewegungen eine ganz andere Funktion: 
Schon der§ 12 VersG hat in Bayern zu hef­
tigen Diskussionen geführt: Wie sieht das 
erst aus, wenn auch noch gefilmt und mit­
geschnitten wird? Die Konsequenz ist also 
wesentlich politischer, als Datenschutzde­
batten oder Gesetzeskritiken vordergründig 
festzustellen meinen. 

Eine erste Probe hinsichtlich des Verbots der 
• Passiven Bewaffnung" hat es schon 
gegeben: Die BI Schwandorf hatte für den 
Pfingstmontag zu einer Demo am Bauzaun 
der WM aufgerufen, an der alle in Regen­
mänteln erscheinen sollen. Die flexible Re­
aktion des Landratsamtes in seinem 
Auflagenbescheid: "Regenbekleidung sei 
nicht generell Schutzbewaffnung. Die Beur­
teilung sei witterungsabhängig. • 

Von der politischen Witterung abhängig ist aller­
dings auch die Frage, wie sich die neuen Gesetze 
auswirken. Einerseits scheint hier mal wieder 
einiges mit heißer Nadel gestrickt. Die Widersprü­
che unter den Hansehenden tu den einzelnen Re­
gelungen sind nicht zu verachten. 
Polizeiverbände wie die GdP haben die Unprakti­
kabilität des strafbewehrten Vermummungsver­
bots immer wieder betont. Sie sind nömlkh jetzt 
aufgrund des Legalitätsprinzips verpflkhtet zum 
Eingreifen, halten dies aber in vielen Fällen für 
nicht rnöglkh und nicht geeignet. 
Andererseits ist das Instrumentarium eindeutig 
weiter ausgedehnt worden. Auch wenn hier keine 
Änderungen im Sinne eines qualitativen Sprungs 
zu erwarten sind, die Gesetze verdienen heftige 
Gegenwehr, Kritik und gehören zusammen mit 
vielen anderen Normen abgeschafft. 

Artikel3 

Änderung des Versammlungsge­
setzes 
und des Strafgesetzbuches 

(1) Das Versammlungsgesetz in 
der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. November 1978 (BGBl.I 
S. 1789), zuletzt geändert durch 
... (BGBl.I S ... ),wird wie folgt ge­
ändert: 

1. Nach § 12 wird eingefügt: 

§ 12 
(1) Die Polizei darf Bild- und Ton­
aufnahnnen von Teilnehr.nern bei 
oder in Zusammenhang mit öf­
fentlichen Versammlungen nur 
anfertigen, wenn tatsächliche An­
haltspunkte die Annahnne recht­
fertigen, daß von ihnen 
erhebliche Gefahren für die öf­
fentliche Sicherheit oder Ordnung 
ausgehen. Die ~aßnahnnen 
dürfen auch durchgeführt 
werden, wenn Dritte unvermeid­
bar betroffen werden. 

(2) Die Unterlagen sind nach Be­
endigung der öffentlichen Ver­
sammlung oder zeitlich und 
sachlich damit unmittelbar in Zu-

sammenhang stehender Ereignis­
se unverzüglich zu vernichten, 
soweit sie nicht benötigt werden 

1. für die Verfolgung von 
Straftaten von Teilnehr.nern 
oder 
2. im Einzelfall zur Gefahren­
abwehr, weil die betroffene 
Person verdächtig ist, Strafta­
ten bei oder im Zusammen­
hang mit der öffentlichen 
Versammlung vorbereitet oder 
begangen zu haben, und 
deshalb zu besorgen ist, daß 
von ihr erhebliche Gefahren 
für künftige öffentliche Ver­
sammlungen oder Aufzüge 
ausgehen. 
Unterlagen, die aus den in 
Satz 1 Nr.2 aufgeführten 
Gründen nicht vernichtet 
wurden, sind in jedem Fall 
spätestens nach Ablauf von 
drei Jahren seit ihrer Entste­
hung zu vernichten, es sei 
denn, sie würden inzwischen 
zu dem in Satz 1 Nr. 1 aufge­
führten Zweck benötigt. 

(3) Die Befugnisse zur Erhebung 
personenbezogener Informatio­
nen nach Maßgabe der Strafpro­
zeßordnung und des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten 
bleiben unberührt. n 
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Disziplinarverfahren~ 
~Schu- ,.; befaogen, da "'•kh alo V«-s h e treter einer WAA-Genehmigungsbehörde 

offen der Anti-WAA-Bewegung ongeschlos-

•
egen c Ulerer sen habe. Besonders schwerwiegend ware 

_Freispru(h S.Kiasse 

Regensburg, 7.4.89. Bereits vor 8 Uhr 
früh harrten dutzende WAA-Gegnerlnnen 
der Öffnung des Gerichtssaales entgegen. 
Nur 200 Frühaufsteher bekamen die von 
Gerichtsdienern ausgeteilten "Eintrittskar­
ten•, 200 weitere mußten draußen bleiben. 
Dutzende Pressefritzen tummelten sich 
oben, vome, hinten herum und schrieben, 
knipsten, filmten, wos das Zeug hielt. Zivil­
polizei war selbstverständlich auch im Saal. 
Kurz vor 9 marschierte der "Held" in den 
Sitzungssaal des Regensburger Verwal­
tungsgerichts ein, mit Familie, Osterglok­
ken, Tulpen, schwergewichtigem 
SPD-Anhong (Hiersemann) und Pressee­
skosrte. Minutenlange stehende Ovationen 
des Publikums (v. a. Oberpfälzerlnnen). 
Vor dem Gerichtsgebaude auf dem Re­
gensburger Haidplatz gab es einen Info­
stand der BI Schwandorf, die Jusos hatten 
im Gerichtsgebäude einen Klopapierstapel 
mit den Aufschriften "WAA - nein" und 
"Scheißprozeß• errichtet. 
Nach dem Pressespektakel, Posieren der 
SPD-Prominenz und einleitenden Vorträgen 
Ober das Wesen des kommunalen Wahlbe­
amten in Bayem die Anschuldigungen, von 
Richter Kadlubski vorgetragen: 

1. ln einer Pressemitteilung vom 6.2.85 an 
die SZ München habe Schuierer von "Zy­
nismus und brutalen Durchsatzungsmetho­
den Straußscher Prägung• gesprochen. 
Außerdem: Strauß wisse nicht mehr, was er 
sage. 
Tags zuvor hatte Strauß in der SZ das 
Nichtauslegen der WAA- Bauplane durch 
Schuierer als "Sabotageversuche eines 
SPD- Funktionärs" bezeichnet und sich für 
das (im Juli 85 dann verabschiedete) 
"Selbsteintrittsrecht" ausgesprochen. 
2. Am 17.8.85, also kurz nach der ersten, 
"kleinen• Platzbesetzung auf dem WAA­
Gelande, sei Schuierer bei einer nicht an­
gemeldeten Demonstration im T axöldener 
Forst als Hauptredner aufgetreten. Er habe 
außerdem die ihm bekanntgewordene Ver­
anstaltung nicht "sachgemaß• bearbeitet 
und angemeldet. 
3. Folgendes soll Schuierer auf der Groß­
kundgebung am 1 4.12.85 im T axöldener 
Forst, an die sich die erste große Platzbe­
setzung anschloß, geaußert haben 
(Auszüge): 
"Was soll hier eigentlich die Polizei vor wem 
schützen? Wo bleibt der Respekt vor dem 
Willen des Volkes? ••. 
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Der Polizeieinsatz, der Millionen Mark 
kostet, schützt dagegen die Ein-Mann-De­
mokratie, den Regierungswillen Straußscher 
Prögung. Hier wird offenkundig, was Strauß 
bei den vielen Besuchen in Südafrika, Chile 
und oll den Militärdiktaturen und den kom­
munistischen Staaten gelemt hat ..• Dort wie 
hier werden Grundrechte des Volkes nicht 
beachtet, Kritiker zum Schweigen gebracht, 
eingeschüchtert, verängstigt, bedroht und 
schikaniert ... 
Der Großmannssucht der CSU-Demokratur 
müssen Grenzen gesetzt werden ... 
Wir haben Angst ••• vor Verteidigungsmini­
ster Wömer in seinem Drang nach Atom­
waffen .•• • 
4. Am 7.1.86 soll sich der Landrat anlaß­
lich der Räumung des zweiten Hüttendorfes 
geäußert haben: "Was hier geschieht, ist 
Terror in Vollendung. • Außerdem habe er 
erst nach zweimaliger Aufforderung das 
umstellte Areal verlassen. 
5. Am 23.7.86 soll er auf einer Pressekon­
ferenz in München gesagt haben, daß der 
Polizeieinsatzleitung offenbar nichts daran 
liege, gewalttötige Demonstranten festzu­
nehmen, sie brauche Krawalle. 

Im Zweifel für die Freiheit ? 

Während der Beweisaufnahme stritten 
Schuierer bzw. seine Anwälte einzelne 
Punkte ab oder beriefen sich darauf, daß 
Schuierer als SPD-Politiker, d.h., außerhalb 
des Dienstes und nicht in seiner Funktion 
als Landrat, agiert habe. Schuierer betonte 
öfter, er habe ständig versucht, auf De­
monstranten "mäßigend" einzuwirken, aber 
auch auf die Polizei. Er kritisierte brutale 
und provokante Polizeieinsatze. Anlaßlieh 
seiner Äußerung vom 7.1.86 verwies er 
darauf, daß er selber Hundebisse gesehen 
habe und ein Polizeihund auf ihn selber 
gehetzt worden sei. Zur Äußerung "Terror in 
Vollendung• stehe er nach wie vor (das 
schwachte allerdings ein Anwalt sofort ab I). 
Die Verteidigung verhielt sich im allgemei­
nen sehr unpolitisch und klebte eng an den 
konkreten Vorwürfen. Richter Kadlubski ver­
suchte pressewirksam, eine Art idealtypi­
sche "ausgleichende" Rolle zu spielen. Er 
gab vor, die Meinungen der Prazeßpartei­
en sachlich abzuwagen (so steht's wahr­
scheinlich im Lehrbuch für Juristen), und 
griff bei Publikumsgetöse relativ selten ein. 
Das •farblose• Pladoyer der Vertreter der 
Bezirksregierung (Wimer und Becker) 
bestand zunachst aus einer Wiederholung 
der Anklageschrift. Außerdem: Schuierer 
als gewahlter Beamter müsse sich wie ein 
"normaler" Beamter innerhalb und außer­
halb des Dienstes politisch •maßigen•. 

das Anpinkeln der Polizei und anderer 
staatlicher Organe (wie Strauß) gewesen. 
Kritik müsse in Schuierers Fall eingebunden 
sein in •grundsätzliche Regierungsloyalität". 

Eine •grundsätzliche Übereinstimmung in 
der demokratischen Grundhaltung• sei er­
forderlich. 
Die Plädoyers der beiden Verteidiger 
Schreiner und Schmid waren zwar •farbi­
ger", aber inhaltlich extrem schwammig (so 
die bürgerliche Presse). Neben dem sc~on 
Gesagten kam als Verteidigungslinie hinzu, 
daß der Mandant ja mittlerweile "vorsichti­
ger" geworden sei und ein besonders 
pflichtbewußter Beamter sei (was im 
übrigen auch die "farblosen• Vertreter der 
Bezirksregierung betont hatten). Kommuna­
le Wahlbeamte würden außerdem generell 
keinem politischen Maßigungsgebot unter­
liegen. Schmid endete frenetisch: "Im 
Zweifel für die Freiheit!" 
Schuierers Schlußwort: Er sei seit mehreren 
Jahren "verfolgt" und "ausgehorcht". Oie 
strittigen Aussagen habe er nur als SPD-Po­
litiker gemacht, in seiner Amtsführung als 
landrot könne man ihm nichts vorwerfen. 
Er habe weder Strauß beleidigen wollen 
noch Differenzen zur Polizei gehabt. Ange­
klagt sei er als WAA-Gegner, werde sich 
aber trotzdem immer wieder zu Fragen 
äußem, die die "Allgemeinheit" betreffen. 
Noch fonfstündiger Verhandlung empfahl 
Richter Kadlubski schließlich den Vertretern 
der Bezirksregierung, einer Verfahrensein­
stellung zuzustimmen. 
Abgang aller Beteiligten. Schuierer wurde 
wie ein "Volksheld" auf dem Haidplatz mit 
Blumenspalier, Gesangen etc. empfangen. 

Der Volksheld wird gerüffelt 

Eine Tage nach dem pressewirksamen Ju­
stizzirkus ("unsere Justiz ist einfach super") 
kam die Zustimmung der "Anklager" zur 
Einstellung. Dies sei allerdings "kein Frei­
spruch", wurde betont. Nach der boyari­
schen Oisziplinarordnung waren damit 
Dienstvergehen erwiesen, aber keine Diszi­
plinarmaßnahme verhangt. Ein Sprecher 
des bayerischen Innenministeriums warf be­
zeichnenderweise der SPD vor, "vorzeitig 
Siege zu feiem• (MZ, 15.4.89). Hierse­
mann, Schuierer und Frau Bause von den 
Grünen feierten das Urteil als eine Art 
"Sieg• gegen die Staatsregierung. Oie 
Schuierer-Anwalte vorsichtiger: "Sieg nach 
Punkten". 
Ganz anders Richter Kadlubski in der Kurz­
fassung der EinstellungsbegrOndung: Er 
rügte ganz deutlich die "ehrverletzenden 
Äußerungen• Schuierers. ln drei Fallen (ge­
genüber der Polizei am 7.1. und 23.7.86; 
gegenüber FJS am 6.2.85) seien Verstöße 
gegen die Dienstpflicht erwiesen. Auf Be­
strafung verzichte man wegen ansonsten 
"untadeliger Amtsführung• des Landrats. Im 
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übrigen werte er die gerOgten Außerungen 
als "unbedacht" und in der Erregung g«Su­
ßert (d. h. nicht ganz emstzunehmen ... ). 
Wichtig sei auch der mittlerweile "sachliche 
Umgang miteinander" (MZ, 18. 4.89). 
Wer's nicht glaubt, daß das kein Freispruch 
war, der lasse sich die Kostenentscheidung 
des Gerichts durch den Kopf gehen: 
Schuierer muß seine Anwölte selber 
blechen, die Verfahrenskosten trOgt das 
Landrotsamt Schwandorf als Dienstherr. 
Nach der Kostenverteilung zwischen den 
Prozeßparteien also ein Freispruch höch-
stens fünfter KIOSMI • 

Hans Sc:huierer, 

•alter P•rtelhaH• u•tl 

W•hlki•pfer fiir ........ 
Hans Schuierer, landrot des Landkreises 
Schwandorf und WM- Gegner, ist zur Zeit 
wohl einer der bekanntesten Kommunalpo­
litiker der BRD. 
Schulerar arbeitete zuerst als Maurer und 
wurde spöter Bauingenieur. Bereits mit 25 
Jahren wurde er Kreisrat fOr die SPD 
(8urglengenfe ld, 1956 - 1970). Seit 
1970 ist er gewöhlter Landrat (1984 mit 
70% der Stimmen wiedergewöhlt), seit 
197 4 im Bezirkstag der Oberpfolz. Und 
zuletzt mochte er auch noch innerhalb der 
SPD Karrie1e und rOdete in den landesvor­
stand der beyensehen SPD auf (vorher stv. 
Unterbeziricsvo11itzender). 
Mit Unterstatzung Schuierers kann die SPD 
in Boyern W~hlemimmen gewinnen, auch 
wenn es sonst mau for sie aussieht: 
- Schlappe 27,5% for die SPD bei den 
beyensehen Landtagswahlen 1986. Im 
Wohlkreis Schwandorf und zum Teil auch 
in den umliegenden Wohlkreisen dagegen: 
Teilweise zweistellige CSU-Verluste, SPD­
Erfolge wie nirgends sonst und die 
Gewinne der Granen geringer als erwartet. 
- Bundestagswahlen 1987: Ein ~hnliches 
Bild. Boyernweit die höchsten CSU-EinbrO­
che im Wohlkreis Schwandorf. CSU-Verlu­
ste in der Oberpfalz Oberdurchschnittlich. ln 
Schwandorf zusötzlich: Oberdurchschnittli­
che SPD-Gewinne (londesweit: leichte Ver­
luste!). 
Mit einem Wort: Schulerar ist Gold wert for 
die SPD. Ein Mann, der den Ruf hat, auf­
müpfig zu sein und so nebenbei "W~hler­
stimmen an sich zieht". 

'Foto: .Andreas Sc:hoelzd 

Hans Schuierer: 
Kämpfer für .. Heimat und Recht .. 

Mit Gandhi und der SPD 

Landrat Schuierer wurde for einige Äuße­
rungen und Handlungen in den Jahren 
1985 und 1986 getadelt. Diese beiden 
Jahre waren nicht zuf~llig die Jahre des 
Aufschwungs und H~hepunlcts der Anti­
WM-Bewegung, in denen Schulerar die 
wichtige Rolle einer Identifikationsfigur für 
viele Oberpft5lzerlnnen spielte. Obwohl er 
immer die Prinzipien der Gewaltfreiheit und 
Gesetzestreue beschwor und davon nicht 
erkennbar abwich, trat er auf zentralen 
Kundgebungen und Demonstrationen auf, 
die nicht selten mit militanteren Aktionen 
verbunden waren (z. B. Platzbesetzungen 
Dezember 85 I Januar 86). ln der Anfong­
szeit des Wtdemands distanzierte er sich 
vennutlich nicht "deutlich genug" von den 
"Chaoten" und mochte es (vielleicht unge­
wollt) der Stootsgewolt ein wenig schwerer, 
die üblichen Spaltungs- und Oistanzie­
rungsrituole auszulösen. 
Nicht zuletzt deshalb sollte Schuierer diszi­
pliniert werden, obwohl er, wie er in jOng­
ster Zeit Mufig von ollen Seiten bestmigt 
bekam, als Landrat sein Amt "hervorragend" 
führte. Darum wor er auch fOr Strauß ein 
"Saboteur" und fOr Gustl lang ein "Rodels­
führet. 
Wie dachte si<:h Schuierer den WM-Wi­
demand? Wie t5ußerte er sich als WAA­
Gegner? Dazu 

Ein Blick in alte Radi-Nummern 

1985 ~u6erte sich der landrot in einem 
Radi-Interview for einen Wtdemand, der 
nicht gewalttötig ist und trotzdem Druck 

ausOben kann, der notfalls sogar den 
Rahmen der Demonstrationen verlOSMn 
könne (Radi 2). 
Am 16.12. 85 sprach er auf einer GroBde­
monstration in Schwandorf (4.2. Standort­
bekanntgabe, 1 4. 12. erste große 
Plotzbesetzung) von einer "Atomollionz" aus 
Regierung und DWK. "Wie sollen wir zu 
diesen Leuten Vertrauen hoben, die uns 
jahrelang die Unwahrheit gesagt hoben? ... 
Was soll man von dieser Regierung holten, 
die die Not der mittleren Oberpfolz, die lv­
beitslosigkeit unserer ~lkerung, brutal 
ausnutzt.• 
Die horte Kritik erg~nzte er durch die fin 
der folgenden Zeit so nicht mehr ~ußer­
ten) Betonung der Gemeinsamkeit im Wi­
derstand r"Nir lassen uns aber auch nicht 
ouseinondefdividieren in Einheimische, die 
OberpfOizer sind onstandig, die Auswl5rti­
gen sind Chooten1 und durch ein Bekennt­
nis zu Gandhi und Co.: 
"Orientieren wir uns an den großen Frie­
dens- und Freiheitsk~mpfem, die gewaltlos 
und friedlich ihre Ziele verfolgt und auch 
erreicht hoben. • 

ln demtlben Rede: "Wir wollen keine Ge­
waltonwendungen, keine Ausschreitungen. 
Wir wissen, daß auch die Polizei nur ihre 
Pflicht M ... Wir werden mit ollen legalen 
Mitteln dqfor sorgen, daß diese Entschei­
dung zu Fall kommt" (Radi- Sonderheft 
1985). 
ln einem Radi-Interview oni~Biich der Hot­
tendorfraumungen 1985/1986: "For die 
CSU ist das Demokrotie, was Strauß sogt. • 
Schuierer verglich die BrutolltOt der ~u-

--Jio. • 



mungen mit den Zustönden wahrend der 
Nazi-Zeit und drOckte seine uneinge­
schrankten Sympathien mit den Platzbeset­
zern aus: 
"Ich bin hier vom Unrecht überzeugt, und 
wenn ich Unrecht merke, bin ich zum Wi­
derstand verpflichtet, zum legalen Wider­
stand." 
Die Skepsis über den Rechtsweg wachse 
momentan( der "Verdacht" eines Zusam­
menspiels zwischen Justiz und Regierung 
drange sich ihm auf. Trotzdem sei die Justiz 
an und für sich immer noch ein "Hoffnungs­
schimmer" für WM-Gegner. 
letztendlich könne die WM aber nur "poli­
tisch" verhindert werden. Schuierer sprach 
sich hier für eine Volksbefragung gegen die 
WMaus (Radi 6). 
ln einem in Radi 7 abgedruckten taz-Artikel 
vom 11.3.86 hielt Schuierer nicht nur De­
monstrationen, sondern auch den Bau des 
Hüttendorfes und symbolische Behinderun­
gen bei den Bauarbeiten für notwendig, 
um "Aufmerksamkeit" bei Bürgern und Poli­
tikern zu erregen. 
Unter "politischer Lösung" verstand er 
diesmal folgendes: "Eine der großen Partei­
en" müsse das Anliegen der WM- Gegne­
rinnen in ihr Programm aufnehmen. Für ihn 
war das ganz klar die SPD ("meine Partei"). 
Die SPD werde seiner Meinung nach den 
"entscheidenden politischen Beitrag zur Ver­
hinderung" der WM liefern. Es brauche 
zwar noch viele Demonstrationen, aber 
hauptsachlich einen "Machtwechsel" in 
Bann. 

Weniger Gandhi, mehr SPD 

Das soll für eine kurze Charakterisierung 
des selbsternannten "Vordenkers" der Bewe­
gung in den beiden Jahren genügen. Von 
dieser Mischung aus harter Kritik (Vergleich 
mit Nazizeit usw.), Gandhi und SPD-Wahl­
propaganda ist Schuierer seither zwar ab­
gewichen (praktisch keine Kritik mehr, die 
eventuell als Systemkritik verstanden 
werden kann; weniger Gandhi, mehr SPD), 
aber im Kern ist das wohl nur ein gemaßig­
terer Ausdruck desselben Inhalts. Er ist sich 
also in der Folgezeit durchaus treu geblie­
ben. 
Nachdem er bereits Ostern 1986 wahrend 
der Großkundgebung die anwesenden 
Ostermorschierer auf Einflüsterung der an­
wesenden SPD-Spitze hin beschwor, doch 
bitte nicht zum nahegelegenen Bauzaun zu 
gehen, wo eben gerade die bundesdeut­
sche CS-Gas- Premiere stattfand, geißelte 
er nach den militanten Aktionen im FrOh­
jahr 1986 störleer als sonst "Chaoten und 
Staatsfeinde" (NT, 1 . 1 0.86). Er betonte 
mehr den gewaltfreien und gesetzestreuen 
Charakter der Aktionen als deren Wirksam­
keit: Aktionen "müssen aber in jedem Fall 
mit friedlichen Mitteln und absolut gewalt­
frei im Rahmen der gesetzlichen Vorausset­
zungen durchgezogen werden. • Und ganz 
Sozialkundelehrer: "Verfassung und Grund­
gesetz regeln und garantieren die Rechte 
und Pflichten von Staat und Bürgern. 
Staatsregierung und Bürgerinitiativen sind 
dem gleichermaßen in vollem Umfang ver­
pflichtet" (Radi 13, April 1987). • 
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lang, lang ist's her 
Zur Vorgeschichte des Disziplinarverfahrens gegen 
Hans Schuierer 

Schon 1985 fanden "Vorermittlungen" 
gegen Schuierer statt. Kurz nach der 
Raumung des zweiten Hüttendorfes, am 
13.1.86, sollte sich Schuierer vor der Be­
zirksregierung außern ("Rechtliches 
Gehör"). Er weigerte sich. Am 20.5.86, 
einen Tag nach der großen Pfingstdemon­
stration, leitete die Regierung der Ober­
pfalz ein förmliches Disziplinarverfahren 
gegen den Landrat ein. Am 18.7.86 sollte 
er vernommen werden. Wieder weigerte er 
sich. 
ln der Folgezeit war unklar, ob die Setrei­
ber des Verfahrens, Bezirksregierung und 
Innenministerium, überhaupt noch Interesse 
an einer Disziplinierung Schuierers hatten. 
Der Widerstand gegen Weckersdorf er­
lahmte allmahlich etwas, Schuierer machte 
des öfteren klar, daß er mit Autonomen; 
Kommunisten und "Chaoten" nichts am Hut 
hat. Da das Verfahren nicht endgültig still­
gelegt wurde, sprach er von einer "Ver­
leumdungskampagne" gegen ihn (MZ, 
15.10.86). 
Es gab ober keine Ruhe: Noch in der 
Landtagsdebatte zu den Herbstaktionen 
1987 warf die CSU Schuierer vor, mit 
seinen Aussagen Demonstranten "aufge­
wiegelt" und zum Bauzaun "getrieben" zu 
haben (MZ, 15.1 0.87). 

Geräuschlose Beendigung klappte 
nicht 

Viel spater außerte sich Landesanwalt 
Junge-Herrmann: Der Untersuchungsbe­
richt sei am 4.11.87 fertiggeworden. Es 
habe deswegen so lange gedauert, weil 
Schuierer nichts ausgesagt habe (MZ, 
15.10.88). 
Anfang 1988 sagte der Sprecher der Be­
zirksregierung, es werde sich in Kürze ent­
scheiden, ob das Disziplinarverfahren 
gegen den Landrat weitergeführt werde 
oder nicht. Schuierer nannte die lange des 
Verfahrens "Psychoterror" und eine 
"Sauerei". Im Falle des Falles werde er au­
ßerdem "nicht die kleinste Rüge" hinnehmen 
(das sollte sich spater als Übertreibung her­
ausstellen). Und: "Dieses Disziplinarverfah­
ren werde zeigen, was man in Bayern 
überhaupt noch darf" (MZ, 20. 1.88). 
Schließlich entschied das bayerische Innen­
ministerium im April letzten Jahres, daß 
Schuierer gerichtlich wegen der Verletzung 
von Dienstpflichten belangt werden solle. 
Der "Belangte" sprach von einem "Diszipli­
nierungs- und Einschüchterungsversuch" 
(taz, 1 4.4.88) und von "Repressionen 

seitens der bayerischen Staatsregierung" 
(MZ, 18.6.88). 
Am 20.4.88 wurde die Ansehuldigungs­
schrift offiziell bei der Disziplinarkammer 

des Regensburger Verwaltungsgerichts ein­
gereicht. 
Ende 1988 war wieder einmal alles unklar. 
Der zustöndige Richter am Verwaltungsge­
richt: "Die Dinge sind in Fluß" (MZ, 
15.1 0.88). GerOchte aus München: Streibl 
wolle das Ende des Verfahrens. Es solle 
"gerauschlos beendet" werden (MZ, 
2.12.88). "Kein Verfahren gegen Schuie­
rer", schallte es auch aus dem Innenmini­
sterium. Stoiber sei zufrieden mit der 
Erklarung Schuierers, dieser habe Strauß 
nicht beleidigen wollen. SPD-Hiersemann: 
Man solle das Gerichtsverfahren nicht auf 
Biegen und Brechen durchziehen (Woche, 
8.12.88). 

Strolch oder Gentleman ? 

Kurz darauf war jedoch alles umgeworfen: 
Ex-Polizist Krampol (Regierungsprasident 
der Oberpfalz) erklarte, er habe es nicht 
geschafft, Schuierer eine Geste des "Be­
dauerns" abzuringen, Schuierer erklarte 
diesbezügliche Verhandlungen ebenfalls als 
gescheitert, gab allerdings Stoiber in 
München und nicht Krampol die Schuld. 
Dann wurde es sehr persönlich: Ex-Polizist 
Krampol bezeichnete in einem BR- Inter­
view Schuierer als "Strolch", der im Gegen­
satz zu einem "Gentleman• nicht "einlenken" 
könne. Die Regierung ließ nun dem Verfah­
ren freien (gerichtlichen) lauf (MZ, 
9.12.88). 
Januar 89 war es offiziell: Schuierer kommt 
vor das Disziplinargericht (MZ, 23.1.89). 
Das lange Zögern der "Vorgesetzten" Schu­
ierers, diesen einem Disziplinargerichtsver­
fahren zu unterziehen, laßt schließen, daß 
der "Verurteilungswille" der Bezirksregierung 
und des Innenministeriums nicht übermaßig 
groß war. Dies hangt wohl einerseits mit 
der Populantat des Landrats zusammen. 
Andererseits wurde offenbar trotz teilweisen 
Einlenkens von Schuierer immer noch ein 
kleines Schrittehen mehr von ihm erwartet ... 

• 



Rede auf der Demo am Kernfor­
schungszentrum, 7 .5.89 

UNSERE Internationale gegen 

IHREN Atomimperialismus 
Wir hoben heute schon gehört, daß das 
Kernforschunguentrum die schlimmste ra­
dioaktive Dreckschleuder der BRD ist. Wir 
wurden ebenfalls darOber informiert, daß 
das Kernforschungszentrum die brisanteste 
potentielle Atombombenschmiede dieses 
Staates ist. 

Meine Rede soll hier jetzt noch einen weite­
ren Punkt anfügen: Das Kernforschungszen­
trum ist auch eine atomarer 
Koloniolworenhondlung, ein Selbstbedie­
nungsloden für Möchtegern-Atomwaffen­
staaten in der 3.Welt. Vier dieser 
Bombengescht5fte möchte ich kurz vorstel­
len, und zwar Pakistan, Atgentinien, Brasi­
lien und Südofriko. 

flohen, spöter von Strauß ober zum Chef 
des Kernforschungszentrums gemocht. Dazu 
kann ich nur sogen: Eine typisch deutsche 
Karriere I 

Zum 3.Beispiel: Brasilien. 1977 schloß die 
BRD mit der brasilionischen Militö~unto ein 
großes Atomgasehöft ob. Die dortige Presse 
bejubelte dies mit der Schlagzeile: 'Diese 
Nachricht wird die Welt schockieren, Brasi­
lien wird jetzt Atomwaffen herstellen. • Kem 
dieses Geschöftes, so brOstete sich der 
hiesige Atomprofessor Becker, sei die vom 
KfK gelieferte Urononreicherung noch dem 
T cenndüsenverfohren. Heute, 12 Jahre 
spöter, liegt der größte Teil des brasilioni-

Das Kernforschungszen­
trum ist auch eine atomarer 
Kolonialwarenhandlung, ein Selbstbedie­
nungsladen für Möchtegern-Atomwaffen-
staaten in der 3. Welt. 

Die Nukleardealer, der Stoff, die 
Kunden 

ZIJm 1.Beispiel, zu Pakistan. Das KfK selber 
gibt zu, den Pakistanis bei der zur Bomben­
herstellung wichtigen Urononreicherung ge­
holfen zu hoben. 
Bundeswirtschaftsministerium und Bundes­
nachrichtendienst hoben - so der SPIEGEL -
darOberhinaus herausgefunden, daß die 
Korlsruher auch bei den Plutonium­
Bomben-Labors von Rowolpindi entschei­
dend mitgeholfen hoben. Damit ist mit 
Korlsruher Hilfe ein Regime atomar hochge­
rOstet warden, das gerade jetzt dafür ver­
antwortlich ist, daß der Krieg in Afghaniston 
immer weiter geht. 

Zum 2.Beispiel, Atgentinien.Dorthin liefer­
ten die Korlsruher Atomforscher Know-How 
für eine WM und den Schwerwosserrreok­
tor Atucho I . Das schwedische Friedensfor­
schungsinstiM SIPRI beurteilte dieses 
Gasehöft ganz trocken: 'Mon wt5hlt diesen 
Reoktortyp, wenn man an den Bau von 
Atomwaffen denkt. • Eingefödelt wurde das 
ganze von Wolter Schnurr, als Noz.i-Kriegs­
verbrecher noch 1945 noch Atgentinien ge-
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sehen Atomprogramms wegen finanzieller 
Probleme auf Eis - mit Ausnahme der milita­
risch interessanten Teile, mit Ausnahme der 
von Kerlsruhe bereitgestellten Uranonrei­
cherungl 

Zum 4.Beispiel, Südofriko. Im September 
1979 zündete der Apartheidstaat seine 
erste Atombombe. Die Technik zur Herstel­
lung einer Uranbombe war aus Kerlsruhe 
bezogen wordenl Indiz dafür sind die zahl­
reichen Schulungsaufenthalte südafrikani­
scher Wissenschaftler im KfK, Indiz ist die 
Ähnlichkeit des in Kerlsruhe entwickelten 
Uranonreicherungs-Verfohrens mit dem der 
Südofrikoner, Indiz ist der Geheimbesuch 
des Anreicherungsspeziolisten ,Prof. Becker, 
im südafrikanischen Atomzentrum Pelinda­
bo. Das KfK selbst hatte, trotz dieser erdrOk­
kenden lndizienloge, eine Urheberschaft der 
südafrikanischen Uranbombe immer abge­
stritten. Das wird ihnen jetzt ober schwer 
fallen: Vor wenigen Monaten hoben wir 
nömlich entdeckt, daß Korlsruher Atomwis­
senschaftler selbst 1971 das verdöchtige 
Anreicherungsopotent in Südafrika ange­
meldet hoben. Die Anklage der Befreiungs­
bewegung ANC, daß hier eine atomare 
Komplizenschaft zwischen Bonn und Preto­
rio, eine Atomochse zwischen Kerlsruhe und 
Pelindobo aufgebaut wurde, hat sich also 
bestöffgt. 



Agressiv, ohne Skrupel: die BRD 

Drei Besonderheiten zeichnen die Korisruher 
Atomaußenpolitik aus: 

Zum einen wurden bei ollen diesen Ge­
schöffen Staaten beliefert, die den Atom­
woffenspenvertrog nicht unterzeichnet 
haben und an deren Spitze bei Vertrogsob­
schluß Regime standen und z.T. bis heute 
stehen, weltweit verachtet und geachtet 
wegen ihres systematischen T erro" nach 
innen, ihrer Agressivitat nach außen. Oie 
FoltergenerOte Argentiniens und Brasiliens, 
Pakistans Diktator Zia-UI-Haq. die Rassisten 
in Südafrika - an diese Terroristen wollte 
kein anderes land auf der Welt so leichtfer­
tig so hochbrisantes Atom-Know-How 
liefern - außer der Bundesrepublik, außer 
dem Kernforschungszentrum Karfsruhe, das 
ja - was gerne vergessen wird - zu 1 00% in 
Staatsbesitz ist. 
Oie zweite Besonderheit: Der Verdacht, daß 
hier eine AtomBOMBENzusammenarbeit 
betrieben wird, ist gar nicht auf unserem 
Mist gewachsen. Mißtrauisch geworden sind 
namlich zuem die westlichen Geheimdien­
ste, vor allem der CIA, ober auch besonne­
ne Kreise im bundesdeutschen BND, die 
Dossiers zur Gefahrliehkelt der Korfsruher 
Atomaußenpolitik verOffentlieht hoben. Der 
Bombenverdocht gegen das KfK kommt 
also nicht von 'Ignoranten politischen Eife­
rern' -wie uns das KfK öffentlich bezeichnet­
, sondern dieser Bombenverdocht ist 
sozusagen amtlich. 

Zur dritten Besonderheit. Alle diese Staaten 
sind wirtschaftlich starte obhangig von der 
BRD. Es liegt also nahe, daß die Ergebnisse 
bei der gemeinsamen Entwicklung von 
Atomwaffen nicht nur den 3.Welt-Partnern 
zugute kommt, sondern auch der BRD 
selbst. So hat sich die BRD z.B. im Vertrog 
mit Brasilien die Hauptentscheidungsbefug­
nisse gesichert. Betreibt die BRD ~lso in 
diesen Staaten ihre eigene Atomwaffenfor­
schung? 

Geschäfte auf Gegenseitigkeit 

Hier fallt mir eine Parolleie zur Weimarer 
Republik ein. Ähnlich wie die BRD heute 
ve"uchte die Weimarer Republik damals, 
durch demonstrative Entspannungspolitik 
und diplomatische leisetreterei den Ein­
druck der Harmlosigkeit zu erwecken. 
Ähnlich wie die BRD heute durfte die Wei­
marer Republik damals bestimmte Waffen 
nicht produzieren und war sozusagen in der 
Rüstungspolitik gefesselt. Gleichzeitig aber 
erfolgte die Entwicklung verbotnerer deut­
scher Waffen insgeheim doch, und zwar im 
Ausland. So war es jedenfalls domals mit 
der deutschen Giftgasforschung auf dem 
Gebiet der Sowjetunion, und ein solches 
Verwimpiel wird auch heute betrieben. Of­
fiziell gibt man sich unschuldig, hintenrum 
sind Bundeseigene Firmen an lybischer C­
Waffen-Produktion beteiligt und Mitarbeiter 
unseres Kernforschungszentrums sitzen in 

Oie Großmacht BRD an die Kette legen, 
das heißt im Inland sofortige Stillegung aller 
Atomanlagen und Atomwaffenverzicht ins 
Grundgesetz I 

31 

den Atombombenlabors von Pakistan und 
Südofrika. Oder ein anderes Beispiel, das 
augenblickliche NATO-Spektakel um die 
Roketenmodernisierung. ln der Öffentlich­
keit will sich hier die BRD als Friedensengel 
prOsenfieren und lehnt die amerikanischen 
KURZstreckenraketen vorem ab. ln den 
Schubloden der Bundeswehrgenerolitm liegt 
jedoch langst ein Papier, der STERN hot es 
letzte Woche zitiert, das sich für den Bau 
von MITIELSTRECKENwaffen starte macht, 
weil damit das Kriegsgeschehen weiter 
östlich ve"choben wird. Und dieser Bau 
neuer Mittelstreckenraketen mit BRD-Beteili­
gung louft bereits. So testet die Firma MBB 
mögliche Pe"hing-Nachfolgesysteme in Ar­
gentinien und im Irak, also auch wieder im 
Ausland; so ermutigt die BRD die Vervielfa­
chung des Mittelstreckenpotentials Frank­
reichs und Englands; so hat die BRD schon 
1 00 Mio. DM für eine Rakete unter dem 
Titel KOLAS bereitgestellt, die, zwischenzeit­
lich scheinbar zurückgezogen, jetzt wieder 
als sogenannter Kompromiß zwischen Amis 
und Westdeutschen im Raketenstreit gehan­
delt wird. 

Deshalb müssen wir alles tun, um die atom­
lüsterne Großmacht BRD an die Kette zu 
legen. 

Oie Großmacht BRD an die Kette legen, 
das heißt im Inland sofortige Stillegung oller 
Atomanlogen und Atomwaffenverzicht ins 
Grundgesetr I 

Oie Großmacht BRD an die Kette legen, 
das heißt in Westeuropa den Aufbau einer 
Internationalen, die die französischen und 
englischen Atomwaffen abschafft und die 
auch Molville, Windseele und La Hague 
dicht mochtl 

Oie Großmacht BRD an die Kette legen, 
das heißt weltweit die Untemützung der Be­
freiungsbewegungen, das heißt insbesonde­
re: Alles für den Sieg über die Atommacht 
Südofrika, olles for den Sieg von SW/4PO 
undANCI 

Hoch die internationale SolidoritOtl 

Jürgen Elsasser, 

Forschungsgruppe Atomwaffenentwicklung 



Klammheimliche HTR-Pianungen allerorten: 

Ein Ato111kraftwerk für's 

Der breite gesellschaftliche Bewußtwer­
dungsprozeß der letzten 1 5 Jahre Ober die 
Gefahren der Atomtechnologie hat die Pla­
nungsstuben der Atomindustrie nur in gerin­
gem Maße erreicht. DarOber können auch 
die WAA-Verlogerungsplöne von Weckers­
dorf noch lo Hogue nicht hinwegtöuschen. 
Wahrend heute bereits viele Menschen ihre 
Krafte für den Ausstieg aus der Atomwirt­
schaft und für eine ökologische Energiepoli­
tik einsetzen, wird dort der Einstieg in eine 
neue Technologie, in die Hochtemperatur­
reaktoren, systematisch betrieben. Und an 
politischer UnterstOtzung mongelt es grod in 
Boyern auch nicht: "Wir stehen vor einem 
neuen Ausbau der Kernenergie' - so sproch 
Bayerns neuer Innenminister Edmund 
Stoiber om 2. November letzten Jahres. 

Stoibers Euphorie baut auf die papierenen 
Planungen von Siemens-KWU und Inter­
atom für den neuen Hochtemperaturreak­
tor. Dieser Reaktor, der von den planenden 
Firmen in verschiedenen Leistungs-größen 
(von 1 0 - 500 MW) konstruiert wird, zeich­
net sich noch deren vollmundigen Verspre­
chungen durch einige Besonderheiten aus: 
- dank der anderen Konstruktionsweise 
habe der HTR eine sogenannte 'inhörente', 
d.h. angeborene Sicherheit. Eine Kern­
schmelze kann dort nicht stattfinden. 
- anders als bei den bisherigen leidrtwos­
serreoktoren könne die ~rme für indu­
strielle ProzeSworme und zur 
Fernwarmeversorgung genutzt werden. 
- womit dieser Reaktor schlechthin 'ideal' für 
die verbrouchernohe Ansiedlung wOre; 
direkt neben industriellen Großverbrauchern 
(Chemieindustrie, Molkereien, Brauereien, 
Popierfobriken, ••. ) und in der Nöhe von 
Stadten, die die Femwörme nutzen wollen. 

Ein glückloser Versuch in Niedersach­
sen 

Die vorbereitenden Arbeiten fonden in 
letzter Zeit vor ollem in Niedersachsen statt. 
Die Firmen Siemens-KWU und lnterotom 
reichten 1987 beim dortigen Umweltmini­
sterium die Antragsunterlogen für eine Ge­
nehmigung ein. Dabei hat sich die 
Atomindustrie einen neuen Trick ausge­
dacht: erstmals in der Geschichte der Atom­
industrie sollte eine Atomanlage genehmigt 
werden, ohne daß ein Standort dafür 
benannt wird. 
Juristischer Steigbügelhalter ist noch dem 
Willen der Atommafia der no~glich ein­
geführte 7o des Atomgesetzes. ln ihm wird 
der 'stondortunob~K5ngige Vorbescheid" on­
geboten. Dieser Vorbescheid kombiniert mit 
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7b des Atomgesetzes sollte dazu führen, 
daß bei dem sptiteren konkreten Genehmi­
gungsverfahren für einen bestimmten Stand­
ort keine Einwendungen mehr berOcksichtigt 
werden, die nicht schon auch im stondort­
unabhongigen Genehmigungsverfahren 
vorgebrecht wurden oder hOtten vorge­
brecht werden können. Diese geplante Vor­
gehansweise der Atomindustrie erwies sich 
zunehmend als verfassungswidrig. 
Ende Februar hat der niederstichsiehe Um­
weltminister Remmers das stondortunabhön­
gige Genehmigungsverfahren für den 
HTR-Modul von Siemens/KWU/Interotom 
vorlaufig beendet. Formaler Grund wor, 
daß kein Interessent mehr vorhanden wor, 
nochdem die 'BEB Erdgas und Erdöl' aller­
dings schon om 1 .3. 88 (I) in einem Schrei­
ben an Umweltminister Remmers mitgeteilt 
hatte, daß sie für ein HTR-Projelct nicht zur 
Verfügung stehe. 
TatsOchlicher Hintergrund für den Abbruch 
dürfte das juristisch frogwOrdige Genehmi­
gungsverfahren, vor allem ober der massive 
politische Protest aus allen Teilen der Bun­
desrepublik schon im Vorfeld der öffentli­
chen Auslegung gewesen sein. Noch nie 
erreichten einen Umweltminister vor Beginn 
der Öffentlichkeitsbeteiligung so viele An­
frogen und Proteste gerode auch von Kom­
munen. Dazu kommt, doB wohl auch die 
Hersteller des HTR kurzfristig wohl zurlOchst 
das Exportinteresse im Auge hoben und 
nicht auf Biegen und Brechen einen Stand­
ort in Niedersachsen durchsetzen wollen. 

Oie Bundesregierung als Nothelfer der 
Atomindustrie 

Die Schlappe im niedersöchsischen Geneh­
migungsverfahren ist für Siemens-lnterotom 
trotzdem ein unangenehmer Gesichtsverlust, 
gerode gegenOber den auslöndischen HTR­
Interessenten wie beispielsweise der Sowjet­
union oder der VR China. Doch in dieser 
Phase erweist sich der Bundesforschungsmi­
nister Heinz Riesenhuber als treuer Gehilfe 
der Atomindustrie. Das Gutachten an dem 
der TÜV Hannover im Zusammenhang mit 
dem niedersachsischen Genehmigungsver­
fahren arbeitete, will nun Riesenhuber im 
Auftrog seines Hauses weiterführen lassen. 
Dies geschieht wieder auf recht merkwordi­
ge Weise: die amtliche Begutachtung einer 
Atomanlage erfolgt nömlich außerhalb 
eines atomrechtlichen Genehmigungsver­
fohrens. Mißliebige Kritiker der HTR-Tech­
nologie werden wieder ausgeschlossen. 
Das Ziel ist, der Atomindustrie ein interna­

tionales 'Export-GOtesiegel' auf diese Weise 
zu verschaffen. Auch wenn dies dazu dient 
eine international geltende Regel der Inter­
nationalen Atomenergieagentur (IAEA) zu 
unterlaufen. Nach einem Beschluß der 
1AEA darf nOmlich keine Atomanlage expor-

tiert werden, die nicht im Herstellerland 
gebaut worden ist. Die Arbeitsgemeinschaft 
gegen den HTR in Hannover ruft dazu auf, 
gegen dieses klommheimliche HTR-Förder­
progromm des Bundesforschungsministers 
zu protestieren. Ferner soll versucht werden, 
die Kontakte mit osteuropOischen Gruppen 
zu intensivieren, denn gerode diese lOnder 
gelten als eine der Hauptadressaten für die 
weiteren Exportbestrebungen. 

Vorbereitungen in Bayern 

An verschiedenen Ecken und Enden wird -
zum Teil bereits seit Jahren - die Hochtem­
peraturreaktortechnologie gefördert, 
finanziert und vorbereitet: 

z.B. die lsar-Amper-Werke 
und ihr Standort Marienberg 

Im Juni letzten Jahres wurde bekannt, doB 
die lsor-Amper-Werice einen Sicherheitsbe­
richt for einen Hochtemperaturreaktor HTR 
1 00 bei der Monnheimer Firma keo, 
Brown & Boveri (ABB) in Auftrog gegeben 
hoben. Um die Auftrogsvergabe bauten die 



lsar-Amper-Werke eine Mauer des Schwei­
gens: von Seiten der lsor-Amper-Werke 
(IAW) wurde die Auftragsvergabe ebenso 
geheimgehalten wie der in Aussicht genom­
mene Standort. Oie beauftragte Firma ABB 
wurde zum Stillschweigen über den Auftrag­
geber verpflichtet. 
Zwar wurde inzwischen dieser Auftrag zu­
rückgezogen. Dies liegt aber nicht an dem 
schwindenen Interesse der IAW, sandem an 
den Kooperationsbestrebungen der deut­
schen Atomindustrie. Oie beiden Großkon­
zerne ABB und Siemens die bisher zwei 
verschiedene HTR-Typen (den HTR 100 
und den HTR-Modul) verfolgten, haben sich 
zur Zusammenarbeit entschlossen. Anfang 
Mai wurde eine gemeinsame HTR-GmbH 
gegründet. ln der Konkurrenz der beiden 
kleinen Hochtemperoturreaaktoren scheint 
sich zunachst wohl der HTR-Modul durchzu­
setzen. 

Parallel dazu tatigten die lsor-Amper-Werke 
in Marlenberg nördlich von Rosenheim um­
fangreiche Grundstücksgeschafte. Minde­
stens eineinhalb Millionen Mark legten sie 
beim Tausch von Grundstücken noch drauf, 
um eine große zusammenhangende Flache 
zu bekommen. Und noch heute rennen sie 
den verkaufsunwilligen Bauern mit steter Re­
gelmaßigkeit die Türen ein. 

Aus diesen beiden Gründen lag die Speku­
lation nahe, daß hier eine konkrete Atom­
kraftwerksplanung betrieben wird. Noch 

dazu, da Manenberg bei Rosenheim der 
einzige Standort ist, der im Versorgungsge­
biet der IAW liegt und durch den Standorts­
icherungspion der Bayer. Staatsregierung 
als Kraftwerksstandort mit Fernwarmeversor­
gung bereits ausgewiesen und gesichert 
wird. Letztendlich bestötigt wurde diese 
Absicht durch einen Vertreter des örtlichen 
Managements der IAW in Rosenheim, Gert 
Badstübener. ln einem beilt:iufigen Ge­
sprach erklarte er, daß in Manenberg das 
nachste graßere Kraftwerk der IAW gebaut 
werden würde, und daß dies dann das mo­
dernste Atomkraftwerk sein werde. 

z.B. die Bayernwerk AG 
und ihre Beteiligungen 

Nicht sonderlich verwundem wird einen, 
daß auch Bayerns größter Energiekonzem, 
die Bayernwerk AG die Finger mit ihm Spiel 
hat. Oie Bayernwerk AG, die dank riesiger 
Kapitalmengen inzwischen nicht nur im 
Strommarkt eine beherrschende Stellung 
eingenommen hat sandem auch in anderen 
Bereichen der Energiewirtschaft zunehmend 
Fuß faßt, sichert ihre HTR-Interessen über 
verschiedene Beteiligungen. So sind die 
Bayernwerke auch am Thorium-Hochtem­
peraturreaktor (THTR) in Hamm-Uentrop 
beteiligt. Oie Boyernwerk AG haben 
namlich eine 70-%ige Tochter namens 
Contigas. ln deren Handen ist zu 30 % die 
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Uranhaltlge Graphit-Knollen Im Hochtemperaturreaktor in Hamm. 

Energieverwaltungsgesellschaft Oüsseldorf, 
die wiederum an der VEW (Vereinigte Elek­
trizitt:itswerke) beteiligt ist; und die betreibt 
den THTR. 

z.B.· Stadtwerke München 

Oie Stadt München bzw. die Stadtwerke 
München sind ein dritter boyarischer Ener­
gieversorger, der tief in den Verflechtungen 
der HTR-Atomindustrie steckt. Seit 1980 ist 
München mit 23,5 % an der Hochtempera­
tur-Planungsgesellschaft (HTP) beteiligt. 
Deren Aufgaben sind laut Gesellschafter­
vertrag "vorbereitende Maßnahmen zur 
Planung, Projektierung und Finanzierung 
eines HTR - Hochtemperaturreaktor". Direkt 
mit 6 % und indirekt über die HTP ist die 
Stadt München an der Hochtemperaturre­
aktorgesellschaft (HRG) beteiligt. Diese hat 
beispielsweise im Juli 88 einen Sicherheits­
bericht für einen Reaktor mit 500 MW 
elektr. Leistung bei der einschlt:igigen Atom­
industrie in Auftrag gegeben. 
Doch dies sind nur die neuesten Entwicklun­
gen. Mit 12,3 % sind die Stadtwerke bereits 
seit mehr als 30 Jahren an der Arbeitsge­
meinschaft Versuchsreaktor (AVR) beteiligt, 
die einen 15-MW-Forschungsreaktor in 
Jülich gebaut hat, auf dessen Ergebnissen 
aufbauend der THTR in Hamm-Uentrop 
projektiert wurde, der gerade in diesen 
Monaten wieder Schlagzeilen wegen seiner 
technischen Problemen und finanziellen 
Risiken machte. 

z.B. Stadt Würzburg 

An dieser AVR ist aber noch eine weitere 
boyarische Stadt beteiligt. Wie die dortige 
grüne Stadtratin durch eine Anfrage erfuhr, 
sind die Stadtwerke Würzburg 1959 der 
AVR beigetreten. 

Dies sind nur einige, uns bekannt geworde­
ne, konkrete boyarische HTR-Aktivitöten. Da 
der HTR gerade den mittleren Stadten und 
Industriebetrieben angeboten werden soll, 
können wir sicher sein, daß dies nicht die 
einzigen Vorbereitungen sind. 

Aufgeschoben ist nicht aufgehoben 

Nun ist die allgemeinpolitische Situation für 
ein HTR-Genehmigungsverfahren aktuell 
gerade mal wieder nicht sehr günstig. Die 
unverschamte Desinformationspolitik in 
Sachen Biblis und die rigorosen Machen­
schaften zum Export von Atomtechnologie 
in andere Staaten sind nicht der Nahrbo­
den, um Begeisterung für neue Atomkraft­
werke wachsen zu lassen. Der 
Thorium-Hochtemperaturreaktor im Hamm­
Uentrop - ein bewunderswertes Beispiel der 
technischen Unzuverlassigkeit der HTR-Kon­
struktionen - darf dank der nachgiebigen 
SPD-landesregierung in NRW noch zwei 
Jahre laufen, dann aber muß er endgültig 
stillgelegt werden. Nachdem der AVR in 
Jülich zum Jahreswechsel stillgelegt wurde, 
gibt es nun weltweit keinen funktionierenden 
Hochtemperaturreaktor mehr. 
Trotzdem: die Forschungsabteilungen bei 
Siemens-lnteratom und ABB sind nicht auf­
gelöst, die Auslandsvertrage sind auf den 
Weg gebracht. Oie Ruhe ist eine trügeri­
sche. 

Rudi Amannsberger 
energiepolitischer Mitarbeiter der Landtags­
fraktion der Grünen 



Veröffentlichung auf Beschluß 
der BAAP: 

dieser so gefohrtichen FIOssigkeit in den 
Boden. 

Das Erbe von Hanford 
Gobe es Mr. Cook nicht, die Öffentlichkeit 
wOßte noch immer nicht, doß durch Grund­
wasserströmungen radioaktives Jod 129 
auch auf der gegenüberliegenden, Ostli­
chen Seite des Columbiaflusses in den 
Brunnen der Verbraucher auftauchte. Mr. 
Cook kam 1983 im Auftrag der NRC (eine 
Orgartisation, die zivile Kernkroftwerlc:e 
überwacht) nach Hanford. Seine damalige 
Aufgabe war, Untersuchungen darOber an­
zustellen, inwieweit das dortige Gekinde for 
ein Endlager hochradioaktiven Atommülls 
geeignet sei. Eine Voraussetzung dafür ist, 
do6 radioaktives Wasser, das auf dem 
GeiOnde gesammelt wird, wenigstens 1 000 
Jahre dort verbleibt. Wohrend seiner Unter­
suchungen im Jahr 1985 kam Mr. Coole 
ein Dokument in die Hönde, aus dem ein­
deutig hervorging, daß den Verantwortfi-

Tom Bailie ist 42 Jahre alt, seit seinem 18. 
Lebensjahr leidet er an Sterilitm. Sein Groß­
vater Leon, einst Familienpotriarch, starb an 
Leberlc:rebs,die Großmutter an Darmkrebs. 
Krebs hatten auch T oms Vater und dessen 5 
Geschwister. Auch die Schwestern von Mr. 
Bailie und andere nahe Verwandte leiden 
an der unheimlichen, oft tödlichen Krank­
heit. Zufall? Mr. Bailie,der in der dritten 
Generation einen Bauernhof bewirtschaftet, 
lebt in der Nohe von Hanford, einer haupt­
sachlich für miliUJrische Zwecke genutzten 
Atomanlage. 
Im Besitz der Bundesregierung befindet sich 
Hanford auf einem etwa 1500 qkm großen 
Areal im Südosten des Bundesstaates Was­
hington,USA. ln den 40er Jahren aus dem 
Boden gestampft, wurde dort das Plutonium 
für die erste Atombombenexplosion in Ala­
magordo, New Mexico, hergestellt. Dos 
Plutonium for die Nagasoki-Bombe, im 
August 1945 Ober Japan abgeworfen, kam 
ebenfalls aus Honford. Im Januar 1946, 
nur drei Jahre nochdem Gen. Leslie Groves 
für das Monhotten-Projekt das dünn besie­
delte Gelönde um Hanford ausgewöhlt 
hatte, wurde die Anlage stillgelegt, im 
August desselben Jahres allerdings wieder 
in Betrieb genommen. Anlaß war der 
Beginn des Kalten Krieges. Seitdem produ­
zierte man in 9 Reaktoren waffentaugliches 
Plutonium, das in Wiederaufbereitungsanla­
gen am selben Standort extrahiert und in 
bombenfohiges Material verwandelt wurde. 
Die dabei an die Umwelt abgegebenen ra­
dioaktiven Emissionen wurden jahrzehnte­
lang geheimgehalten; erst durch die 
Veröffentlichung zahlreicher Dokumente in 
den letzten Jahren (Freedom of Information 
Act) wurde den dort lebenden Menschen 
bewußt, was ihnen das Leben zur Hölle 
macht, worum so viele von ihnen an Krebs 
erlc:ronken, auch daran sterben. 
Nur ein Beispiel zur Verdeutlichung: 
Beim Unfall in Harnsburg 1979 betrug· die 
Freisatzung von Jod 131 etwa 20 Curie. 
Die Regionalregierung von Pennsylvanien 
evakuierte deshalb Teile der Bevölkerung 
aus der unmittelboren Umgebung des Kern­
kraftwerlc:s. Milch durfte nicht an die Ver­
braucher abgegeben werden. 
Im Vergleich dazu wurden in Hanford in den 
Jahren 1944 bis 1957 mindestens 500 
000 Curuie Jod 131 freigesetzt ohne die 
Bevölkerung zu warnen. Aber auch an 
anderen radioaktiven Freisetzungen man­
gehe es nicht: Im Dezember 1951, durch 
einen Brand in einem Labor, erreichten 1-4 
Gramm Plutonium die Biosphöre. Dos 
Geboude mußte danach aufgegeben 
werden. Im Januar 1954 fand die größte 
von insgesamt neun geheimen Abgaben 
von Ruthenium statt: Die 'hot porticles' 

waren so agressiv, daß sie bei Kontakt die 
Haut verbrannten. Diese heißen Teilchen 
wurden auch im 150 km entfernten 
Spokane, einer Stadt nordöstlich der 
Anlage entdeckt. Im Mai 1973 berichtete 
die Zeitung 'Seottle Post-lntelligencer' über 
die Abgabe von Hunderten von Milliarden 

\ 

Die WAA erwischt 
auch Dich 

-

- Nur ein bißchen 
Lungenkrebs. 
Hautkrebs. 
Leukämie 

Litern niedrigaktiver ROssigkeit an den san­
digen Boden. Durch Leckagen in den ein­
wendigen T onks, verursacht durch den 
öuBerst egressiven, hochradioaktiven lnholt, 
gelangten auch mehrere Millionen Liter 

chen von Hanford dos Auftauchen von 
radioaktivem Jod 129 im T rinkwosser seit 
den 60er Jahren bekannt war. Mr. Cook 
sorgte dafür, die Öffentlichkeit darOber zu 
informieren. Damals, 48 Jahre alt, mußte er 
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einen hohen Preis dafür zahlen: Er ist jetzt 
im vorzeitigen, allerdings von ihm selbst ge­
wOhlten Ruhestand, da die Zusammenarbeit 
mit dem Energieministerium, das Honford 
wie auch olle anderen militörischen Atom­
anlogen selbstherrlich kontrolliert, nicht 
mehr möglich war. 
Mr. Williom lawless, ein frOherer Monoger 
für Atommoll in Honford, beschrieb ein 
anderes Problem so: Etwa 12 Millionen (I) 
Kubikmeter mit Plutonium verseuchter Erde 
mOSte als hochradioaktiver Abfall eingestuft 
und dementsprechend entsorgt werden. Da 
dies zu astronomischen Kosten führen 
wOrde, erhöhte man im Februar 1984 
heimlich den Plutoniumgrenzwert von 1 0 
Nanocurie auf 1 00 Nanocurie pro Gramm 
Erde. 
Das folgende Beispiel soll die Sicherheits­
problematik in Hanford ein wenig aufzei­
gen. Mr. Bricker ist seit einigen Jahren mit 
der Wiederaufbereitung vertraut; er ist ein 
gewissenhafter Arbeiter, der seine Vorge­
setzten auch Ober zahlreiche Möngel in 
seinem Arbeitsbereich informierte in der 
Hoffnung, Verbesserungen zu erreichen. 
Dies machte ihn nicht nur bei seinen Kolle­
gen unbeliebt, die um ihre Arbeitsplötze 
fürchteten, er wurde auch, um ihn loszuwer­
den, zu einem Psychiater geschickt, der ihm 
aber einen völlig normalen Verstand atte­
stierte. Mr. Bricker wollte eigentlich nur 
dazu beitragen, die bestehenden Sicher­
heitsvorschriften einzuhalten. Er informierte 
seine Vorgesetzten z.B. Ober stark ver­
schmutzte Schutzfenster, die den Arbeiter 
vom hochgeföhrlichen Plutonium trennen; 
auch darOber, daß die Schrauben, mit 
denen die Fenster befestigt sind, monate­
lang dermaßen locker waren, daß das Ein­
atmen von Plutonium nicht ausgeschlossen 
werden konnte. Angezeigt von ihm an seine 
Vorgesetzten wurde auch durch Leckagen 
ausfließendes Plutoniumnitrot, das den Al­
beitern dann auf die Schuhe tropfte. Man 
behalf sich dann dadurch, die Flüssigkeit 
mit Plastikfolie und Tape so gut wie nur 
möglich aufzufangen. Es wOre Mr. Brieleer 
jederzeit möglich gewesen, 2 'buttons' (Be­
zeichnung for in Metoll umgewandeltes Plu­
tonium von der GrOße eines 
Eishockeypucks, etwa 4 Pfund schwer), die 
er auf dem Gellinde fand, aus der Anlage 
herauszubringen. 
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ln der letzten Zeit kann sich Mr. Bricker 
seines Lebens nicht mehr so richtig erfreuen, 
Angst ist die Ursache. Vor einiger Zeit, er 
arbeitete damals, in einen Schutzanzug ge­
kleidet und mit einer Gesichtsmaske, in 
einem mit Plutonium hochgradig verseuch­
ten Raum, stockte ihm das Blut in den 
Adern. Sein Luftschlouch, das Verbindungs­
stück vom Sauerstoffgeröt zur Gesichtsmas­
ke, fiel auf den Boden. Er versuchte dann, 
das an der Hüfte befestigte Notsauerstoff­
geröt zu aktivieren. Nur, da war nichts zu 
machen. Der Schlitz im Schutzanzug, der 
ihm den Zugang zu diesem Geröt ermög­
licht hlltte, wor nicht mehr vorhanden. Mr. 
Bricker wußte von der Gefahr, die das Her­
unterreißen der Gesichtsmaske mit sich 
bringen würde: Ein einziger Atemzug in der 
mit Plutonium gesöttigten Umgebung 
könnte Krebs für ihn bedeuten. Mit letzter 
Kraft schaffte er es, sich aus der tödlichen 
Umgebung in einen weniger gefllhrlichen, 
angrenzenden Raum zu retten. Nochfor­
schungen von Mr. Brieleer ergaben, daß der 
Schutzanzug mit seinem Nomen auf dem 
Rücken, die Nacht vorher an einem Platz 
untergebracht war, der es jedem ermögli­
chen konnte, am Schutzanzug Vetanderun­
gen vorzunehmen. 
Von den Auswirkungen der Hanforder Nu­
ldearanlagen am meisten betroffen sind die 
'downwinders', jener Teil der Bevölkerung, 
die in der Hauptwindrichtung von Honford 
lebt; insgesamt dürfte ein 20 000 qkm 
großes Gebiet betrraffen sein, ein Land­
strich,der auch die angrenzenden Staaten 
ldoho und Oregon mit einschließt, grenz­
Oberschreitend sozusagen. 
Föhrt man den highway 395 von Pasco 
{Bundesstaat Washington) nach Norden, so 
lößt für den Beobachter rechts und links der 
Straße in dieser hügeligen Landschaft nichts 
darauf schließen, daß das dünnbesiedelte 
Gebiet jahrzehntelang radioaktiv verseucht 
wurde. ln Ritzville, einem kleinen Nest 
abseits der Hauptverkehrsstraße, etwa 120 
km nordöstlich von Hanford, lebt Mrs. 
Koutz, die viele Jahre schon Aufzeichnun­
gen über die ungewöhnlich vielen Krebsto­
ten macht. 25 ihrer Verwandten und 
Freunde sind in den letzten 1 5 Jahren an 
Krebs erkrankt, 18 davon gestorben. Auch 
jetzt leiden viele ihrer Nochborn an Krebs; 
die Zahl der an dieser Krankheit Verstorbe­
nen in diesem 1800 Einwohner zllhlenden 

WAA 
Ort stieg vom Jahr 1945 (Inbetriebnahme 
von Hanford) bis 1975 um etwa 200% im 
Vergleich zu den Jahren 191 0-1944. 
Mr. Mc Affee, ein Bauer in der Nllhe der 
Anlage beklagt den plötzlichen Verlust von 
30 Kühen, die ohne ersichtliche llußere Ein­
wirkungen plötzlich verendeten, einem 
Nochborn passierte dasselbe. Vor der 
Geburt stehende Kalber sind so stark ver­
krOppelt, daß eine normale Geburt nicht in 
Frage kommt, es müssen ihnen die 
Knochen gebrachen werden, um wenigstens 
die Kühe am leben zu erhalten. Auch 
Pferde verenden ohne ~ußere Anzeichen. 
Deformierte lllmmer, kleinen Ollmanen 
öhnlich ohne Augen,ohne Nase,fehlenden 
Gliedern sind keine Seltenheit. Untersu­
chungsergebnisse der verendeten Tiere 
werden nicht mitgeteilt oder gehen 'verlo­
ren'. Seide Elternteile von Mr. Mc Affee sind 
mit Krebs geplagt, die SchilddrOse seiner 
13jllhrigen T achter muß auch schon behan­
delt werden. Seine Schwester, die in Kalifor­
nien lebt, hat zwei Fehlgeburten hinter sich -
jedesmal noch einem Besuch bei ihm. Ern­
tearbeiter aus Mexiko oder anderen mittel­
amerikanischen Staaten, die Mr. Mc Affee 
manchmal beschllftigt, klagen schon noch 
wenigen Togen Aufenthalt Ober körperliches 
Unwohlsein. Fölle, wie der geschilderte, 
sind keine Seltenheit. Im HEAL-Büra in 
Spokone, das es sich zur Aufgabe gemocht 
hat, die Bürger über die untragbaren Zu­
stönde zu informieren, gingen Hunderte von 
besorgten Anrufen ein. Mr. Lowrenz, derzei­
tiger Monoger von Honford, erldörte, daß 
außerhalb der Anlage keine Gesundheits­
schoden festgestellt wurden. Auf die Frage 
eines Reporters, ob denn Untersuchungen 
stattgefunden hötten, antwortete Mr. low­
rence mit Nein. 
Oie öußerst leidvollen Erfahrungen der Be­
völkerung von Hanford sind natürlich auch 
unseren Politikern bekannt. Unsere intelli­
genten Wahnsinnigen, einen mildemden 
Ausdruck zu gebrauchen wllre unrechtmö­
Big, werden sich aber nicht davon abholten 
lassen, am Verbrechen WM Weckersdorf 
festzuholten. Es liegt daher an uns Bürgern, 
mit allen uns zur Verfügung stehenden 
Mitteln, die T odesfobrik zu verhindern. 
Übrigens: Noch Schötzungen würde es 
etwa 50 Jahre dauem, die größten 
Sch~den zu beseitigen. Kostenpunkt: Bis zu 
1 00 Milliarden Dollar. Auch das wissen 
unsere so hoch verehrten Politiker. 

Ludwig lehner 
Agilolfingerpl.3 
8000 München 90 
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Info- und Kulturhaus in Schwan­
dorf 

Aufgrund der wenigen T reffpunktmöglich­
keiten for Veranstaltungen, intensive Dis­
kussionen etc., entstand die Idee, ein Info­
und Kulturhaus im Raum Schwandorf auf­
zubauen. 
Schwerpunkt des Zentrums bildet das lnfo­
cafe. Beinhalten soll das Cafe eine leseek­
ke, Volxlcoche, Sonntags ein 
Anti-WAA-FrühstOck und einmal in der 
Woche ein Frauencafe. Begleitet wird das 
Cafe von themenbezogenen Kampagnen 
und Ausstellungen, z.B. Ober Nicaragua, 
Asylpolitik, Knast und Repression. 
Den Betrieb des Cafes stellen wir uns ohne 
Konsumzwang mit deutlich billigeren alko­
holfreien Getranken und einer Art Frauen­
Taxi auf privater Basis vor. 
Als weiterer Teil des Projekts wird von der 
Infoladengruppe ein BOra mit Archiv, Pres­
sespiegel, Infomaterial zu WAA, Bevölke­
rungspolitik, Antifaschismus und anderen 
politisch relevanten Themen eingerichtet. 
Oie Raume werden je nach Eignung auch 
anderen Gruppen zur Verfügung gestellt: 
• for Informationsveranstaltungen 
• for die Schwondorfer Video- und Film­

gruppe 
• for die Antifa-Gruppe 
• als Versammlungsraum fOr verschiede­

ne Initiativen und einzelne Leute, die 
z.B. einen Sprach-, Tanz- oder Gitar­
renkurs anbieten wollen. 

For Anregungen und Kritik von Personen 
und Initiativen, die nicht direkt am Info- und 
Kulturhaus beteiligt sind, gibt es ein regel­
mößiges öffentliches Plenum. Oie Koordi­
nierung der einzelnen Gruppen innerhalb 
des Info- und Kulturhauses erfolgt Ober die 
wöchentliche Vollversammlung. ln dieser 
Vollversammlung werden die terminliehen 
und inhaltlichen Absprachen getrOffen; Fi­
nanzielles, anstehende Fragen und Proble­
me diskutiert. Die Beschlüsse der 
Vollversammlung sind bindend. 
Oie Finanzierung des laufenden Betriebs 
soll soweit möglich durdl Cafebetrieb, 
Filmvorführungen .~nd Veranstaltungen ge­
tragen werden. UberschOsse des lnfola­
dens, sowie der darin enthaltenen 
Mitfahrzentrale fließen ebenfalls in das Ge­
samtprojekt. Desweiteren sind punktuelle 
Aktionen wie Flohmarkt, Plattenbörse, Soli­
feste geplant. Trotzdem sind viele Spenden 
und monatliche Solibeitröge unbedingt not­
wendig. 

Bankverbindung: 
Kunst- & Kult!Jrverein Schwandorf, 

Sparkasse Nabburg 
BLZ 750 510 40 
Kt.- Nr. 570 437 517 

**** 
Bunte Hilfe Nordbayern aus der 
Taufe gehoben 
ln Nordbayern gibt es seit kurzem eine Or­
ganisation, die es sich zur Aufgabe macht, 
politisch gegen die sich verscharfende 
staatliche Repression anzukampfen und Be­
troffene weitestmöglich zu unterstützen. 
Ursache for die Gründung der "Bunten HiKe 
Nordbayern", ein Zusammenschluß von 
Leuten aus verschiedenen Stödten, ist die 
schleichende Faschisierung dieser Gesell­
schaft, welche die Zerschlagung jedweden 
Widerstandes gegen staatliche Politik zum 
Ziel hat, sei es an der Startbahn West in 
Frankfurt, der WAA in Wockersdorf, sei es 
der Kampf gegen Gen- und Reproduktion-

stechnologie, gegen den Internationalen 
Wahrungsfond (IWF) oder um Abschaffung 
der Isolationsfolter und bessere Haftbedin­
gungen politischer Gefangener. 
Das rechtliche Instrumentarium hierfor 
wurde und wird erheblich ausgebaut: 
die §§ 129 a und 130 a sind ausgeweitet 
und verschorft, durch den geplanten § 130 
(Befürwortung von Straftaten) soll ä~e öf­
fentliche Diskussion Ober nicht~legalisti­
schen Widerstand vollends kriminalisiert 
werden, die Verfangerung der P~Ye!'lffvhaft­
dauer von 2 auf 14 Tage allein wegen des 
Verdachts auf Begehung einer Ordnungs­
widrigkeit gibt dem Staat die Möglichkeit, 
mißliebige Personen ohne konkrete Begrün­
dung beliebig aus dem Verkehr zu zieh~n, 
die Rechte fOr Auslanderinnen und Asylbe­
werberinnen werden mehr und mehr einge-

~ 
sch~nkt, das Selbstbestimmungsrecht der 
Frau (siehe Memmingen) wird noch weiter 
ausgehöhlt etc. pp •• 
Veranstaltungen, welche die Legitimation 
dieses Staates grundsatzlieh in Frage 
stellen, werden in Bayem seit zwei Jahren 
durch die Bank verboten bzw. durdl unak­
zeptable Auflagen wie die P~senz von Poli­
zeibeamten mit Tonbandern oder selektive 
Diskussionsverbote unmöglich gemacht, 
soweit sie nicht gestOrmt und die Persona­
lien der Anwesenden erfaßt werden. Veran­
stalterinnen und systemoppositionelle 
Zeitschriften werden mit Verfahren Oberza­
gen. 

ln der Tradition der Roten und Schwar­
zen Hilfen 

Oie Bunte Hilfe Nordbayern versucht, durdl 
Öffentlichkeitsarbeit zu einem möglichst 
entschlossenen und breiten gesellschaftli­
chen Widerstand gegen die staatliche Un­
terdrückung beizutragen, deren Funktion 
das Austreten jedes revolutionören Funkens 
ist, der in bestimmten Situationen zu einem 
Flachenbrand fOhren könnte. Sie versteht 
ihre Arbeit jedoch nicht allein defensiv, 
denn um die staatliche Strategie zu unter­
laufen, reicht Solidoritötsarbeit mit Krimina­
lisierten nicht aus. Vielmehr mOssen 
Informationen, deren Verbreitung einen er­
heblichen legitimationsvertust dieses impe­
rialistischen und patriardlalen Systems 
bedeutet und deshalb staatlich-repressiv 
verhindert werden sollen, verstörld öffent­
lich gemacht werden. Oie Verhaftungen 
von lngrid Strobl und der mittlerweile 
wieder freigelassenen Ulla Penslin sind ein 
erfolgreiches Beispiel dafor, wie ein staatli­
cher Schuß nach hinten losgehen kann und 
sich eine Bewegung, die zerschlagen 
werden soll, verbreitert. 
Auf der eher praktischen Ebene berat die 
Bunte Hilfe Ober Möglichkeiten politischer 
Prozeßstrotegien, vermittelt geeignete An­
wöltlnnen, informiert Ober Prozesse, unter­
stützt Betroffene so weit wie möglich 
finanziell, kommert sich um politische Ge­
fangene und macht Haftbedingungen öf­
fentlich. 
Oie Bunte Hilfe Nordbayern sieht sich in 
der Tradition der Roten Hilfen der Weima­
rer Republik, jener der 50er und 60er 
Jahre sowie der Raten und Schworzen 
Hilfen, die sich Anfang der 70er Jahre -
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allesamt zum Kampf gegen die Klassenju­
stiz - grOndeten. 

Die Bunte Hilfe Nordbayem hat ihr Büro im 
KuRo 
Rathenburger Str. 1 06 
8500 Nümberg, 
das jeweils Dienstags und Donnerstags von 
19 Uhr bis 21 Uhr besetzt ist. 
Die Tel.- Nr. ist 0911/26 08 92. 

Da sie dringend auf Spendengelder ange­
wiesen ist, abschließend noch die Bankver­
bindung: 
Sparkasse Nümberg 
BLZ 760 50 101 
Kt.-Nr. 1344992 

*** 
Regelmäßiger Informations­
dienst zu den AKWs Philippsburg 
Die Bürgerinitiative Umweltschutz Philipps­
burg e.V. (BIU) wird künftig ihre Öffentlich­
keitsarbeit noch starker intensivieren und 
dazu regelmößig den "lnformationsdienst 
Atomlcrahwerlce Philippsburg" (IAP) mit 
einem jeweils vier- bis zehnseitigen Umfang 
herausgeben. 
Der IAP soll alle Themenbereiche, die mit 
den Atomkraftwerken in Zusammenhang 
stehen, in anschaulicher und verstöndlicher 
Form darstellen. Dabei werden sich IAP­
Schwerpunktnummem wie beispielsweise 
i~efflüge und Realetorsicherheit oder Kom­
paktlagerung mit IAP-Nummem, die eine 
Zusammenstellung und Kommentierung ak­
tueller Ereignisse versuchen wie beispiels­
weise IAP 1/88, miteinander abwechseln. 

Zielsetzung des IAP bzw. der Herausgeberio 
ist es einmal, einen regelmößigen Kontakt 
und Informationsfluß zu den mittlerweile 40 
Unterstülzergruppen der Aktion "1 00 000 
Stimmen gegen die Atomlcrahwerlce Phi­
lippsburg" über die bisherigen Koordina­
tionstreffen hinaus aufzubauen und 
kontinuierlich zu intensivieren; zum Zweiten 
sollen der interessierten Öffentlichkeit be­
treiberunabhangige Informationen über die 
Atomkraftwerke Philippsburg angeboten 
werden bzw. sollen Betreiberioformationen 
aus Sicht der Atomkraftgegner kritisiert, 
ergönzt und kommentiert werden. 
Die erste Ausgabe des IAP enthalt kurze 
Beitrage zum Stand der Unterschriftenaktion 
(bislang 12 000 Unterschriften), zur Entsor­
gung des in den M<Y/s Philippsburg anfal­
lenden schwach- und mittelradioaktiven 
Atommülls, zu der geplanten Austauschak­
tion der Frischdampfleitungen in Block I. 
ln der zweiten IAP ist das Schwerpunktthema 
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Tiefflüge und Reaktorsicherheit (am Beispiel 
der Atomkraftwerke Philippsburg). 
Die dritte Nummer hat als Schwerpunktthe­
ma Kompaktlagerung in Block II der M<Y/s 
Philippsburg. 

Für das Jahr 1989 sind bislang folgende 
Themen für den IAP geplant: Entsorgungs­
problematik, 1 0 Jahre Siedewasserreaktor 
Philippsburg, "MOX-Brennelemente" in den 
M<Y/s Philippsburg.Daneben werden alle 
aktuellen Entwicklungen um die Atomkraft­
werke aufgenommen sowie über die Aktivi­
täten der BIU regelmäßig berichtet. 
Die BIU, hofft mit der Herausgabe des ln­
formationsdienstes Atomlcrahwerlce Phitipps­
burg dazu beizutragen, daß die Diskussion 
um die Atomkraftwerke Philippsburg in der 
Öffentlichkeit nicht abreißt und der Weg für 
einen Ausstieg aus der (sog.) "friedlichen 
Nutzung der Atomenergie" geebnet Wird. 
Der "lnformationsdienst Atomkraftwerke Phi­
lippsburg" kann bei nachfolgender Adresse 
bezogen werden (Kosten: DM 2.-): 

WemerAust 
Egerlandstr. 1 
6838 Reilingen 
Tel. 06205/13530 

Aufruf zu Unterstützung und 
Kontaktaufnahme 

Globales Netzwerk 
der von der Atomindustrie bedrohten lndi­
genen Völker gemeinsam mit Umweltschutz­
' Anti-M<Y/- und Menschenrechtsgruppen 

1. Vorgeschichte 

Auf der 1. Weltkonferenz der Strahlenopfer 
im Herbst 1987 in New York wurde der 
Entschluß getroffen, ein weltweites Netzwerk 
der von der Atomindustrie und von Atom­
waffentests Bedrohten aufzubauen. 
Während der Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Anti-Uranabbau- und Ami-Atom­
waffentest-Aktion von BUND und GfbV im 
April 1988 in Deutschland haben sich frag­
föhige Kontakte zwischen unterschiedlichen 
Organisationen und Gruppen aus dem 
Umweltschutz-, Anti-Atom-, Dritte-Welt­
Menschenrechtsbereich etc. mit Vertretem 
indigener Völker ergeben. Diese Kontakte 
sollen aufrechterhalten und intensiviert 
werden. 

Daher soll sich nicht nur um eine Vemet­
zung der bisher an der Anti-Uranabbau­
und Anti-Atomwaffentest-Aktion beteiligten 
deutschen Gruppen untereinander bemüht 
werden, sandem auch mit den Vertretem 
der von der Atomindustrie bedrohten indi­
genen Völker sowie mit ausländischen Um­
weltschutzorganisationen. 

2. Ziele und Hauptaufgabe des Netz­
werkes 

Ziele dieses Netzwerkes sind: 
-"Das Uran muß in der Erde bleiben", d.h., 
aus der sog. friedlichen Nutzung der Atom­
energie aussteigen,die Atomwaffentests 
beenden und Atomwaffen abschaffen,den 
Uranbergbau überflüssig machen und ein­
stellen. 
- dazu beizutragen, daß die indigenen 
Völker das Recht auf ihr land und ihr Recht 
auf Selbstbestimmung, Souveränität zurück­
gewinnen. 
Um diese Ziele zu erreichen, sollten folgen­
de Aufgaben in Angriff genommen werden: 
- Herstellung von Kontakten zwischen Um­
weltschutz- und Anti-Atom-Gruppen welt­
weit einerseits und indigenen Völkem 
andererseits 
- Verbesserung des Informationsaustau­
sches zwischen den genannten Gruppen 
- Koordination von Aktionen 

Deshalb soll ein (entweder regelmäßig oder 
je nach Bedarf arbeitende~ "Informations­
austauschdienst" in Gang gesetzt werden, 
der die speziellen Anliegen und Probleme 
der indigenen Völker mit der Atomindustrie 
berücksichtigt und die Bedrohung der indi­
genen Völker durch Uranabbau, Atomindu­
strie und Atomwaffentests - aber auch 
deren Widerstand - starker in das Bewußt­
sein der deutschen und der intemationalen 
Umweltschutzbewegung rückt. 
Durch möglichst umfangreiche und spezifi­
zierte Adressenlisten ("resource-lists") kann 
interessierten Organisationen, Gruppen 

und Einzelpersonen vermittelt werden, wer 
in welchem land auf welchem Gebiet ar­
beitet und sich mit Kenntnissen bzw. Erfah­
rungen zur Verfügung stellt. 
Weitere Informationen für Interessierte, po­
tentielle Mitarbeiterinnen und Spenderinnen 
sind unter folgender Adresse zu beziehen: 

Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND) 
LV Baden-Württemberg 
Erbprinzenstr. 18 
D 7800 Freiburg 

• •••••• • 
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Die NATO übt: 
Attentat out Schuierer 

Anfang Mörz dieses Jahres sickerte es 
durch: Bei der olle zwei Jahre stattfinden­
den NATO-Übung WINTEX (Winter-Exerd­
se) wurde ein Attentat aus dem "Kreis der 
Friedensbewegung" auf Landrat Schuierer­
simuliert (mit MPs, der Autor schötzt: 
Marke 'Koloschnikow1. Oie Polizei habe 
sofort eingegriffen und den Landrat sowie 
seinen Fahrer qerettet. Außerdem wor es 
Bestandteil der Ubung, daß Wockersdorfer 
Borger gegen Anti-WAA-Oemonstranten 
tötlich geworden seien (also ein BOrger­
krieg im Sinne der Militörstrotegen: die 
Kleinen hauen sich gegenseitig den 
Schödel eint). 
Zur Einordnung des Szenarios: Bei der 
Übung wurde die sog. Verteidigung "bei 
einem feindlichen Angriff auf die Bundesre­
publik" geObt. "Nach der Vorgabe werden 
Teile des Landes besetzt, BrOcken ge­
sprengt, riesige Flüchtlingsströme wölzen 
sich Ober die Straßen. Bund, tonder und 
Kommunen, Polizei, Rettungsdienste und 
Kotostrophenschutz werden gefordert, 
T umhaUen zu Lazaretten umfunktioniert und 
Propagonda-Fiugblötter über Feindesland 
abgeworfen. Oie Situation eskaliert bis zum 
bevorstehenden Atomschlag. • 

Ganz abgesehen davon, daß hier Kriegs­
vorbereitung betrieben wurde: was solhe 
die "Schuierer-Einspielung"? 
Es wurde bekannt, daß das boyarische In­
nenministerium in einem "groben Übungs­
rahmen" einen Zusammenstoß zwischen 
"Sicherheitslctöften" und "militanten Störem' 
aus der Friedensbewegung (I) vorgesehen 
hoffe, inclusive Geföhrdung for Reprtisen­
tanten des Staates: "Die örtliche Einsatzlei­
tung hatte zu der Überzeugung zu 
kommen, daß aufgrund der politischen Si­
tuation eine 'reale Geföhrdungslage' für 
RaprOsentanten des Staates bestand. • Oie 
Polizeidirektion Amberg hoffe dann quasi in 
diesem Rahmen Schuierer "eingespielt" (alle 
Zitate: MZ, 3.3.89). 
Oie Polizei suchte fürderhin vor ollem den 
Petzer und bestand auf der Geheimhal­
tung. Als Höhepunkt erldörte schließlich das 
bayerische Innenministerium: Das Landrats­
amt Schwandorf sei selbst verantwortlich für 
das 'Attentat" gewesen! Denn als örtliche 
Einsatzleitung habe es eine Gelöhrdung 
des Landrats angenommen (MZ, 13.3.89). 
- Wie die Übung auf Weisung des Innen­
ministeriums (s.o.) sowieso vorsah, muß 
man jedoch hinzufügen ... 

Bloc:kade-ProzeB am 9Juni 
Überlingen, 27.3.89 
Liebe Freunde/Innen, 

Direkt nach der Katastrophe in Tschemobyl 
grOndeten wir eine 'Kampagne ziviler Un­
gehorsam bis zur Stillegung aller Atomonlo­
gen'. Am 1 0 . Juli 86 blockierte unsere 
Gruppe zum erstenmal gewaltfrei die Bau­
stellenzufahrt zum GKNII (dem noch in Bau 
befindlichen 2. Atomreaktor in Neckarwest­
heim). 
Oie Aktion verlief medienwirksam und fried­
lich. 5000 Polizisten beobachteten 1 00 
Demonstranten III Zunöchst konnten wir die 
Haup1zufahrt zur Baustelle abriegeln. Nach 
etwa 45 Minuten entschloß sich die Baulei­
tung, den Bauzaun an einer anderen Stelle 
auszuheben, um eine zweite Einfahrt zu 
schaffen. Wir blockierten dieses Tor eben­
falls, dabei wurden 5 Leute festgenommen. 
Strafbefehle gab's erst im Dezember 87 
wg. "Nötigung'. Oie Verhandlung soll om 
9 . Juni sein. 
Interessant dürfte der Prozeß sein, da es 
sich hier um den ersten Prozeß dieser Art 

handelt, also noch keine Fließbandurteile. 
Interessant ist, daß die drei festgenomme­
nen Blockierer der zweiten Blockade vom 
28.August 86 bis heute noch keinen Straf­
befehl erhahen haben. 
Da es ein gemeinschaftlicher Proze6 sein 
wird, werden wir uns thematisch aufteilen -
die Argumentation wird vielföltig sein: 
Kurzum, eine interessante Lektion in Staats­
bürgerkunde. 
Kommt zuhauf! 
Zeigt Solidaritötl 
Alle, die selbst eine Verhandlung noch aus­
zustehen haben, können sicherlich davon 
profitieren. 

M it strahlenden GrOßen, 
lnge Sterk 
Hildegardring 45 
7no Überlingen 

ProzeHtermin: 
Amtsgericht Heilbronn 
Wilhelmstr. 2 -4 
7100 Heilbronn 

9Juni 1989, 13.30 h, Zi.149 
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Hubschrouberbruchpilot: 
Strafe mild, Rehabilitation im Gange 

18.11.88: Der Führer des Hubschraubers 
"Edelweiß 2", der bei der Verfolgung eines 
WM-Gegners am 7.9.86 in der Nahe des 
WAA-Gelandes einen Schienenbus der 
Linie Schwandorf- Furth i.W. rammte (Re­
sultat: beide Fahrzeuge ausgebrannt, ein 
toter und vier mehr oder weniger schwer­
verletzte Polizisten, verletzter Triebwagen­
fahrer), wurde vom Schöffengericht 
Schwandorf ZU 180 T agessatzen a 46 
Mark verurteilt. Das Urteil erfolgte wegen 
fahrlössiger Tötung, fahrlössiger Körperver­
letzung und fahrlössigen Eingriffs in den 
Schienenverkehr und lag 30 T agessötze 
über (I) dem Antrag der Staatsanwaltschaft. 
Dem Lokführer, der als Nebenkläger 
auftrat, wurde nochmals bestätigt, daß ihn 
keine Schuld traf (vgl Radi 11 & 18). 
Der Anwalt des Nebenldögers kritisierte die 
geringe Strafe. Bereits bei einem Verkehrs­
unfall mit fahrlässiger Tötung gebe es in 
der Regel Freiheitsstrafen von 8 - 9 
Monaten. 

Übrigens: Der Bruchpilot ist schon längst 
wieder gesellschaftlich bzw. polizeilich re­
habilitiert. Er flog z. B. den jüngst verschie­
denen Landesvater ins Krankenhaus 
(wahrend des Prozesses führte er diesen 
Umstand in der Tat zu seiner Verteidigung 
an I). 

Bombenwahn 
Ein neuer Videofilm 

Der Videofilm schildert die militörischen Hin­
tergründe der bundesdeutschen Atompolitik 
anhand des Kernforschungszentrums Karls­
ruhe. Dieser Anknüpfungspunkt war u.a. 
deshalb geboten,da 
• anhand des KfK,der ersten bundesdeut­

schen Atomanlage,die personellen und 
kapital-strukturellen Kontinuitöten zur 
Nazi-Atombombenpolitik besonders au­
genföllig sind, 

• im KfK 'bombenföhige• Anlagen arbei­
ten,die sonst nirgends in der BRD zu 
finden sind,wie eine Wiederaufarbei­
tungsanlage (seit 1971) und ein Schnel­
ler Brüter (seit 1977), 

• das KfK auch international Bombenge­
schäfte gemacht hat: Schlüsseltechnolo­
gien wurden u.a. an 
Argentinien,Südafrika,Brasilien geliefert. 

Durch diese drei Schwerpunkte ist der Film 
nicht nur für Anti-Atom-Initiativen und Frie­
densinitiativen interessant,sondem auch für 
Antifa-lnteressierte und Internationalismus­
Gruppen (besonders Südafrika/Brasilien). 
Das Video ist professionell gemacht und 
dauert 55 Minuten. Der leihpreis für eine 
Kopie (VHS) beträg(W& DM. 

Verleihadresse: 
Videogruppe Schrägspur 
Schillerstr.28 
69 Heidelberg 
Tel. 06221/24414 
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Urangesellschaft mbH FfM will 
Uranmine in Inuit-Territorium 
eröffnen! 
1993/94 soll mit dem Uranabbau der 
Baker Lake Mine in den Nord-West-Territo­
rien Kanadas begonnen werden. Das Ge­
nehmigungsverfahren wurde inzwischen 
von der kanadischen Tochterfirma der 
Frankfurter Urangesellschaft, der Urange­
sellschaft Canada ltd., eingeleitet 
(s.pogrom 141 /88,S. 9). Oie Urangesell­
schaft Frankfurt gehört zu je einem Drittel 
der VEBA AG, STEAG AG und der Metall­
gesellschaft AG. Betroffen sind die Inuit, 
die um den Baker Lake herum leben. 

Weitere Informationen - u.a. Artikel, Fotos, 
DIN A 2 Plakat "laßt das Uran in der Erde" 
(1-, ab 5 Expl. - DM), Schaubild 
'Deutsches Kapital und Uranabbau• und 
das Buch 'Strahlende Geschäfte - Der Tanz 
auf dem Weltmarkt" mit 35% Wiederver­
köuferrabatt - sind bei folgenden Organi­
sationen erhältlich: 

Informationszentrum Solidarische Welt 
lingenerStr.9 
4400 Münster 
Tel. 0251/665697 

AKAFRIK 
Arbeitskreis Afrika 
Tel. 0251/661116 

Halbwertzeit Information 
Verein zur Förderung ökologischen 
Denkens und Handeins 
Tel. 0251/661720 

GfbV und BUND Freiburg 
Erbprinzenstr. 18 
7800 Freiburg 
Tel. 0761/35254 

Todesfälle in der Hauptwindrich­
tung 
Neuauflage der Studie über leukömieto­
desfölle bei Kindem und Jugendlichen in 
der Umgebung des Atomkraftwerkes Wür­
gassen 
Autor: Matthias Oemuth (Kinderarzt) 

Im Mörz 1988 trat der Kasseler Kinderarzt 
Matthias Demuth mit einer wissenschaftli­
chen Studie an die Öffentlichkeit. ln der 
Umgebung des Atomkraftwerkes Würgos­
sen sterben doppelt so viele Kinder und Ju­
gendliche an Leukämie, als das statistisch 
zu erwarten wäre. Demuth hat weiter re­
cherchiert und legt, in einer gerade er­
schienen Neuauflage, noch erdrückendere 
Fakten vor. 
Im Gegensatz zur ersten Auflage standen 
ihm die Windrichtungsdaten vom Atom­
kraftwerk Würgassen diesmal zur Verfü­
gung. Aus einer hochwahrscheinlichen 
Vermutung sind Tatsachen geworden, d.h,. 
die meisten T odesfölle treten tatsächlich in 
der Hauptwindrichtung auf. Im 20 Kilome­
ter Radius gibt es 15 nachweisbare Leukä­
mietodesfälle - 7,86 wären statistisch 
erwartbar. Bei überwiegenden Winden aus 
südlicher Richtung sind 13 Todesfälle in 
nördlicher Richtung des J«:W, also im Ab­
windbereich, aufgetreten. 
Demuth fordert öhnliche Untersuchungen 
für alle l«:W- Standorte, es ginge darum, 
endlich Konsequenzen zu ziehen und nicht 
mehr länger um den heißen Brei herum zu 
reden. 

Oie Studie kann für - DM (plus Porto) 
bestellt werden bei: 

Stattzeitung 
Elfbuchenstr. 1 8 
3500 Kassel 

Nur Vorrauskasse (keine Briefmarken) 



EUKO 
Inforundbrief der deutsch-niederlöndischen 
"Konferenz gegen Atomamlogen in der 
Euregio und im Münsterland" 

• Standortberichte besonders aus: 
• Gronou, üngen, Ahous, Almelo (Nl), 

u.a. 
• Konferenzprotokolle 
• Diskussionsbeitröge 
• Termine, Pressespiegel, u.a.m. 

Andere Ober uns: 
"Dos EUKO - Info (steht) mit an der Spitze 
jener lnfo-Werlce, auf die die Anti-AI<W-Be­
wegung nicht mehr verzichten kann. • (BUU 
Holstein) 

co. monatlich, co. 30 Seiten; 
Johresobo: 40 DM (Rabatt möglich), 
Probeinfo: 2 DM in Briefmarken. 

N( Umwelt Gronou 
Siedlerweg 7 
4432 Gronou 

anti atom aktuell 
Neue Zeitschrift der Anti-AKW-Bewe­
gung 

Der Rundbrief der Initiativen noch Tscher­
nobyl und der Atommüllkonferenzrundbrief 
sind zusammengelegt worden und erschei­
nen ob jetzt gemeinsam. 
Die Herausgabe der neuen Zeitschrift "anti 
otom aktuell" wird aus Münster orgonisielf 
werden. Wir wollen uns bemühen, wie der 
Trtel schon sogt, ein aktuelles Organ der 
Anti-AKW-Bewegung zu erstellen. Heraus­
gabe soll fürs erste monatlich sein. Natür­
lich seid Ihr auch weiterhin gefordert, 
Beitröge zu schicken und die Zeitschrift zu 
abonnieren. Natürlich hötten wir es auch 
geme, wenn sich Wiederverköuferlnnen 
melden würden. 
Die nöchste Nummer erscheint Anfang 
April mit dem Reader der Frühjahrskonfe­
renz in Wiesbaden. 

Bezugsbedingungen: 
5.- DM im Monat oder 60.- DM/Jahr an: 
A Eberhordt 
- Sonderkonto -
Postgiro Dortmund 
BLZ.: 440 1 00 46 
Kto.Nr.: 2975 45-46 
Bezugsadresse: 
anti atom aktuell 
z.H. Umweltzentrum 
Schomhorststr. 57 
4400 Münster 
Tel.: 02511521112 
Do 13- 18.30 Uhr 

Rolf Gössner 

Handbuch zur Verteidigung 

der Bürge·rrechte · 

• . . 
Dokumentation 
Broschüre zu den münchner Aktionen 
gegen fWF und Weltbank. Versuch der Ein­
schötzung der fWF/WB-Kompagne. 36 S., 
A4, 3 DM, ob 1 0 Stück 2.50 DM zzgl. 
1.50 DM Porto. 

Bestellungen an: 
ZEF 
Poriserstr. 7 
8München 80 
Tel. 089 I 448 48 10 

Aus dem Inhalt: rwF-WB Iossen bluten I 
Bilanz der Arbeit der rwF-WB-Koordinatian 
I Bericht von der Demo I Profit für die Kon­
zerne; Armut für die Völker I Brief von 
lngrid ... 

Wir suchen noch Cartoons, Artikel, Infos, 
Photos usw. für den Atomkraft Neinl Koten­
der 1990. 
Schickt uns bitte Eure aktualisierten Aclres­
sen fürs Adressenverzeichnis. Die Kalender­
gruppe. 
Bemd Drücke 
Am Berg fidel 66 
4400 Münster 
Tel. 0251/784888 
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